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2013/0264 (COD)

Vorschlag fiir eine
RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

iiber Zahlungsdienste im Binnenmarkt und zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG,
2013/36/EU und 2009/110/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf

Artikel 114,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses',

nach Stellungnahme der Europiischen Zentralbank?,

nach Anhorung des Européischen Datenschutzbeauftragten,

geméil dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

! ABLCJ[...]vom[...],S. [...].
2 ABL C[...]vom[...],S. [...].

b
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In den letzten Jahren sind bei der Integration von Massenzahlungen in der Union erhebliche
Fortschritte erzielt worden, insbesondere im Zusammenhang mit den Rechtsakten der Union
zum Zahlungsverkehr, und hier vor allem mit der Richtlinie 2007/64/EG des Européischen
Parlaments und des Rates®, der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europiischen
Parlaments und des Rates*, der Richtlinie 2009/110/EG des Européischen Parlaments und
des Rates’ sowie der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europaischen Parlaments und des
Rates®. Mit der Richtlinie 2011/83/EU des Europiischen Parlaments und des Rates’ wurde
der Rechtsrahmen fiir Zahlungsdienste weiter ergénzt, indem durch die Festlegung einer
bestimmten Obergrenze die Mdglichkeit beschriankt wurde, dass Einzelhéndler ihren

Kunden fiir die Nutzung eines bestimmten Zahlungsmittels einen Aufschlag berechnen.

Die Richtlinie 2007/64/EG wurde im Dezember 2007 auf der Grundlage eines
Kommissionsvorschlags vom Dezember 2005 angenommen. Seitdem erfuhr der Markt fiir
Massenzahlungsverkehr bedeutende technische Innovationen, die mit dem raschen
zahlenmiBigen Wachstum der elektronischen und mobilen Zahlungen und mit dem

Aufkommen neuer Arten von Zahlungsdiensten am Markt einhergingen.

Richtlinie 2007/64/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007
iber Zahlungsdienste im Binnenmarkt (ABI. L 319 vom 5.12.2007, S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. September 2009 iiber grenziiberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABI. L 266 vom 9.10.2009, S. 11).
Richtlinie 2009/110/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. September
2009 tiber die Aufnahme, Ausiibung und Beaufsichtigung der Tétigkeit von E-Geld-
Instituten, zur Anderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung
der Richtlinie 2000/46/EG (ABIL. L 267 vom 10.10.2009, S. 7).

Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 14. Mirz
2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschiftsanforderungen fiir
Uberweisungen und Lastschriften in Euro und zur Anderung der Verordnung (EG)

Nr. 924/2009 (ABIL. L 94 vom 30.3.2012, S. 22).

Richtlinie 2011/83/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011
iber die Rechte der Verbraucher, zur Abidnderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und
der Richtlinie 1999/44/EG des Européischen Parlaments und des Rates sowie zur
Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 304 vom 22.11.2011, S. 64).
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(5a)

Die Priifung des Rechtsrahmens der Union fiir Zahlungsdienste und insbesondere die
Analyse der Auswirkungen der Richtlinie 2007/64/EG sowie die Konsultation zum
Griinbuch "Ein integrierter europdischer Markt fiir Karten-, Internet- und mobile
Zahlungen"® haben gezeigt, dass diese Entwicklungen in regulatorischer Hinsicht erhebliche
Herausforderungen zur Folge haben. Wichtige Bereiche des Zahlungsverkehrsmarkts,
insbesondere die Mirkte fiir Karten-, Internet- und mobile Zahlungen, sind nach wie vor
entlang der einzelstaatlichen Grenzen aufgeteilt. Viele innovative Zahlungsmittel fallen
teilweise oder ganz aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2007/64/EG heraus.
Dariiber hinaus haben sich der Anwendungsbereich der Richtlinie 2007/64/EG und
insbesondere die davon ausgenommenen Elemente, wie bestimmte zahlungsbezogene
Aktivitdten, in Anbetracht der Marktentwicklung in einigen Féllen als zu wenig eindeutig,
zu allgemein oder einfach iiberholt erwiesen. Dies fiihrt in bestimmten Bereichen zu
Rechtsunsicherheit, potenziellen sicherheitsrelevanten Risiken in der Zahlungskette und
mangelndem Verbraucherschutz. Es hat sich als schwierig erwiesen, innovative und
benutzerfreundliche digitale Zahlungsdienste einzufiihren und sowohl den Verbrauchern als
auch den Einzelhdndlern in der Union wirksame, bequeme und sichere Zahlungsmethoden

anzubieten.

Die Schaffung eines integrierten Binnenmarkts fiir elektronische Zahlungen ist
Voraussetzung dafiir, dass Verbraucher, Hindler und Unternehmen im Hinblick auf die
Entwicklung der digitalen Wirtschaft in den vollen Genuss der Vorteile des Binnenmarkts

kommen.

Zur SchlieBung der regulatorischen Liicken sollten neue Vorschriften vorgesehen werden
und gleichzeitig sollte fiir mehr Rechtsklarheit sowie eine unionsweite konsequente
Anwendung des rechtlichen Rahmens gesorgt werden. Sowohl den bestehenden als auch den
neuen Akteuren am Markt sollten gleichwertige Geschéftsbedingungen garantiert werden,
indem fiir neue Zahlungsmittel der Zugang zu einem groferen Markt erleichtert und ein
hohes Maf} an Verbraucherschutz bei der Nutzung dieser Zahlungsdienstleistungen in der
gesamten Union gewihrleistet wird. Dies sollte zu einem Abwirtstrend bei Kosten und
Preisen fiir die Nutzer von Zahlungsdienstleistungen und zu mehr Auswahl und Transparenz

bei den Zahlungsdiensten fiithren.

Dieser Rechtsrahmen soll nicht in jeder Hinsicht umfassend sein. Vielmehr sollte seine
Anwendung auf Dienstleister beschréinkt sein, die im Einklang mit dieser Richtlinie

Zahlungsdienste hauptberuflich oder gewerblich erbringen.

8

COM(2011) 941 final.
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In den letzten Jahren haben sich die mit elektronischen Zahlungen verbundenen sicher-
heitsrelevanten Risiken erhoht, was der groferen technischen Komplexitét dieser Zahlungen,
deren weltweit stindig wachsendem Volumen und den neu aufkommenden Arten von
Zahlungsdiensten geschuldet ist. Da zuverldssige und sichere Zahlungsdienste eine
entscheidende Bedingung fiir einen gut funktionierenden Zahlungsverkehrsmarkt darstellen,
sollten die Nutzer von Zahlungsdiensten vor solchen Risiken angemessen geschiitzt werden.
Zahlungsdienste sind eine wesentliche Voraussetzung fiir die Aufrechterhaltung zentraler
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Tatigkeiten. Zahlungsdienstleister sollten einen
Rahmen zur Risikominderung festlegen und wirksame Verfahren fiir das Vorfall-
Management anwenden. Aktualisierte Bewertungen der Risiken im Zusammenhang mit
Zahlungsdiensten sollten den zustindigen Behorden alljdhrlich oder in der von den
zustindigen Behorde festgelegten Haufigkeit bereitgestellt werden. Die Europdische
Bankenaufsichtsbehorde (EBA) sollte Richtlinien zu diesen Sicherheitsmafinahmen
ausarbeiten und die Zusammenarbeit mit den zustdndigen Behdrden, der Europédischen
Zentralbank (EZB) und der Agentur der Européischen Union fiir Netz- und Informations-

sicherheit (ENISA) fordern.

Die mit Zahlungsvorgédngen verbundenen sicherheitsrelevanten Risiken sollten auch auf der
Ebene der Zahlungsdienstleister in Angriff genommen werden. Die von den Zahlungsdienst-
leistern zu ergreifenden Maflnahmen miissen den jeweiligen sicherheitsrelevanten Risiken
angemessen sein. Es sollte ein Mechanismus zur regelméfBigen Berichterstattung geschaffen
werden, damit Zahlungsdienstleister den zustindigen Behorden regelmifBig eine aktualisierte
Bewertung ihrer sicherheitsrelevanten Risiken und die als Reaktion darauf ergriffenen
MaBnahmen iibermitteln. Damit dafiir gesorgt ist, dass Schéden fiir andere Zahlungsdienst-
leister und Zahlungssysteme, zum Beispiel eine wesentliche Storung eines Zahlungssystems,
und Schéden fiir die Nutzer auf ein Minimum begrenzt werden, ist es des Weiteren von
entscheidender Bedeutung, dass Zahlungsdienstleister schwere Sicherheitsvortfille
unverziiglich den nach dieser Richtlinie zustdndigen Behorden melden miissen. Zudem ist

vorgesehen, dass die EBA als Koordinatorin tétig ist.
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Der iiberarbeitete Regulierungsrahmen fiir Zahlungsdienste wird durch die Verordnung (EU)
[Nr. XX/XXXX] des Europaischen Parlaments und des Rates’ ergiinzt. Mit der genannten
Verordnung werden Vorschriften im Hinblick auf die Berechnung multi- und bilateraler
Interbankenentgelte fiir simtliche Transaktionen mit Debit- und Kreditkarten von
Verbrauchern sowie fiir auf diesen Transaktionen basierende elektronische und mobile
Zahlungen und Beschriankungen der Inanspruchnahme bestimmter Geschéftsregeln
beziiglich Kartentransaktionen eingefiihrt. Zweck der genannten Verordnung ist es, noch

schneller zu einem effektiv integrierten Markt fiir kartenbasierte Zahlungen zu kommen.

Damit voneinander abweichende Ansédtze in den Mitgliedstaaten, die sich nachteilig auf die
Verbraucher auswirken konnten, vermieden werden, sollten die Vorschriften dieser
Richtlinie liber Transparenz und die Informationspflichten fiir Zahlungsdienstleister und die
Vorschriften iiber die Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Bereitstellung und
Nutzung von Zahlungsdiensten nach Mdglichkeit auch fiir Transaktionen gelten, bei denen
der Zahlungsdienstleister des Zahlers oder des Zahlungsempfangers innerhalb des
Europiischen Wirtschaftsraums (im Folgenden "EWR") und der andere Zahlungsdienst-
leister auBerhalb des EWR anséssig ist. Erforderlichenfalls sollten die obengenannten
Bestimmungen auf Transaktionen zwischen im EWR anséssigen Zahlungsdienstleistern in

samtlichen nationalen Wéhrungen ausgedehnt werden.

Die Definition des Begriffs "Zahlungsdienste" sollte technisch neutral sein, die weitere
Entwicklung neuer Arten von Zahlungsdiensten zulassen und gleichzeitig sowohl fiir die
bestehenden als auch fiir die neuen Zahlungsdienstleister gleichwertige Geschifts-

bedingungen gewihrleisten.

Verordnung (EU) Nr. [Nr. XX/XXXX] des Européischen Parlaments und des Rates vom
[Datum] iiber Interbankenentgelte fiir kartenbasierte Zahlungsvorginge (ABIL. L [...], S. [...]).
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Die in der Richtlinie 2007/64/EG festgelegte Ausnahmeregelung fiir Zahlungsvorgénge, die
iiber einen Handelsagenten im Namen des Zahlers oder des Zahlungsempfangers durch-
gefiihrt werden, wird in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich angewendet. Bestimmte
Mitgliedstaaten gestatten, dass die Ausnahmeregelung von Plattformen des elektronischen
Geschiftsverkehrs in Anspruch genommen wird, die als zwischengeschaltete Stelle sowohl
im Namen der einzelnen Kéufer als auch der Verkéufer fungieren, ohne eine reale Spanne
auszuhandeln oder den Verkauf bzw. Kauf von Waren und Dienstleistungen abzuschlie3en.
Dies geht iiber den beabsichtigten Anwendungsbereich der Ausnahme hinaus und erhéht
moglicherweise die Risiken filir die Verbraucher (da diese Anbieter vom Schutz durch den
Rechtsrahmen ausgenommen bleiben). Unterschiedliche Anwendungspraktiken verzerren
auch den Wettbewerb auf dem Zahlungsverkehrsmarkt. Um diesen Problemen entgegen-
zuwirken, muss also klargestellt werden, dass die Ausnahmeregelung nur dann auch fiir
Agenten gelten kann, die im Namen sowohl des Zahlers als auch des Zahlungsempfangers
tatig sind (wie etwa Plattformen des elektronischen Geschéftsverkehrs), wenn diese zu

keinem Zeitpunkt im Besitz der Kundengelder sind.

Diese Richtlinie sollte nicht fiir die Tétigkeiten von Geldtransportunternehmen und Cash-
Management-Unternehmen gelten, wenn sich die betreffenden Tatigkeiten auf den

physischen Transport von Banknoten und Miinzen beschrinken.
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Aus den Riickmeldungen vom Markt ergibt sich, dass die unter die Ausnahme fiir begrenzte
Netze fallenden Zahlungen haufig betrachtliche Volumen und Werte umfassen und den
Verbrauchern Hunderte oder Tausende verschiedener Produkte und Dienstleistungen
angeboten werden, was dem Zweck der fiir begrenzte Netze geltenden Ausnahme im Sinne
der Richtlinie 2007/64/EG nicht entspricht. Dies bedeutet, dass fiir die Nutzer dieser
Zahlungsdienste, insbesondere flir Verbraucher, groflere Risiken bestehen und kein
rechtlicher Schutz gewéhrleistet ist und regulierten Akteuren am Markt eindeutige Nachteile
entstehen. Zur Beschriankung dieser Risiken wurde das Verbot aufgenommen, ein und
dieselbe Bedingung fiir eine Ausnahme 6fter als einmal auf ein bestimmtes Instrument
anzuwenden; zudem ist eine Meldepflicht fiir Félle vorgesehen, in denen die ausge-
nommenen Tétigkeiten die festgelegte Obergrenze liberschreiten. Als im Rahmen einer
Ausnahme verwendbar sollte ein Zahlungsinstrument unter folgenden Bedingungen gelten:
1) Es kann nur fiir den Erwerb von Waren und Dienstleistungen in einem bestimmten
Geschift oder einer bestimmten Ladenkette verwendet werden, wenn die beteiligten
Unternehmen durch eine gewerbliche Vereinbarung verbunden sind, in der die Verwendung
einer einheitlichen Marke vorgesehen ist, die das Bestehen einer rechtlich erheblichen
Beziehung zwischen der Muttergesellschaft und den Verkaufsstellen, in denen die
ausgegebenen Zahlungsinstrumente akzeptiert werden, fiir die Offentlichkeit vollig
ersichtlich macht und die obengenannte Marke in den Verkaufsstellen verwendet wird und —
nach Moglichkeit — auf dem dort verwendbaren Zahlungsinstrument aufgefiihrt ist; i) es
kann nur zum Erwerb einer begrenzten Auswahl von Giitern oder Dienstleistungen
verwendet werden, sofern der Verwendungszweck unabhéngig vom geografischen Ort der
Verkaufsstelle wirksam auf eine feste Zahl funktional verbundener Waren oder Dienst-
leistungen begrenzt ist; oder ii1) es unterliegt einer Regelung durch eine nationale oder
regionale 6ffentliche Stelle fiir bestimmte soziale oder steuerliche Zwecke zum Erwerb
bestimmter Waren oder Dienstleistungen. Beispiele fiir solche Instrumente konnen
Kundenkarten, Tankkarten, Mitgliedskarten, Fahrkarten, Essensgutscheine oder Gutscheine
fiir Dienstleistungen sein, die manchmal einem bestimmten steuer- oder arbeitsrechtlichen
Rahmen unterliegen, der die Verwendung solcher Instrumente zur Erfiillung der Ziele der
Sozialgesetzgebung fordert. Entwickelt sich ein solches Instrument mit bestimmtem
Verwendungszweck zu einem Instrument zur allgemeinen Verwendung, sollte die
Ausnahme vom Geltungsbereich dieser Richtlinie keine Anwendung mehr finden.
Instrumente, die fiir Einkdufe in den Geschéften der angeschlossenen Héndler verwendet
werden konnen, sollten vom Geltungsbereich dieser Richtlinie nicht ausgenommen werden,

da sie in der Regel fiir ein stetig wachsendes Netz von Dienstleistern gedacht sind.
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Vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2007/64/EG ausgenommen sind bestimmte
Zahlungsvorginge, die liber ein Telekommunikations- oder IT-Gerét ausgefiihrt werden,
wobei der Netzbetreiber nicht ausschlieBlich als zwischengeschaltete Stelle fiir die Lieferung
digitaler Waren und Dienstleistungen iiber das betreffende Gerit fungiert, sondern diesen
Waren und Dienstleistungen auch einen Mehrwert verleiht. Insbesondere sind nach dieser
Ausnahmeregelung die Abrechnung iiber den Betreiber bzw. direkte liber die Telefon-
rechnung abgerechnete Kaufe zugelassen, was bereits mit Klingeltonen und Premium-SMS-
Diensten funktioniert und zur Entwicklung neuer Geschéftsmodelle beitragt, die sich auf den
Verkauf digitaler Inhalte im Kleinbetragsbereich und Sprachdienste stiitzen. Diese Dienste
umfassen Unterhaltung (Chat, Downloads wie Videos, Musik und Spiele), Information
(Wetter, Nachrichten, aktuelle Sportmeldungen, Aktienkurse), Auskunftsdienste sowie die
Beteiligung an Fernseh- und Radiosendungen (Abstimmungen, Wettbewerbe, Live-
Feedback). Aus den Riickmeldungen vom Markt ergeben sich keine Belege dafiir, dass sich
diese bei den Verbrauchern im Falle niedrigschwelliger Zahlungen beliebte Zahlungs-
methode zu einem allgemeinen Vermittlungsdienst im Zahlungsverkehr entwickelt hat.
Aufgrund des uneindeutigen Wortlauts der derzeitigen Ausnahmeregelung wird diese
Vorschrift in den Mitgliedstaaten unterschiedlich umgesetzt. Dies fiihrt zu einem Mangel an
Rechtssicherheit fiir Betreiber und Verbraucher und hat es gelegentlich Zahlungsverkehrs-
vermittlungsdiensten ermdglicht, auf ihre Berechtigung zu pochen, die Ausnahme vom
Anwendungsbereich der Richtlinie 2007/64/EG in Anspruch zu nehmen. Daher sollte der
Anwendungsbereich dieser Ausnahmeregelung besser prézisiert und speziell auf Klein-
betragszahlungen fiir digitale Inhalte und Sprachdienste ausgerichtet werden. . Die
Ausnahme sollte nur fiir Zahlungsdienste gelten, die von einem Anbieter elektronischer
Kommunikationsnetze oder -dienste als Nebendienstleistung zusitzlich zu elektronischen
Kommunikationsdiensten (d. h. dem Kerngeschéft des betreffenden Betreibers) erbracht

werden.
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(13¢)

Es wurde eine neue Ausnahmeregelung eingefiihrt, um der Entwicklung bei den Zahlungen
gebiihrend Rechnung zu tragen, bei denen die Kunden insbesondere von jedem Ort aus und
zu jeder Zeit tiber ihr Mobiltelefon oder ein anderes Gerit elektronische Tickets bestellen,
bezahlen, erhalten und validieren kénnen. Elektronische Tickets ermdglichen und erleichtern
die Bereitstellung von Diensten, die die Kunden andernfalls in Papierform erwerben wiirden,
und gelten in den Bereichen Beforderung, Unterhaltung, Parken und Eintritt zu
Veranstaltungen, jedoch nicht fiir materielle Giiter; sie senken also die Produktions- und
Vertriebskosten, die fiir die herkdmmliche Ausstellung von Tickets auf Papier anfallen, und
steigern die Kundenfreundlichkeit durch die Bereitstellung neuer und einfacher Wege fiir

den Kauf von Tickets.

Um die Belastungen fiir Einrichtungen, die Spenden fiir gemeinniitzige Zwecke sammeln, zu
verringern, wurde eine weitere Ausnahmeregelung eingefiihrt, die fiir Zahlungsvorgénge im
Zusammenhang mit Spenden zugunsten gemeinniitziger Organisationen gilt. Um die
Ausnahme klar auf Zahlungen mit niedrigen Risikoprofil zu beschrénken, wurde ein
Hochstbetrag festgesetzt. Zudem konnen die Mitgliedstaaten im Einklang mit ihren
nationalen Rechtsvorschriften die Ausnahme auf Spenden fiir registrierte gemeinniitzige

Organisationen begrenzen.

Eines der Hauptziele der Einfiihrung von SEPA war es, die Einrichtung europaweiter
"Fabriken" fiir Zahlungen zu erleichtern und die Einrichtung von "Fabriken" zur Einziehung
von Zahlungen zu ermdglichen, durch die alle Transaktionen einer Unternehmensgruppe
unter Verwendung der Funktion "im Namen von" zentralisiert werden konnen. In diesem
Zusammenhang sollte dafiir gesorgt werden, dass Zahlungsvorgidnge zwischen einem
Mutterunternehmen und seinem Tochterunternehmen oder zwischen Tochterunternehmen
desselben Mutterunternehmens ohne Mitwirkung eines Zahlungsdienstleisters, sofern es sich
bei diesem nicht um ein Unternehmen der gleichen Gruppe handelt, von der Anwendung
dieser Richtlinie ausgenommen werden. Diese Ausnahmeregelung umfasst ferner 1)
Zahlungsvorginge, die von einem Mutterunternehmen im Namen seiner Tochterunter-
nehmen oder von einem Tochterunternehmen im Namen seines Mutterunternehmens oder
anderer Tochterunternehmen desselben Mutterunternehmens ausgelost werden, sofern diese
Zahlungsvorginge ("Zahlungen im Namen von") von einem Zahlungsdienstleister durch-
gefiihrt werden, und ii) Zahlungsauslosedienste und Kontoinformationsdienste, die von
einem Mutterunternehmen im Namen seiner Tochterunternehmen oder von einem Tochter-
unternehmen im Namen seines Mutterunternehmens oder anderer Tochterunternehmen

desselben Mutterunternehmens erbracht werden.
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(15)

In dhnlicher Weise wurden vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2007/64/EG
Zahlungsdienste ausgenommen, die von Aufstellern multifunktionaler Bankautomaten
unabhdngig von Banken oder anderen Zahlungsdienstleistern angeboten werden. Diese
Bestimmung fiihrte zur Zunahme unabhéngiger Geldautomatendienste in vielen
Mitgliedstaaten, insbesondere in diinn besiedelten Gebieten. Bleibt dieser schnell wachsende
Teil des Geldautomatenmarkts auBerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie, so
konnen sich jedoch Praktiken durchsetzen, die die Klarheit in Bezug auf die Gebiihren fiir
Geldabhebungen beeintriachtigen konnten, was bei den Verbrauchern oft Verwirrung stiften
und in grenziiberschreitenden Situationen dazu fithren konnte, dass die Gebiihren fiir
dieselbe Abhebung doppelt in Rechnung gestellt werden (vom kontofithrenden Zahlungs-
dienstleister und vom Geldautomatenbetreiber). In jedem Fall sollten die Geldautomaten-
betreiber ihre Gebiihren unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 verrechnen. Um
die Bereitstellung von Geldautomatendiensten aufrechtzuerhalten und gleichzeitig Klarheit
hinsichtlich der Gebiihren fiir Geldabhebungen zu gewihrleisten, sollte die Ausnahme-
regelung daher weiter gelten; allerdings sollte den Geldautomatenbetreibern die Beachtung

bestimmter Transparenzvorschriften vorgeschrieben werden.

Dienstleister, die eine Ausnahmeregelung nach Richtlinie 2007/64/EG in Anspruch nehmen
wollen, fragen héufig nicht bei den Behorden nach, ob ihre Tétigkeiten von der genannten
Richtlinie erfasst sind oder unter eine Ausnahme fallen, sondern verlassen sich auf eigene
Einschiatzungen. Dies hat dazu gefiihrt, dass bestimmte Ausnahmeregelungen in den
Mitgliedstaaten dulerst unterschiedlich angewandt werden. Au3erdem wurden einige
Ausnahmeregelungen offenbar von Zahlungsdienstleistern zum Anlass genommen, ihre
Geschédftsmodelle umzugestalten, so dass die angebotenen Zahlungstitigkeiten vom
Anwendungsbereich der genannten Richtlinie ausgenommen sein wiirden. Dies kann zu
erhohten Risiken fiir Zahlungsdienstnutzer und zu unterschiedlichen Bedingungen fiir
Zahlungsdienstleister im Binnenmarkt fithren. Die Dienstleister sollten daher verpflichtet
sein, bestimmte Téatigkeiten den zustidndigen Behdrden zu melden, damit diese beurteilen
konnen, ob die in den jeweiligen Bestimmungen festgelegten Anforderungen erfiillt sind,
und gewéhrleistet ist, dass die Vorschriften im gesamten Binnenmarkt einheitlich ausgelegt
werden. Insbesondere ist flir alle Ausnahmen, die auf der Einhaltung eines Schwellenwerts
beruhen, ein Meldeverfahren vorgesehen, um die Einhaltung der besonderen Anforderungen
sicherzustellen. Zur Verbesserung der Transparenz miissen die gemeldeten Dienste sowohl
von den zustdndigen Behorden als auch von der EBA 6ffentlich zugénglich gemacht

werden.
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(16)

(16a)

(17)

Dariiber hinaus ist es wichtig, eine Vorschrift fiir potenzielle Zahlungsdienstleister
aufzunehmen, wonach diese den zustindigen Behorden ihre Tétigkeiten melden miissen, die
sie im Rahmen eines begrenzten Netzes auf der Grundlage der Kriterien nach Artikel 3
Buchstabe k Ziffern i und ii erbringen, sofern der Wert der entsprechenden Zahlungs-
vorgdnge einen bestimmten Schwellenwert liberschreitet. Die zustdndigen Behdrden
bewerten, ob die gemeldeten Tétigkeiten tatsidchlich unter Artikel 3 Buchstabe k Ziffern i

oder ii fallen, und unterrichten die EBA entsprechend.

Im Allgemeinen ist darauf hinzuweisen, dass Transaktionen, die nicht in den Anwendungs-
bereich der Richtlinie fallen, durch die geltenden nationalen Rechtsvorschriften geregelt
werden konnen; die Mitgliedstaaten konnen daher in ihrem nationalen Rechtsrahmen
zusitzliche oder erginzende Maflnahmen erlassen, sofern diese MaBBnahmen nicht den

Zielen der Richtlinie widersprechen bzw. im Wege stehen.

Die neuen Vorschriften sollten dem in der Richtlinie 2007/64/EG gewihlten Ansatz folgen,
der samtliche Arten elektronischer Zahlungsdienste umfasst. Daher ist es nach wie vor nicht
angemessen, die neuen Vorschriften auf Dienste anzuwenden, bei denen ausschlieBlich
Banknoten und Miinzen vom Zahler an den Zahlungsempféinger transferiert oder trans-
portiert werden oder der Transfer mit Hilfe eines Schecks in Papierform, eines Wechsels in
Papierform, eines Schuldscheins oder anderen Instruments, eines Gutscheins in Papierform
oder einer Karte, die auf einen Zahlungsdienstleister oder eine andere Partei gezogen sind,

zwecks Bereitstellung eines Geldbetrags an einen Zahlungsempfianger erfolgt.
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Seit der Verabschiedung der Richtlinie 2007/64/EG sind neue Arten von Zahlungsdiensten
entstanden, vor allem im Bereich der Internetzahlungen. Insbesondere sind Zahlungs-
auslosedienste im Bereich des elektronischen Geschéftsverkehrs entstanden. Bei Zahlungen
im elektronischen Geschiftsverkehr spielen diese Dienste eine Rolle, bei denen eine
Softwarebriicke zwischen der Website des Handlers und der Plattform fiir das Online-
Banking des Zahlers eingerichtet wird, um auf Uberweisungen gestiitzte Zahlungen iiber das
Internet auszuldsen. Der Zahlungsauslosedienstleister ist zu keinem Zeitpunkt der
Zahlungskette im Besitz der Mittel des Nutzers. Diese Dienste ermdglichen es dem
Zahlungsausldsedienstleister, dem Zahlungsempfinger die Gewissheit zu geben, dass die
notwendigen Mittel fiir einen bestimmten Zahlungsvorgang auf dem Konto verfligbar sind
und die Zahlung ausgeldst wurde. So soll der Zahlungsempfanger veranlasst werden, die
Ware unverziiglich freizugeben oder die Dienstleistung unverziiglich zu erbringen. Diese
Dienste bieten sowohl den Hiandlern als auch den Verbrauchern eine kostengiinstige Losung
und ermoéglichen es den Verbrauchern, auch ohne Kartenzahlung online einzukaufen. Die
personalisierten Sicherheitsdaten fiir die sichere Kundenauthentifizierung entweder direkt
durch den Zahlungsdienstnutzer oder durch den Zahlungsauslosedienstleister sind in der
Regel diejenigen, die vom kontofiihrenden Zahlungsdienstleister zur Verfligung gestellt
werden. Der Zahlungsausldsedienstleister tritt nicht notwendigerweise in ein Vertrags-
verhiltnis mit dem kontofithrenden Zahlungsdienstleister ein. Zahlungsauslosedienstleister
unterliegen derzeit nicht der Richtlinie 2007/64/EG, werden nicht zwangsldufig von einer
zustidndigen Behorde beaufsichtigt und richten sich nicht nach den Anforderungen der
genannten Richtlinie. Dies wirft eine Reihe rechtlicher Fragen auf, zum Beispiel Aspekte
des Verbraucherschutzes, der Sicherheit, der Haftung, des Wettbewerbs und des Daten-
schutzes. Daher sollten die neuen Vorschriften auf diese Aspekte eingehen. Diese Vor-
schriften sollen die Kontinuitit auf dem Markt sicherstellen und gleichzeitig bestehenden
und neuen Dienstleistern die Moglichkeit geben, ihre Dienste in einem klaren und
harmonisierten rechtlichen Rahmen anzubieten. Unbeschadet der Notwendigkeit, die
Sicherheit von Zahlungsvorgéngen und den Schutz der Verbraucher vor den nachweisbaren
Betrugsrisiken zu gewéhrleisten, sollten die Mitgliedstaaten und die Kommission bis zur
Anwendung dieser Vorschriften den fairen Wettbewerb auf diesem Markt sicherstellen und
dabei ungerechtfertigte Diskriminierungen der vorhandenen Akteure auf dem Markt

vermeiden.
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(18a)

(19)

(19a)

Dariiber hinaus sind im Zuge der technischen Entwicklung in den letzten Jahren auflerdem

eine Reihe ergdnzender Dienstleistungen entstanden, wie zum Beispiel Kontoinformations-

dienste. Diese Dienste bieten dem Zahlungsdienstnutzer aggregierte Online-Informationen
zu einem oder mehreren Zahlungskonten bei einem oder mehreren Zahlungsdienstleistern,
die liber Online-Schnittstellen des kontofiihrenden Zahlungsdienstleisters zugénglich sind,
und geben dem Zahlungsdienstnutzer somit in Echtzeit einen Gesamtiiberblick tiber seine

finanzielle Situation zu einem bestimmten Zeitpunkt. Diese Dienste sollten gleichfalls von
dieser Richtlinie erfasst werden, damit fiir addquaten Schutz der Verbraucher im Hinblick
auf ihre Zahlungen und ihre Kontendaten und Rechtssicherheit beziiglich ihres Status

gesorgt ist.

Ein Finanztransfer ist ein einfacher Zahlungsdienst, der in der Regel auf Bargeld beruht, das

der Zahler einem Zahlungsdienstleister iibergibt, der den entsprechenden Betrag beispiels-

weise liber ein Kommunikationsnetz an einen Zahlungsempfanger oder an einen anderen, im

Namen des Zahlungsempfangers handelnden Zahlungsdienstleister weiterleitet. In einigen
Mitgliedstaaten bieten Supermirkte, Grof3- und Einzelhéndler ihren Kunden eine
entsprechende Dienstleistung flir die Bezahlung von Rechnungen von Versorgungs-

unternehmen und anderen regelméfigen Haushaltsrechnungen. Derartige Bezahldienste

sollten als Finanztransfer behandelt werden; es sei denn, dass die zustédndigen Behorden der

Auffassung sind, dass diese Tatigkeit von einem anderen Zahlungsdienst erfasst wird oder

nach Artikel 3 Buchstabe b vom Anwendungsbereich ausgenommen ist.

Aufgrund der fehlenden Begriffsbestimmung von "Akquisition" in der Richtlinie
2007/64/EG wurde versucht, zwischen verschiedenen Modellen der Akquisition zu
unterscheiden, um einer Regulierung zu entgehen, was allerdings zu einem geringeren
Schutz der Héndler gefiihrt hat. Daher wird eine neutrale Definition der Akquisition von
Zahlungsvorgingen aufgenommen, um nicht nur die herkdémmlichen Modelle der
Akquisition auf der Grundlage der Nutzung von Zahlungskarten, sondern auch andere
Geschédftsmodelle zu erfassen, einschlieBlich solcher, an denen mehr als ein Acquirer
beteiligt ist. So soll sichergestellt werden, dass die Héandler unabhédngig von dem fiir die
Zahlung verwendeten Instrument denselben Schutz genieBBen, wenn die Tétigkeit der
Akquisition von Kartentransaktionen entspricht. Technische Dienstleistungen fiir
Zahlungsdienstleister wie die reine Verarbeitung und Speicherung von Daten oder das
Betreiben von Terminals stellen keine Akquisition dar. Zudem sollte klargestellt werden,
dass manche Modelle der Akquisition keinen tatsdchlichen Geldtransfer vom Acquirer an
den Zahlungsempfinger vorsehen, da die Parteien unter Umsténden andere

Verrechnungsarten vereinbart haben.
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(20)

@2y

(22)

Es sollte festgelegt werden, welche Kategorien von Zahlungsdienstleistern die Erlaubnis zur
unionsweiten Erbringung von Zahlungsdiensten erhalten kdnnen, ndmlich Kreditinstitute,
die mit den Einlagen von Nutzern Zahlungen ausfiihren kdnnen und weiterhin den
aufsichtsrechtlichen Anforderungen der Richtlinie 2013/36/EU des Européischen Parlaments
und des Rates ' unterliegen sollten, E-Geld-Institute, die fiir Zahlungszwecke E-Geld
ausgeben konnen und weiterhin den aufsichtsrechtlichen Anforderungen der Richtlinie
2009/110/EG geniigen sollten, sowie Zahlungsinstitute und Postscheckdmter, die nach

einzelstaatlichem Recht zur Erbringung dieser Dienste berechtigt sind.

Diese Richtlinie sollte die Ausfiihrung von Zahlungsvorgédngen regeln, soweit es sich bei
den Geldbetrdgen um E-Geld im Sinne der Richtlinie 2009/110/EG handelt. Sie sollte
jedoch weder die Ausgabe von E-Geld regeln noch die Regeln fiir die Beaufsichtigung der
E-Geld-Institute nach der genannten Richtlinie &ndern. Die Zahlungsinstitute sollten daher

nicht befugt sein, E-Geld auszugeben.

Mit der Richtlinie 2007/64/EG wurden aufsichtsrechtliche Bestimmungen festgelegt, denen
zufolge eine einheitliche Zulassung fiir alle Zahlungsdienstleister, die keine Einlagen
entgegennehmen oder kein E-Geld ausgeben, eingefiihrt wird. Zu diesem Zweck wurde mit
der Richtlinie 2007/64/EG eine neue Kategorie von Zahlungsdienstleistern, nachstehend
"Zahlungsinstitute", eingefiihrt, und es sollten dadurch die juristischen Personen, die aus den
derzeitigen Kategorien herausfallen, unter strengen und umfassenden Auflagen die
Erlaubnis zur unionsweiten Erbringung von Zahlungsdiensten erhalten. Auf diese Weise

wiirden die genannten Dienste unionsweit den gleichen Bedingungen unterliegen.

10

Richtlinie 2013/36/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tiber
den Zugang zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten
und Wertpapierfirmen, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).
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(23)

(23a)

Die Bedingungen fiir die Erteilung und den Fortbestand der Zulassung als Zahlungsinstitut
haben sich nicht wesentlich geédndert. Wie in der Richtlinie 2007/64/EG umfassen die
Bedingungen aufsichtsrechtliche Vorschriften, die den operationellen und finanziellen
Risiken dieser Institute gerecht werden. In diesem Zusammenhang bedarf es solider
Anforderungen an das Anfangskapital in Verbindung mit der laufenden Kapitalausstattung,
die zu gegebener Zeit je nach den Bediirfnissen des Marktes detaillierter ausgearbeitet
werden konnten. Angesichts der groBen Vielfalt im Bereich der Zahlungsdienste sollte diese
Richtlinie verschiedene Methoden in Verbindung mit einem gewissen Ermessensspielraum
der Aufsichtsbehorden zulassen, um sicherzustellen, dass gleiche Risiken bei allen
Zahlungsdienstleistern gleich behandelt werden. Die Vorschriften fiir die Zahlungsinstitute
sollten der Tatsache Rechnung tragen, dass Zahlungsinstitute ein spezialisierteres und
eingeschrinkteres Geschiftsfeld als Kreditinstitute haben und ihre betriebsbedingten Risiken
deshalb enger sind und leichter {iberwacht und gesteuert werden kdnnen. So sollten
Zahlungsinstitute insbesondere keine Einlagen von Nutzern entgegennehmen und
Geldbetridge von Nutzern nur fiir die Erbringung von Zahlungsdiensten verwenden diirfen.
Die erforderlichen aufsichtsrechtlichen Bestimmungen einschlieBlich des vorgeschriebenen
Anfangskapitals sollten dem Risiko angemessen sein, das mit dem jeweiligen vom

Zahlungsinstitut erbrachten Zahlungsdienst verbunden ist.

Durch diese Richtlinie soll ein hohes Mal} an Verbraucherschutz bei der Nutzung von
Zahlungsdiensten in der Union gewihrleistet werden. Da Verstof3e gegen das Nieder-
lassungsrecht dieses hohe Mal3 an Verbraucherschutz gefdhrden kénnen, muss vorge-
schrieben werden, dass eine Verbindung zwischen den Geschéftstatigkeiten eines
Zahlungsinstituts im Zusammenhang mit Zahlungsdiensten und dem Mitgliedstaat besteht,
in dem es seinen Sitz hat. Eine solche Verbindung wiirde es den zustindigen Behorden auch

ermdglichen, ihren Aufsichtsfunktionen nachzukommen.
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(24)

(25)

27)

Es sollte dafiir gesorgt werden, dass Kundengelder von den Mitteln, die das Zahlungsinstitut
vorhilt, getrennt werden. Sicherungsanforderungen sind erforderlich, wenn sich ein
Zahlungsinstitut im Besitz der Kundengelder befindet. Im besonderen Fall, dass dasselbe
Zahlungsinstitut einen Zahlungsvorgang sowohl fiir den Zahler als auch den Zahlungs-
empfanger abwickelt und dem Zahler ein Kreditrahmen eingerdumt wird, kdnnte es
angebracht sein, die Mittel zugunsten des Zahlungsempfangers abzusichern, sobald sie den
Anspruch des Zahlungsempfiangers gegeniiber dem Zahlungsinstitut darstellen. Auch sollten
die Zahlungsinstitute wirksamen Bestimmungen zur Bekdmpfung von Geldwéasche und

Terrorismusfinanzierung unterworfen werden.

Mit dieser Richtlinie sollte keine Anderungen der Verpflichtungen der Zahlungsinstitute
hinsichtlich ihrer Rechnungslegung und der Priifung ihrer Jahres- und konsolidierten
Abschliisse eingefiihrt werden. Zahlungsinstitute sollten ihre Jahres- und konsolidierten
Abschliisse gemiB der Richtlinie 78/660/EWG des Rates'' und gegebenenfalls nach den
Richtlinien 83/349/EWG'* und 86/635/EWG des Rates'” erstellen. Der Jahresabschluss und
der konsolidierte Abschluss sollten gepriift werden, es sei denn, das Zahlungsinstitut ist nach
der Richtlinie 78/660/EWG und gegebenenfalls den Richtlinien 83/349/EWG und
86/635/EWG von dieser Auflage befreit.

Bei der Erbringung eines oder mehrerer der von dieser Richtlinie erfassten Zahlungsdienste
sollten Zahlungsdienstleister nur Zahlungskonten fiihren, die ausschlieflich fiir
Zahlungsvorginge genutzt werden. Um Zahlungsdienste anbieten zu konnen, miissen
Zahlungsdienstleister Zugang zu von Kreditinstituten gefiihrten Konten haben. Die
Mitgliedstaaten sollten dafiir sorgen, dass dieser Zugang in einer Weise ermoglicht wird, die

dem legitimen Zweck, zu dem er eréffnet werden soll, angemessen ist.

11

12

13

Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 {iber den Jahresabschluss von
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen (ABI. L 222 vom 14.8.1978, S. 11).

Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 iiber den konsolidierten Abschluss
(ABI. L 193 vom 18.7.1983, S. 1).

Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 iiber den Jahresabschluss und den
konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (ABL. L 372 vom
31.12.1986, S. 1).
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(28)

(29)

Diese Richtlinie sollte die Gewédhrung von Krediten durch Zahlungsinstitute, das heif3t die
Einrdumung von Kreditrahmen und die Ausgabe von Kreditkarten, nur in den Féllen regeln,
in denen die Gewéhrung eng mit Zahlungsdiensten verbunden ist. Nur wenn Kredite mit
kurzer Laufzeit gewéhrt werden, um Zahlungsdienste zu erleichtern, und — auch als
Revolvingkredit — fiir einen Zeitraum von hdchstens 12 Monaten gewéhrt werden, sollte es
den Zahlungsinstituten erlaubt sein, diese Kredite im Hinblick auf grenziiberschreitende
Tétigkeiten zu gewéhren, sofern sie hauptséchlich aus den Eigenmitteln des Zahlungs-
instituts sowie anderen an den Kapitalmérkten aufgenommenen Mitteln finanziert werden,
nicht aber aus Geldern, die das Zahlungsinstitut im Auftrag von Kunden fiir die Erbringung
von Zahlungsdiensten entgegengenommen hat. Diese Vorschriften sollten die Richtlinie
2008/48/EG des Europiischen Parlaments und des Rates'* oder andere einschligige Unions-
oder einzelstaatliche Rechtsvorschriften in Bezug auf durch diese Richtlinie nicht
harmonisierte Bedingungen fiir die Gewdhrung von Krediten an Verbraucher unberiihrt

lassen.

Insgesamt hat sich die Zusammenarbeit zwischen den fiir die Erteilung von Zulassungen fiir
Zahlungsinstitute, fiir die Durchfiihrung von entsprechenden Kontrollen und fiir die
Entscheidung iiber den Entzug dieser Zulassungen zustdndigen nationalen Behorden als
zufriedenstellend erwiesen. Diese Zusammenarbeit der zustindigen Behorden sollte jedoch
in Féllen, in denen das zugelassene Zahlungsinstitut in Ausiibung des Niederlassungsrechts
oder des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr Zahlungsdienste, u.a. {iber das Internet,
auch in einem anderen Mitgliedstaat als seinem Herkunftsmitgliedstaat erbringen will
("Européischer Pass"), gefordert werden, sowohl was den Informationsaustausch als auch
eine kohdrente Anwendung und Auslegung der Richtlinie angeht. Die EBA sollte die
zustdandigen Behorden bei der Beilegung von Meinungsverschiedenheiten untereinander im
Rahmen der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit unterstiitzen. Zudem sollte sie ersucht
werden, eine Reihe von Entwiirfen technischer Regulierungsstandards zur Zusammenarbeit

und zum Datenaustausch auszuarbeiten.

14

Richtlinie 2008/48/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 iiber
Verbraucherkreditvertrage und zur Authebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABI.
L 133 vom 22.5.2008, S. 66).
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(30)

(€1Y

(31a)

Zur Forderung der Transparenz der Tétigkeiten der von den zustdndigen nationalen
Behorden zugelassenen oder eingetragenen Zahlungsinstitute einschlieBlich deren Agenten
und zur Gewéhrleistung eines hohen Mafles an Verbraucherschutz in der Union muss
sichergestellt werden, dass die Offentlichkeit leicht Zugang zu der Liste der fiir die
Erbringung dieser Dienste zugelassenen Stellen einschlieBlich aller natiirlicher oder
juristischer Personen hat, fiir die die Ausnahmeregelung nach Artikel 27 gilt. Daher sollte
die EBA auf ihrer Webseite eine Liste mit den Namen der Stellen, die zur Erbringung von
Zahlungsdiensten zugelassen sind, einschlieBlich aller natiirlicher oder juristischer Personen,
fiir die die Ausnahmeregelung nach Artikel 27 gilt, veréffentlichen und regelméBig
aktualisieren. Diese Mallnahmen sollten auch der Férderung der Zusammenarbeit zwischen

den zustindigen Behdrden dienen.

Die Verfiigbarkeit zutreffender aktueller Informationen sollte dadurch gefordert werden,
dass Zahlungsinstitute verpflichtet werden, der zustdndigen Behorde ihres Herkunftsstaats
unverziiglich alle Anderungen mitzuteilen, die die Genauigkeit der hinsichtlich der
Zulassung vorgelegten Daten und Nachweise betreffen, einschlieBlich zusdtzlicher Agenten
oder Stellen, an die Tétigkeiten ausgelagert werden. Dariiber hinaus sollten die zustdndigen

Behorden im Zweifelsfall priifen, ob die eingegangenen Informationen korrekt sind.

Die Mitgliedstaaten kdnnen beschlieBen, von den auf der Grundlage der Niederlassungs-
freiheit in ihrem Hoheitsgebiet tatigen Zahlungsinstituten, deren Sitz in einem anderen
Mitgliedstaat liegt, zu verlangen, eine zentrale Kontaktstelle in ihrem Hoheitsgebiet zu
benennen, um die Beaufsichtigung der Agentennetze und die Einhaltung von Titel III und
IV dieser Richtlinie zu erleichtern. Die EBA wird Entwiirfe fiir Regulierungsstandards
ausarbeiten, in denen die Kriterien festgelegt sind, nach denen ermittelt wird, unter welchen
Umstidnden die Benennung einer zentralen Kontaktstelle angebracht ist und welche

Aufgaben diese erfiillen sollte.
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(32)

(33)

(33a)

In dieser Richtlinie wird zwar eine Reihe von Befugnissen festgelegt, die die zustindigen
Behorden bei der Aufsicht iiber die Einhaltung der Vorschriften durch die Zahlungsinstitute
mindestens haben sollten, doch sind diese Befugnisse unter Achtung der Grundrechte
einschlieBlich des Rechts auf Privatsphére auszuiiben. Fiir die Ausiibung dieser Befugnisse,
die auf schwerwiegende Eingriffe in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens,
der Wohnung sowie der Kommunikation hinauslaufen kénnen, sollten die Mitgliedstaaten
addquate und wirksame Absicherungen gegen Missbrauch oder Willkiir eingerichtet haben,
beispielsweise — soweit angebracht — durch die vorherige Genehmigung seitens der

zustidndigen Justizbehorde des betreffenden Mitgliedstaats.

Es ist dafiir zu sorgen, dass alle Zahlungsdienstleister bestimmten rechtlichen Mindest-
anforderungen unterworfen werden. Somit ist es wiinschenswert, dass Name und Sitz aller
Zahlungsdienstleister registriert werden, auch der Personen, die nicht sémtliche Voraus-

setzungen fiir eine Zulassung als Zahlungsinstitut erfiillen.

Dieser Ansatz steht im Einklang mit der Logik der Sonderempfehlung VI der Arbeitsgruppe
"Bekdmpfung der Geldwésche und der Terrorismusfinanzierung", der zufolge ein
Mechanismus geschaffen werden soll, der es erlaubt, auch solche Zahlungsdienstleister, die
nicht alle in der Empfehlung genannten Voraussetzungen erfiillen kénnen, als Zahlungs-
institute zu behandeln. Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten diese Dienstleister in
das Register der Zahlungsinstitute aufnehmen, ohne auf sie alle oder einen Teil der
Zulassungsvoraussetzungen anzuwenden. Jedoch sollte diese Ausnahmemdoglichkeit an
strikte Bedingungen, d. h. einen bestimmten Wert der Zahlungsvorginge, gekniipft werden.
Zahlungsinstituten, die unter diese Ausnahmeregelung fallen, sollte weder die Nieder-
lassungs- noch die Dienstleistungsfreiheit gewahrt werden, noch sollten sie diese Rechte

indirekt, als Mitglieder eines Zahlungssystems, ausiiben kénnen.

Angesichts der Besonderheiten der ausgefiihrten Tatigkeit und der mit der Bereitstellung
von Kontoinformationsdiensten verbundenen Risiken sollte eine besondere
Aufsichtsregelung fiir Kontoinformationsdienstleister vorgesehen werden; den zuletzt
genannten wird gestattet, ihre Dienste unter Nutzung eines "Europdischen Passes"

grenziiberschreitend zu erbringen.
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(34)

(35)

Jeder Zahlungsdienstleister muss unbedingt Zugang zu den technischen Infrastruktur-
diensten der Zahlungssysteme haben. Der Zugang sollte jedoch bestimmten Anforderungen
unterliegen, um die Integritit und Stabilitdt dieser Systeme zu gewdhrleisten. Jeder
Zahlungsdienstleister, der sich um die Teilnahme an einem Zahlungssystem bewirbt, sollte
gegeniiber dem Zahlungssystem den Nachweis erbringen, dass seine internen Vorkehrungen
hinreichend solide sind, um allen Arten von Risiken standhalten zu kdnnen. Typische
Beispiele fiir solche Zahlungssysteme sind die Vier-Parteien-Kartensysteme sowie die
wichtigsten Uberweisungs- und Lastschriftsysteme. Um zwischen den einzelnen Kategorien
von zugelassenen Zahlungsdienstleistern entsprechend ihrer aufsichtsbehdrdlichen
Zulassung eine unionsweite Gleichbehandlung zu gewihrleisten, sollten die Regeln fiir den

Zugang zu Zahlungssystemen prézisiert werden.

Es sollte dafiir gesorgt werden, dass es zwischen zugelassenen Zahlungsinstituten und
Kreditinstituten zu keinerlei Diskriminierung kommt, so dass alle im Binnenmarkt
konkurrierenden Zahlungsdienstleister die technischen Infrastrukturdienste dieser
Zahlungsverkehrssysteme zu denselben Bedingungen nutzen kénnen. Es sollte wegen des
jeweils unterschiedlichen Aufsichtsrahmens eine unterschiedliche Behandlung zugelassener
Zahlungsdienstleister und solcher, die sowohl unter eine Ausnahme nach dieser Richtlinie
als auch unter die Ausnahmeregelung nach Artikel 3 der Richtlinie 2009/110/EG fallen,
vorgesehen werden. Unterschiedliche Preise sollten jedoch nur dann erlaubt sein, wenn den
Zahlungsdienstleistern unterschiedlich hohe Kosten entstehen. Dies gilt unbeschadet des
Rechts der Mitgliedstaaten, den Zugang zu den fiir das Gesamtsystem wichtigen Systemen
im Einklang mit der Richtlinie 98/26/EG des Europiischen Parlaments und des Rates'”
einzuschrénken, sowie unbeschadet der Zustindigkeiten der Européischen Zentralbank und
des Europiischen Systems der Zentralbanken (ESZB) hinsichtlich des Zugangs zu

Zahlungssystemen.

15

Richtlinie 98/26/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 iiber die
Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -
abrechnungssystemen (ABI. L 166 vom 11.6.1998, S. 45).
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(35a) Die vorliegende Richtlinie ldsst den Anwendungsbereich der Richtlinie 98/26/EG unbertihrt;

(36)

(37)

(38)

um jedoch einen fairen Wettbewerb zwischen Zahlungsdienstleistern zu gewéhrleisten,
sollte in der vorliegenden Richtlinie festgelegt werden, dass im Fall, dass ein Teilnehmer
eines im Rahmen der Richtlinie 98/26/EG bezeichneten Zahlungssystems fiir einen
zugelassenen oder registrierten Zahlungsdienstleister Dienste im Zusammenhang mit einem
solchen System erbringt, iber den beantragten Zugang zu einem solchen System fiir einen
zugelassenen oder registrierten Zahlungsdienstleister auf nicht diskriminierende Weise
entschieden wird. Zahlungsdienstleister, denen Zugang gewéahrt wird, sind jedoch nicht als
Teilnehmer im Sinne der Richtlinie 98/26/EG zu betrachten und sollten daher nicht den

aufgrund der genannten Richtlinie gewéhrten Schutz genief3en.

Die Bestimmungen iiber den Zugang zu den Zahlungssystemen sollten nicht fiir Systeme
gelten, die von einem einzigen Zahlungsdienstleister eingerichtet und betrieben werden.
Solche geschlossenen Zahlungssysteme kdnnen zwar auch in unmittelbarem Wettbewerb
mit anderen Zahlungssystemen stehen, in der Regel aber besetzen sie eine Marktnische, die
von diesen nicht ausreichend abgedeckt wird. Zu diesen Zahlungssystemen zdhlen in der
Regel Dreiparteiensysteme wie Drei-Parteien-Kartensysteme, Zahlungsdienste von
Telekommunikations- oder Finanztransferdiensten, bei denen der Betreiber der Zahlungs-
dienstleister sowohl des Zahlers als auch des Zahlungsempfangers ist, sowie interne
Systeme von Bankengruppen. Um den Wettbewerb zwischen diesen Zahlungssystemen und
den etablierten Hauptzahlungssystemen anzuregen, sollte Dritten grundsitzlich kein Zugang
zu diesen geschlossenen firmeneigenen Zahlungssystemen gewahrt werden. Nichtsdesto-
weniger sollten auch solche Systeme den Wettbewerbsvorschriften der Union und der
Mitgliedstaaten unterliegen, so dass es notig sein konnte, Zugang zu diesen Zahlungs-
systemen zu gewihren, um einen wirksamen Wettbewerb in den Zahlungsmérkten

aufrechtzuerhalten.

[...]

[...]
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(39)

(40)

(41)

Vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen werden sollten Barzahlungen, da
es bereits einen Binnenmarkt fiir Barzahlungen gibt; ausgenommen werden sollten auch
Scheckzahlungen, die naturgeméal nicht so ziigig bearbeitet werden kdnnen wie Zahlungen
mit anderen Zahlungsmitteln. Allerdings sollte sich die gute Praxis in diesem Bereich an den

Prinzipien dieser Richtlinie orientieren.

Da die Situation von Verbrauchern und Unternchmen nicht dieselbe ist, brauchen sie nicht
im selben Umfang geschiitzt zu werden. Zwar miissen die Verbraucherrechte durch
Vorschriften geschiitzt werden, von denen vertraglich nicht abgewichen werden darf, doch
sollte es Unternehmen und Organisationen freistehen, abweichende Vereinbarungen zu

schlieen, wenn es nicht um vertragliche Beziehungen zu Verbrauchern geht.

Gleichwohl sollten die Mitgliedstaaten vorschreiben kdnnen, dass Kleinstunternehmen im
Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission'® genauso behandelt werden wie
Verbraucher. In jedem Fall sollten bestimmte zentrale Bestimmungen dieser Richtlinie

unabhingig vom Status des Nutzers immer gelten.

In dieser Richtlinie sollten die Informationspflichten der Zahlungsdienstleister gegeniiber
den Zahlungsdienstnutzern festgelegt werden, damit Letztere ein gleich hohes Mal an
verstidndlichen Informationen liber Zahlungsdienste erhalten und so die Konditionen der
verschiedenen Anbieter in der Union vergleichen und ihre Wahl in voller Kenntnis der
Sachlage treffen konnen. Im Interesse der Transparenz sollte diese Richtlinie die
harmonisierten Anforderungen festlegen, die erforderlich sind, um sicherzustellen, dass der
Zahlungsdienstnutzer sowohl zu dem mit dem Zahlungsdienstleister geschlossenen Vertrag
als auch zum Zahlungsvorgang in ausreichendem Umfang alle notwendigen Informationen
erhdlt. Damit der Binnenmarkt fiir Zahlungsdienste reibungslos funktionieren kann, sollten
die Mitgliedstaaten nur solche Informationsvorschriften erlassen kdnnen, die in dieser

Richtlinie vorgesehen sind.

16

Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der
Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom
20.5.2003, S. 36).
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(42)

(43)

(44)

Nach der Richtlinie 2005/29/EG des Europiischen Parlaments und des Rates'’ sowie der
Richtlinie 2000/31/EG des Europiischen Parlaments und des Rates'® und der Richtlinie
2002/65/EG des Europiischen Parlaments und des Rates'” sollten die Verbraucher vor
unlauteren oder irrefithrenden Praktiken geschiitzt werden. Die zusétzlichen Bestimmungen
jener Richtlinien gelten weiterhin. Doch muss insbesondere verdeutlicht werden, in

welchem Verhiltnis die vorvertraglichen Informationspflichten der vorliegenden Richtlinie

zu denen der Richtlinie 2002/65/EG stehen.

Die Informationen sollten den Bediirfnissen der Nutzer angemessen sein und in
standardisierter Form {ibermittelt werden. Allerdings sollten fiir Einzelzahlungen andere
Informationspflichten gelten als fiir Rahmenvertrage, die mehrere Zahlungsvorgénge

betreffen.

In der Praxis sind Rahmenvertrage und darunter fallende Zahlungsvorginge weitaus
héufiger und fallen wirtschaftlich mehr ins Gewicht als Einzelzahlungen. Bei
Zahlungskonten oder bestimmten Zahlungsinstrumenten ist ein Rahmenvertrag erforderlich.
Daher sollten die Vorabinformationspflichten bei Rahmenvertridgen recht umfassend sein
und die Informationen sollten immer auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datentriager
mitgeteilt werden, wie beispielsweise Ausdrucke von Kontoauszugsdruckern, CD-ROMs,
DVDs und PC-Festplattenlaufwerken, auf denen elektronische Post gespeichert werden
kann, sowie Websites, sofern sie fiir einen dem Zweck der Information angemessenen
Zeitraum konsultiert und die gespeicherten Informationen unveriandert reproduziert werden
konnen. Allerdings sollten Zahlungsdienstleister und Zahlungsdienstnutzer in einem
Rahmenvertrag vereinbaren konnen, in welcher Weise nachtrigliche Information iiber die
ausgeflihrten Zahlungsvorginge erfolgen soll, beispielsweise dass beim Internetbanking alle

das Zahlungskonto betreffenden Informationen online zuginglich gemacht werden.

17

18

19

Richtlinie 2005/29/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 {iber
unlautere Geschéftspraktiken im binnenmarktinternen Geschéftsverkehr zwischen
Unternehmen und Verbrauchern (ABI. L 149 vom 11.6.2005, S. 22).

Richtlinie 2000/31/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 iiber
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des
elektronischen Geschéaftsverkehrs, im Binnenmarkt (ABI. L 178 vom 17.7.2000, S. 1).
Richtlinie 2002/65/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002
iber den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher (ABIL. L 271 vom
9.10.2002, S. 16).
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(45)

(46)

Bei Einzelzahlungen sollte der Zahlungsdienstleister lediglich die wichtigsten Informationen
stets von sich aus geben miissen. Da der Zahler in der Regel anwesend ist, wenn er den
Zahlungsauftrag erteilt, braucht nicht vorgeschrieben zu werden, dass die Informationen in
jedem Fall auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datentrdger gegeben werden miissen.
Der Zahlungsdienstleister kann entweder miindlich am Schalter Auskunft erteilen oder dafiir
sorgen, dass die Informationen anderweitig leicht zugédnglich sind, indem er beispielsweise
eine Tafel mit den Vertragsbedingungen in seinen Geschiftsrdumen anbringt. Zudem sollte
er darauf hinweisen, wo weitere Informationen erhéltlich sind (z. B. Angabe der Website-
Adresse). Allerdings sollte der Verbraucher auf Verlangen die wichtigsten Informationen

auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datentréger erhalten kdnnen.

Diese Richtlinie sollte das Recht des Verbrauchers festlegen, einschldgige Informationen
kostenlos zu erhalten, bevor er an einen Zahlungsdienstvertrag gebunden ist. Ebenso sollte
der Verbraucher wihrend des Vertragsverhéltnisses jederzeit verlangen kdnnen, dass ihm
die vorvertraglichen Informationen und der Rahmenvertrag kostenlos in Papierform iiber-
mittelt werden, damit er die Dienste von Zahlungsdienstleistern und ihre Vertrags-
bedingungen vergleichen und im Streitfall iiberpriifen kann, welche Rechte und Pflichten
sich fiir ihn aus dem Vertrag ergeben. Diese Bestimmungen sollten mit der Richtlinie
2002/65/EG im Einklang stehen. Die Tatsache, dass diese Richtlinie ausdriicklich die
Entgeltfreiheit der Information vorschreibt, sollte nicht zur Folge haben, dass den
Verbrauchern fiir Informationen, die nach anderen geltenden Richtlinien vorgeschrieben

sind, Entgelte in Rechnung gestellt werden diirfen.
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(47)

(48)

Die Art und Weise, in der der Zahlungsdienstleister den Zahlungsdienstnutzer informieren
muss, sollte den Erfordernissen des Nutzers sowie — je nach den im jeweiligen Zahlungs-
dienstvertrag getroffenen Vereinbarungen — praktischen technischen Aspekten und der
Kosteneffizienz Rechnung tragen. Daher sollte in dieser Richtlinie zwischen zwei Arten
unterschieden werden, auf denen Informationen vom Zahlungsdienstleister gegeben werden
miissen. Entweder sollte die Information mitgeteilt, d. h. vom Zahlungsdienstleister zu dem
in dieser Richtlinie geforderten Zeitpunkt von sich aus iibermittelt werden, ohne dass der
Zahlungsdienstnutzer sie ausdriicklich anfordern muss, oder die Information sollte dem
Zahlungsdienstnutzer unter Bertlicksichtigung seines etwaigen Ersuchens um nihere
Informationen zugénglich gemacht werden. In letzterem Fall sollte der Zahlungsdienstnutzer
selbst aktiv werden, um sich die Informationen zu verschaffen, indem er sie beispielsweise
ausdriicklich vom Zahlungsdienstleister anfordert, sich in die Mailbox des Bankkontos
einloggt oder eine Bankkarte in den Drucker fiir Kontoausziige einfiihrt. Zu diesem Zweck
sollte der Zahlungsdienstleister sicherstellen, dass die Informationen zugénglich sind und

dem Zahlungsdienstnutzer zur Verfiigung stehen.

Der Verbraucher sollte grundlegende Informationen iiber ausgefiihrte Zahlungsvorgénge
ohne zusitzliche Entgelte erhalten. Bei Einzelzahlungen sollte der Zahlungsdienstleister
diese Informationen nicht getrennt in Rechnung stellen. Ebenso sollte die monatliche
Information tiber die Zahlungsvorginge im Rahmen eines Rahmenvertrags kostenlos
erfolgen. Da die Preisbildung jedoch transparent sein muss und die Kunden unterschiedliche
Bediirfnisse haben, sollten die Parteien vereinbaren konnen, dass fiir die hdufigere
Ubermittlung von Informationen oder die Ubermittlung zusitzlicher Informationen Entgelte
erhoben werden. Um den unterschiedlichen nationalen Gepflogenheiten Rechnung zu
tragen, sollten die Mitgliedstaaten vorschreiben kdnnen, dass monatliche Kontoausziige in

Papierform stets kostenlos erhiltlich sein miissen.
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(49)

(49a)

(50)

Um Kunden den Wechsel zwischen verschiedenen Zahlungsdienstleistern zu erleichtern,
sollten Verbraucher einen Rahmenvertrag nach Ablauf eines Jahres kostenlos kiindigen
konnen. Die vertraglich festgelegte Kiindigungsfrist sollte fiir den Verbraucher einen Monat
nicht liberschreiten und fiir den Zahlungsdienstleister mindestens zwei Monate betragen.
Diese Richtlinie sollte nicht die aus anderen einschldgigen Rechtsvorschriften der Union
oder der Mitgliedstaaten — wie etwa Rechtsvorschriften {iber Geldwasche und Terrorismus-
finanzierung, Mafinahmen im Hinblick auf das Einfrieren von Geldern oder mit der
Priavention und Aufklirung von Straftaten zusammenhéngende Sondermafinahmen —
erwachsende Verpflichtung des Zahlungsdienstleisters beriihren, unter besonderen

Umstinden einen Zahlungsdienstvertrag zu kiindigen.

Um ein hohes Verbraucherschutzniveau zu gewihrleisten, sollten die Mitgliedstaaten
Beschrinkungen oder Verbote einseitiger Anderungen der Bedingungen eines Rahmen-
vertrags aufrechterhalten oder einfiihren kdnnen, beispielsweise wenn eine solche Anderung

nicht gerechtfertigt ist.

Instrumente fiir Kleinbetragszahlungen sollten bei Waren und Dienstleistungen des
Niedrigpreissegments eine kostengiinstige und benutzerfreundliche Alternative darstellen
und nicht durch iiberméBig hohe Anforderungen iiberfrachtet werden. Aus diesem Grund
sollten die betreffenden Informationspflichten und Ausfiihrungsvorschriften auf die
unbedingt notwendigen Informationen beschrinkt werden, wobei auch die technischen
Moglichkeiten, die von diesen Instrumenten berechtigterweise erwartet werden kdnnen,

berticksichtigt werden sollten.

Trotz einer weniger strengen Regelung sollten die Zahlungsdienstnutzer angemessen
geschiitzt sein, weil diese Instrumente, speziell die Instrumente auf Guthabenbasis, nur mit

einem begrenzten Risiko verbunden sind.
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(D

Es sind Kriterien festzulegen, nach denen Zahlungsauslosedienstleister und Konto-
informationsdienstleister Zugang zu Informationen iiber ein bei einem anderen Zahlungs-
dienstleister unterhaltenes Konto eines Zahlungsdienstnutzers erhalten und diese
Informationen nutzen diirfen. Insbesondere sollten die erforderlichen Datenschutz- und
Sicherheitsanforderungen, die in dieser Richtlinie festgelegt sind bzw. erwidhnt werden oder
die in die Entwiirfe der EBA fiir technische Regulierungsstandards aufgenommen werden,
einerseits vom Zahlungsauslose- und Kontoinformationsdienstleister und andererseits von
dem das Konto des Zahlungsdienstnutzers fithrenden Zahlungsdienstleister erfiillt werden.
Diese technischen Regulierungsstandards sollten mit den verschiedenen verfligbaren
technischen Losungen vereinbar sein und in jedem Fall sicherstellen, dass sich der
kontofiihrende Zahlungsdienstleister der Tatsache bewusst ist, dass er von einem
Zahlungsausldsedienstleister oder einem Kontoinformationsdienstleister und nicht vom
Kunden selbst kontaktiert wird. In diesem Zusammenhang sollte die EBA u. a. die
Merkmale eines standardisierten Protokolls oder einer standardisierten Schnittstelle
festlegen, durch die sichergestellt wird, dass Zahlungsausldse- und Kontoinformations-
dienstleister mit dem kontofiihrenden Zahlungsdienstleister und dem betroffenen
Verbraucher auf sichere Weise kommunizieren; dieses standardisierte Protokoll bzw. diese
standardisierte Schnittstelle sollte auch zur Ubermittlung der Identifikationscodes genutzt
werden, die beweisen, dass der Zahler dem Zahlungsausldse- oder Kontoinformations-
dienstleister seine Zustimmung zum Zugang zu seinem Zahlungskonto und zur ordnungs-

geméBen Information iiber das Ausmal} dieses Zugangs erteilt hat.
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(51a) Die Sicherheit von Internetzahlungen ist von grundlegender Bedeutung fiir die Gewihr-
leistung des Schutzes der Nutzer und die Entwicklung eines soliden Umfelds fiir den
elektronischen Geschéftsverkehr. Alle iiber das Internet oder iiber andere Fern-
kommunikationskanile angebotenen Zahlungsdienste sollten sicher abgewickelt werden,
wobei Technologien einzusetzen sind, die eine sichere Authentifizierung des Nutzers
gewihrleisten und das Betrugsrisiko moglichst weitgehend einschrianken konnen. Es scheint
nicht notwendig zu sein, fiir Zahlungsvorginge, die unter anderen Bedingungen als der
Nutzung elektronischer Plattformen und Gerite ausgeldst und durchgefiihrt werden, also
etwa papiergestiitzte Zahlungsvorgénge oder Bestellungen per Post oder Telefon, dasselbe
Schutzniveau zu gewihrleisten. Die erhebliche Zunahme von Internetzahlungen und
mobilen Zahlungen sollte mit einer allgemeinen Verbesserung der SicherheitsmaBBnahmen
einhergehen, einschlieBlich der Authentifizierung von Transaktionen durch dynamische
Codes, damit der Nutzer stets Klarheit tiber den Betrag und den Zahlungsempfénger der von
ihm autorisierten Transaktion hat.

Die sichere Nutzung personalisierter Sicherheitsdaten ist notwendig, um die Risiken im
Zusammenhang mit Phishing und anderen betriigerischen Tétigkeiten einzuschrdnken. Dabei
sollte sich der Nutzer darauf verlassen konnen, dass die getroffenen Vorkehrungen die
Vertraulichkeit und Integritét seiner personalisierten Sicherheitsdaten schiitzen. Diese
Vorkehrungen umfassen in der Regel Verschliisselungssysteme, die auf den personlichen
Geriten des Zahlers — einschlieflich Kartenlesegerdten oder Mobiltelefonen — installiert sind
oder dem Zahler von seinem kontofiihrenden Zahlungsdienstleister iiber verschiedene
Kanile (z. B. SMS oder E-Mails) zur Verfiigung gestellt werden. Verschliisselungssysteme,
die Identifikationscodes wie etwa einmalige Passworter generieren, konnen die Sicherheit
von Zahlungsvorgidngen verbessern; die Verwendung solcher Identifikationscodes durch
Zahlungsdienstnutzer sollte auch dann als mit deren Pflichten im Hinblick auf Zahlungs-
nstrumente und personalisierte Sicherheitsdaten vereinbar betrachtet werden, wenn der

Zahlungsauslose- oder der Kontoinformationsdienstleister daran beteiligt ist.
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(52)

(33)

(34)

Im Fall von Zahlungsauslosediensten sollten die Rechte und Pflichten der Zahlungsdienst-
nutzer und der beteiligten Zahlungsdienstleister in geeigneter Weise angepasst werden.
Insbesondere sollten der das Konto fithrende Zahlungsdienstleister und der in den
Zahlungsvorgang eingebundene Zahlungsausldsedienstleister durch die Aufteilung der
Haftung gezwungen sein, fiir den jeweils von ihnen kontrollierten Teil des Vorgangs die

Verantwortung zu iibernehmen.

Um die Risiken oder Folgen von nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten
Zahlungsvorgingen gering zu halten, sollte der Zahlungsdienstnutzer den Zahlungs-
dienstleister so bald wie mdglich {iber Einwendungen gegen angeblich nicht autorisierte
oder fehlerhaft ausgefiihrte Zahlungsvorgénge informieren, vorausgesetzt, der
Zahlungsdienstleister hat seine Informationspflichten gemal dieser Richtlinie erfiillt. HAlt
der Zahlungsdienstnutzer die Anzeigefrist ein, so sollte er diese Anspriiche innerhalb der
nach einzelstaatlichem Recht geltenden Verjahrungszeitrdume geltend machen kénnen.
Diese Richtlinie sollte andere Anspriiche zwischen Zahlungsdienstnutzern und

Zahlungsdienstleistern nicht beriihren.

Bei nicht autorisierten Zahlungsvorgéngen sollte dem Zahler der Betrag, der Gegenstand des
betreffenden Vorgangs ist, unverziiglich erstattet werden. Damit dem Zahler keine Nachteile
entstehen, sollte das Wertstellungsdatum der Erstattung nicht nach dem Datum liegen, an
dem das Konto mit dem fraglichen Betrag belastet wurde. Um dem Zahlungsdienstnutzer
einen Anreiz zu geben, seinem Dienstleister jeden Diebstahl oder Verlust eines Zahlungs-
instruments unverziiglich anzuzeigen und so das Risiko nicht autorisierter Zahlungen zu
verringern, sollte der Nutzer fiir einen begrenzten Betrag selbst haften, es sei denn, der
Zahlungsdienstnutzer hat in betriigerischer Absicht oder grob fahrldssig gehandelt. In
diesem Zusammenhang scheint ein Betrag von 50 EUR zur Gewihrleistung eines
harmonisierten und hochgradigen Schutzes der Nutzer innerhalb der Union angemessen zu
sein. Auch sollten Nutzer, sobald sie ihrem Zahlungsdienstleister angezeigt haben, dass ihr
Zahlungsinstrument missbraucht worden sein konnte, keine weiteren, durch die nicht
autorisierte Nutzung dieses Instruments verursachten Schiden tragen miissen. Diese
Richtlinie sollte die Verantwortung der Zahlungsdienstleister fiir die technische Sicherheit

ihrer eigenen Produkte nicht beriihren.
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(35)

(56)

(56a)

Zur Feststellung einer moglichen Fahrlédssigkeit des Zahlungsdienstnutzers sollten alle
Umsténde beriicksichtigt werden. Ob und in welchem Maf3e fahrlédssig gehandelt wurde,
sollte nach einzelstaatlichem Recht beurteilt werden. Klauseln und Bedingungen in einem
Vertrag iiber die Bereitstellung und Nutzung eines Zahlungsinstruments, die eine Erh6hung
der Beweislast fiir den Verbraucher oder eine Verringerung der Beweislast fiir die

kartenausgebende Stelle zur Folge hétten, sollten nichtig sein.

Dariiber hinaus ist es angemessen, dass in bestimmten Situationen und insbesondere dann,
wenn das Zahlungsinstrument bei der Verkaufsstelle nicht vorliegt, wie im Falle von Online-
Zahlungen iiber das Internet, die Beweislast beziiglich einer angeblichen Fahrlédssigkeit beim
Zahlungsdienstleister liegt, da die entsprechenden Moglichkeiten des Zahlers in solchen

Féllen sehr begrenzt sind.

Die Zuweisung von Verlusten, die durch nicht autorisierte Zahlungen verursacht werden,
sollte geregelt werden. Zur Gewdhrleistung eines hohen Verbraucherschutzniveaus sollte der
Zahler stets berechtigt sein, seinen Antrag auf Erstattung an den kontofiithrenden Zahlungs-
dienstleister zu richten, auch wenn ein Zahlungsauslosedienstleister am Zahlungsvorgang
beteiligt war. Die Aufteilung der Haftung zwischen den Zahlungsdienstleistern bleibt davon
unberiihrt. Fiir andere Zahlungsdienstnutzer als Verbraucher konnen andere Bestimmungen
gelten, da diese in der Regel besser in der Lage sein diirften, das Betrugsrisiko einzu-

schitzen und GegenmaBnahmen zu treffen.

Diese Richtlinie sollte darauf abzielen, den Verbraucherschutz in Fillen von Karten-
zahlungsvorgédngen zu stirken, bei denen der genaue Betrag zum Zeitpunkt des Kaufs, zu
dem der Zahler seine Zustimmung zur Durchfiihrung des Zahlungsvorgangs erteilt, nicht
bekannt ist, beispielsweise an automatischen Tankstellen, bei Mietwagenvertragen oder
Hotelbuchungen. Der Zahlungsdienstleister des Zahlers darf nur dann einen Betrag auf dem
Zahlungskonto des Zahlers blockieren, wenn dieser der genauen Hohe des zu blockierenden
Geldbetrags, erteilt hat, und dieser Betrag wird sofort nach Eingang des Zahlungsauftrags

freigegeben.
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Diese Richtlinie sollte eine Erstattungsregelung enthalten, nach der ein Verbraucher in den
Féllen geschiitzt ist, in denen der ausgefiihrte Zahlungsvorgang den Betrag iiberschreitet, der
verniinftigerweise zu erwarten gewesen wire. Diese Bestimmungen gelten unbeschadet der
Steuererhebungsverfahren der 6ffentlichen Verwaltungen. Damit dem Zahler keine finanziellen
Nachteile entstehen, muss dafiir gesorgt werden, dass die Wertstellung der Gutschrift einer
Erstattung nicht nach dem Datum der Belastung mit dem entsprechenden Betrag erfolgt. Bei
Lastschriften sollten die Zahlungsdienstleister ihren Kunden giinstigere Bedingungen bieten
konnen und beispielsweise alle streitigen Zahlungsvorgédnge zuriickerstatten. Beantragt ein
Nutzer die Erstattung einer Zahlung, so sollte das Recht auf Erstattung den Zahler weder seiner
Pflichten gegeniiber dem Zahlungsempfénger aus dem zugrunde liegenden Vertragsverhaltnis
entheben, z. B. bestellte, verbrauchte oder ordnungsgemal in Rechnung gestellte Waren oder
Dienstleistungen zu bezahlen, noch das Recht des Nutzers auf Widerruf eines Zahlungsauftrags

beeintrachtigen.

Fiir ihre Finanzplanung und eine fristgerechte Erfiillung ihrer Zahlungsverpflichtungen miissen
Verbraucher und Unternehmen genau wissen, wie lange es dauert, bis ein Zahlungsauftrag
ausgefiihrt ist. Daher sollte in dieser Richtlinie ein Zeitpunkt festgelegt werden, ab dem Rechte
und Pflichten gelten, ndmlich wenn der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag erhilt — auch
wenn er ihm iiber die im Zahlungsdienstvertrag vereinbarten Kommunikationsmittel abrufbereit
zugegangen ist —, ungeachtet einer etwaigen vorherigen Beteiligung an dem zur Erstellung und
Ubermittlung des Zahlungsauftrags fiihrenden Prozess, z. B. im Rahmen von Sicherheits- oder
Deckungspriifungen, Information {iber die Nutzung der personlichen Identifikationsnummer
oder bei der Abgabe eines Zahlungsversprechens. Dariiber hinaus sollte als Eingang eines
Zahlungsauftrags der Zeitpunkt gelten, zu dem der Zahlungsauftrag, mit dem das Konto des
Zahlers belastet werden soll, beim Zahlungsdienstleister des Zahlers eingeht. Der Tag oder
Zeitpunkt, an dem ein Zahlungsempfinger seinem Zahlungsdienstleister Zahlungsauftréige

z. B. fur das Inkasso von Kartenzahlungen oder Lastschriften tibermittelt oder an dem er von
seinem Zahlungsdienstleister eine Vorfinanzierung der entsprechenden Betrage (Gutschrift unter
Vorbehalt) erhilt, sollte hingegen unerheblich sein. Die Nutzer sollten sich darauf verlassen
konnen, dass ihr vollstdndig ausgefiillter und giiltiger Zahlungsauftrag ordnungsgeméf
ausgefiihrt wird, wenn der Zahlungsdienstleister keinen vertraglichen oder gesetzlichen Grund
hat, ihn abzulehnen. Weigert sich der Zahlungsdienstleister, einen Zahlungsauftrag auszufiihren,
so sollte er den Zahlungsdienstnutzer hiervon unter Angabe von Griinden und unter Beachtung
des Unionsrechts und der nationalen Rechtsvorschriften so rasch wie mdglich in Kenntnis

setzen.
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Da moderne vollautomatisierte Zahlungssysteme Zahlungen mit hoher Geschwindigkeit
abwickeln und Zahlungsauftriage ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht ohne kostspieligen
manuellen Eingriff widerrufen werden konnen, muss eine Widerrufsfrist festgelegt werden.
Allerdings konnen die Parteien je nach Art des Zahlungsdienstes und des Zahlungsauftrags
unterschiedliche Zeitpunkte vereinbaren. Der Widerruf sollte dabei nur fiir die Beziehung
zwischen einem Zahlungsdienstnutzer und einem Zahlungsdienstleister gelten und somit
nicht die Unwiderruflichkeit und Endgiiltigkeit der Zahlungsvorginge in Zahlungssystemen

beriihren.

Diese Unwiderruflichkeit sollte nicht das Recht oder die Pflicht eines Zahlungsdienstleisters
nach dem Recht einiger Mitgliedstaaten — soweit sie sich aus dem Rahmenvertrag des
Zahlers, innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder Leitlinien ergeben —
beriihren, im Falle einer Streitigkeit zwischen dem Zahler und dem Zahlungsempfinger dem
Zahler den Betrag, der Gegenstand des ausgefiihrten Zahlungsvorgangs war, zu erstatten.
Eine solche Erstattung sollte als neuer Zahlungsauftrag gelten. In allen anderen Féllen
sollten Rechtsstreitigkeiten, die sich aus der dem Zahlungsauftrag zugrunde liegenden
Vertragsbeziehung ergeben, ausschlieBlich zwischen Zahler und Zahlungsempfanger

geregelt werden.

Im Interesse einer voll integrierten und vollautomatisierten Abwicklung von Zahlungen und
im Interesse der Rechtssicherheit im Hinblick auf simtliche Verpflichtungen der
Zahlungsdienstnutzer untereinander sollte der vom Zahler transferierte Betrag dem Konto
des Zahlungsempfingers in voller Hohe gutgeschrieben werden. Aus diesem Grund sollte
keine der an der Ausfiithrung eines Zahlungsauftrags beteiligten zwischengeschalteten
Stellen Abzilige vom transferierten Betrag vornehmen diirfen. Die Zahlungsempfinger
sollten jedoch mit ihrem Zahlungsdienstleister eine ausdriickliche Vereinbarung treffen
diirfen, die Letztere zum Abzug ihrer Entgelte berechtigt. Damit der Zahlungsempfinger
jedoch iiberpriifen kann, ob der geschuldete Betrag ordnungsgemél bezahlt wurde, sollten in
den Informationen iiber die Ausfiihrung des Zahlungsvorgangs nicht nur die transferierten

Betrédge in voller Hohe, sondern auch die Entgelte aufgefiihrt werden.
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Eine Aufteilung der Entgelte zwischen Zahler und Zahlungsempfanger ist erfahrungsgemal
der beste Weg, da sie die vollautomatisierte Abwicklung von Zahlungen erleichtert. Aus
diesem Grund sollte dafiir gesorgt werden, dass die jeweiligen Zahlungsdienstleister ihre
Entgelte im Normalfall direkt beim Zahler und Zahlungsempfinger erheben. Es konnen
auch gar keine Entgelte erhoben werden, denn diese Richtlinie sollte nicht die Praxis
beriihren, dass Zahlungsdienstleister Kontogutschriften fiir Verbraucher kostenlos
ausfiihren. Ebenso kann ein Zahlungsdienstleister je nach Vertragsbedingungen lediglich
beim Zahlungsempfianger (Héndler) Entgelte fiir die Nutzung des Zahlungsdienstes erheben,
so dass der Zahler keine Entgelte zu entrichten hat. Die Entgelte fiir die Zahlungssysteme
konnen in Form eines Grundentgelts erhoben werden. Die Bestimmungen {iber die
transferierten Betrdge oder Entgelte haben keine unmittelbaren Auswirkungen auf die

Preisbildung zwischen Zahlungsdienstleistern oder sonstigen zwischengeschalteten Stellen.

Unterschiedliche Vorgehensweisen in den einzelnen Landern bei der Entgeltberechnung fiir
die Nutzung eines bestimmten Zahlungsinstruments (nachstehend "Aufschlagsberechnung")
haben zu einer enormen Heterogenitit des Zahlungsverkehrsmarkts in der Union gefiihrt und
bei den Verbrauchern Verwirrung ausgeldst, insbesondere im Zusammenhang mit dem
elektronischen Geschéftsverkehr und bei grenziiberschreitenden Transaktionen. Héndler, die
in Mitgliedstaaten ansdssig sind, in denen Aufschlagsberechnung zuldssig ist, bieten in
Mitgliedstaaten, in denen dies verboten ist, Produkte und Dienstleistungen an und berechnen
dem Verbraucher in diesem Fall gleichwohl einen Aufschlag. Deutlich fiir eine Uberpriifung
der Aufschlagsberechnungspraxis spricht des Weiteren die Tatsache, dass in der Verordnung
(EU) Nr. xxx/yyyy Interbankenentgelte fiir kartengebundene Zahlungsvorginge festgelegt
werden. Da es in erster Linie Interbankenentgelte sind, die die meisten Kartenzahlungen
kostspielig werden lassen, und sich die Aufschlagsberechnung in der Praxis auf karten-
gebundene Zahlungsvorgéngen beschrinkt, sollten die Vorschriften iiber Interbanken-
entgelte mit einer Uberarbeitung der Vorschriften fiir die Aufschlagsberechnung einher-
gehen. Im Interesse der Kostentransparenz und der Nutzung der effizientesten Zahlungs-
instrumente sollten die Mitgliedstaaten und Zahlungsdienstleister den Zahlungsempfénger
nicht davon abhalten, unter gebiihrender Beriicksichtigung der Richtlinie 2011/83/EU fiir die
Nutzung eines bestimmten Zahlungsinstruments vom Zahler ein Entgelt zu verlangen. Das
Recht des Zahlungsempfingers, einen Aufschlag zu verlangen, sollte jedoch nur fiir solche
Zahlungsinstrumente gelten, fiir die Interbankenentgelte nicht reguliert sind. Dies sollte als
Steuerungsmechanismus dienen, der automatisch zum kostengiinstigsten Zahlungsmittel

fithrt.

16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 34

DGG 1C DE



(64)

(65)

(66)

Im Interesse einer ziigigeren unionsweiten Abwicklung von Zahlungen sollte fiir alle
Zahlungsauftrége, die vom Zahler in Euro oder einer Wahrung eines Mitgliedstaats
auBerhalb des Euro-Wihrungsgebiets ausgeldst werden, einschlieBlich Uberweisungen und
Finanztransfers, eine Ausfiihrungsfrist von maximal einem Tag festgelegt werden. Fiir alle
anderen Zahlungen, z. B. solche, die vom oder iiber den Zahlungsempfinger ausgelost
werden (einschlieBlich Lastschriften oder Kartenzahlungen), sollte ebenfalls eine Eintages-
frist gelten, sofern Zahlungsdienstleister und Zahler nicht ausdriicklich eine ldngere Frist
vereinbart haben. Diese Fristen sollten um einen zusétzlichen Geschiftstag verldngert
werden konnen, wenn ein Zahlungsauftrag in Papierform erteilt wird. Auf diese Weise
konnen auch weiterhin Zahlungsdienste fiir die Verbraucher erbracht werden, die nur mit
Dokumenten in Papierform vertraut sind. Wenn ein Lastschriftverfahren genutzt wird, sollte
der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers den Inkassoauftrag so rechtzeitig
innerhalb der zwischen ihm und dem Zahlungsempfanger vereinbarten Frist {ibermitteln,
dass eine Verrechnung zu dem vereinbarten Falligkeitstermin moglich ist. In Anbetracht der
in vielen Féllen &uflerst effizienten Zahlungsinfrastrukturen sollten die Mitgliedstaaten
jedoch gegebenenfalls Vorschriften liber Ausfithrungsfristen von weniger als einem
Geschiftstag beibehalten oder erlassen diirfen, um eine Verschlechterung des derzeitigen

Leistungsniveaus zu vermeiden.

Die Vorschriften iiber die Gutschrift des vollen Betrags und die Ausfiihrungsfrist sollten
eine gute Praxis darstellen, wenn einer der Zahlungsdienstleister seinen Sitz nicht in der

Union hat.

Damit der Zahlungsdienstnutzer seine Wahl treffen kann, ist es unbedingt notwendig, dass
er die tatsdchlichen Kosten und Entgeltforderungen der Zahlungsdienste kennt. Eine
intransparente Preisgestaltung sollte deshalb untersagt werden, da diese es den Nutzern
anerkanntermafen extrem erschwert, den tatsdchlichen Preis eines Zahlungsdienstes zu
ermitteln. Insbesondere eine fiir den Nutzer ungiinstige Wertstellungspraxis sollte unzuldssig

sein.
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Ein reibungslos und ziigig funktionierendes Zahlungssystem setzt voraus, dass der Nutzer sich
auf die ordnungsgemaifle und fristgerechte Ausfiihrung seiner Zahlung durch den Zahlungs-
dienstleister verlassen kann. In der Regel ist der Zahlungsdienstleister in der Lage, die mit einem
Zahlungsvorgang verbundenen Risiken einzuschétzen. Er ist es, der das Zahlungssystem
vorgibt, Vorkehrungen trifft, um fehlgeleitete oder falsch zugewiesene Geldbetrige zuriick-
zurufen, und in den meisten Féllen dariiber entscheidet, welche zwischengeschalteten Stellen an
der Ausfiihrung eines Zahlungsvorgangs beteiligt werden. Daher ist es aufler im Falle unge-
wohnlicher und unvorhersehbarer Ereignisse voll und ganz gerechtfertigt, dem Zahlungsdienst-
leister die Haftung fiir die Ausfiihrung eines vom Nutzer entgegengenommenen Zahlungs-
auftrags zu iibertragen, wobei die Handlungen und Unterlassungen des Zahlungsdienstleisters
des Zahlungsempfingers, fiir dessen Auswabhl allein der Zahlungsempfanger verantwortlich ist,
ausgenommen sind. Damit jedoch der Zahler in der unwahrscheinlichen Situation, in der nicht
bewiesen werden kann (non liquet), ob der Zahlungsbetrag tatsdchlich beim Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfingers eingegangen ist oder nicht, nicht ungeschiitzt ist, sollte die
Beweislast in diesem Fall beim Zahlungsdienstleister des Zahlers liegen. Im Regelfall kann
davon ausgegangen werden, dass das zwischengeschaltete Institut (iiblicherweise eine "neutrale"
Stelle wie eine Zentralbank oder eine Clearingstelle), das den Zahlungsbetrag vom sendenden
zum empfangenden Zahlungsdienstleister transferiert, die Kontendaten speichert und in der
Lage ist, sie erforderlichenfalls zu {ibermitteln. Sobald der Zahlungsbetrag dem Konto des
empfangenden Zahlungsdienstleisters gutgeschrieben worden ist, sollte der Zahlungsempfinger
einen unmittelbaren Anspruch auf Gutschrift des Betrags auf seinem Konto gegen seinen

Zahlungsdienstleister haben.

Der Zahlungsdienstleister des Zahlers sollte fiir die ordnungsgeméfe Ausfithrung des Zahlungs-
vorgangs haften, insbesondere dafiir, dass die Zahlung in voller Hohe und fristgerecht ausge-
fiihrt wird, wozu auch gehoren sollte, dass er fiir Fehler anderer Parteien in der Zahlungskette
bis zum Zahlungskonto des Zahlungsempfangers in vollem Umfang verantwortlich ist. Im Zuge
dieser Haftung sollte der Zahlungsdienstleister des Zahlers dann, wenn dem Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfingers der vollstandige Betrag nicht oder zu spét gutgeschrieben wird,
den Zahlungsvorgang korrigieren oder dem Zahler den betreffenden Betrag des Zahlungs-
vorgangs unbeschadet etwaiger anderer nach einzelstaatlichem Recht angemeldeter Anspriiche
unverziiglich zuriickerstatten. Aufgrund der Haftung des Zahlungsdienstleisters sollte der Zahler
oder der Zahlungsempfanger im Hinblick auf die fehlerhafte Zahlung mit keinerlei Kosten
belastet werden. Fiir den Fall der nicht erfolgten, fehlerhaften oder verspéteten Ausfiihrung von
Zahlungsvorgéngen sollten die Mitgliedstaaten gewéhrleisten, dass das Wertstellungsdatum
korrigierender Zahlungen durch Zahlungsdienstleister stets dem Datum der Wertstellung bei

korrekter Ausfiihrung entspricht.
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Diese Richtlinie sollte nur die vertraglichen Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten
zwischen dem Zahlungsdienstnutzer und dem Zahlungsdienstleister zum Gegenstand haben.
Allerdings setzt das ordnungsgemife Funktionieren von Uberweisungen und anderen
Zahlungsdiensten voraus, dass die Zahlungsdienstleister und ihre zwischengeschalteten
Stellen, wie z. B. Verarbeiter, in Vertrage eingebunden sind, die ihre wechselseitigen Rechte
und Pflichten regeln. Haftungsfragen bilden einen wesentlichen Teil dieser einheitlichen
Vertrdge. Um sicherzustellen, dass die an einem Zahlungsvorgang beteiligten Zahlungs-
dienstleister und zwischengeschalteten Stellen sich aufeinander verlassen konnen, muss
Rechtssicherheit dahingehend geschaffen werden, dass ein Zahlungsdienstleister bei
Nichtverschulden fiir Verluste oder fiir im Rahmen der Bestimmungen dieser Richtlinie iiber
die Haftung gezahlte Betrige entschiadigt wird. Weitere Anspriiche und Einzelheiten der
Ausgestaltung des Regressrechts sowie die Frage der praktischen Handhabung von
Anspriichen gegeniiber dem Zahlungsdienstleister oder der zwischengeschalteten Stelle, die
auf einen fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgang zuriickzufiihren sind, sollten einer

vertraglichen Regelung iiberlassen bleiben.

Der Zahlungsdienstleister sollte unmissverstidndlich angeben kénnen, welche Angaben fiir
die korrekte Ausfiihrung eines Zahlungsauftrags erforderlich sind. Andererseits sollte es den
Mitgliedstaaten nicht gestattet sein, fiir Zahlungsvorgénge einen speziellen Identifikator
vorzuschreiben, da dies zu einer Fragmentierung fithren und die Schaffung integrierter
Zahlungssysteme in der Union gefihrden wiirde. Dies sollte die Mitgliedstaaten jedoch nicht
daran hindern, vom Zahlungsdienstleister des Zahlers zu verlangen, die im Verkehr
erforderliche Sorgfalt zu beachten und — soweit technisch und ohne manuelles Eingreifen
moglich — zu liberpriifen, ob der Kundenidentifikator kohérent ist, und wenn dies nicht der
Fall ist, den Zahlungsauftrag zuriickzuweisen und den Zahler davon zu unterrichten. Die
Haftung des Zahlungsdienstleisters sollte auf die korrekte Ausfithrung eines Zahlungs-
vorgangs gemdll dem vom Zahlungsdienstnutzer erteilten Auftrag beschrinkt werden. Sollte
der Betrag eines Zahlungsvorgangs einem falschen Empfanger gutgeschrieben werden, weil
der Zahler einen falschen Kundenidentifikator angegeben hat, so ist zwar weder der
Zahlungsdienstleister des Zahlers noch jener des Zahlungsempfangers haftbar, doch sind
beide zur Zusammenarbeit verpflichtet, indem sie sich im Rahmen des Zumutbaren — auch
durch die Mitteilung maBgeblicher Informationen — darum bemiihen, den Betrag wieder-
zuerlangen. Diese Informationen konnen auch den Namen und die Adresse des

Zahlungsempfangers umfassen.
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Zur wirksamen Betrugspriavention und unionsweiten Bekdmpfung des Betrugs im
Zahlungsverkehr sollten Vorkehrungen fiir die Verarbeitung und den reibungslosen
Austausch von Daten durch und zwischen Zahlungssystemen und Zahlungsdienstleistern
getroffen werden; diese sollten das Recht haben, personenbezogene Daten der an einem
Betrug beteiligten Personen zu sammeln, zu verarbeiten und auszutauschen. Die Richtlinie
95/46/EG des Européischen Parlaments und des Rates*’, die einzelstaatlichen Vorschriften
zur Umsetzung der genannten Richtlinie und die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des
Europiischen Parlaments und des Rates”' finden Anwendung auf die Verarbeitung

personenbezogener Daten fiir die Zwecke dieser Richtlinie.

Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und den mit der Charta der
Grundrechte der Européischen Union anerkannten Grundsitzen, einschlieBlich des Rechts
auf Achtung des Privat- und Familienlebens, des Rechts auf Schutz personenbezogener
Daten, der unternehmerischen Freiheit, des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf und
des Rechts, wegen derselben Straftat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu
werden. Diese Richtlinie muss im Einklang mit diesen Rechten und Grundsitzen umgesetzt

werden.

Es muss sichergestellt werden, dass die nach dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften auch tatsidchlich durchgesetzt werden. Aus diesem Grund sollten
geeignete Verfahren eingefiihrt werden, mit deren Hilfe gegen Zahlungsdienstleister, die
diesen Vorschriften nicht nachkommen, Beschwerde erhoben werden kann, und die
gewihrleisten, dass gegebenenfalls wirksame, verhiltnismaBige und abschreckende
Sanktionen verhdngt werden. Um die Einhaltung dieser Richtlinie zu gewéhrleisten, sollten
die Mitgliedstaaten zustindige Behorden benennen, die die Bedingungen der Verordnung
(EU) Nr. 1093/2010 des Europischen Parlaments und des Rates** erfiillen und unabhingig
von den Zahlungsdienstleistern handeln. Aus Griinden der Transparenz sollten die
Mitgliedstaaten der Kommission mitteilen, welche Behdrden benannt wurden, und eine
genaue Beschreibung der ihnen im Rahmen dieser Richtlinie libertragenen Aufgaben

vorlegen.

20

21

22

Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom

18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum
freien Datenverkehr (ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

24. November 2010 zur Errichtung einer Européischen Aufsichtsbehorde (Européische
Bankenaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur
Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABI. L 331 vom 15.12.2010,

S. 12).
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(73a) Die Mitgliedstaaten sollten die zustidndigen Behdrden benennen, die erméchtigt sind, die

(74)

Durchsetzung dieser Richtlinie sicherzustellen, und sie sollten dafiir Sorge tragen, dass den
betreffenden Behorden die fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen
Ermittlungs- und Durchsetzungsbefugnisse iibertragen sowie angemessene Mittel
bereitgestellt werden. Die zustindigen Behorden konnten im Hinblick auf bestimmte
Aspekte dieser Richtlinie im Wege eines Antrags an die Gerichte, die fiir den Erlass der
rechtlichen Entscheidung zustdndig sind, gegebenenfalls auch im Wege eines Rechtsmittels,
handeln. Dies konnte es den Mitgliedstaaten — insbesondere wenn Bestimmungen dieser
Richtlinie in das Zivilrecht umgesetzt werden — ermoglichen, die Durchsetzung dieser
Bestimmungen den vorstehend genannten Stellen und den Gerichten zu iiberlassen. Die
Mitgliedstaaten sollten fiir die Durchsetzung der vielfiltigen Verpflichtungen gemil3 dieser
Richtlinie mehrere zustindige Behorden benennen konnen. So konnten die Mitgliedstaaten
beispielsweise in Bezug auf einige Bestimmungen zustdndige Behorden fiir die
Durchsetzung des Verbraucher- oder des Datenschutzes benennen, wéhrend sie in Bezug auf
andere Bestimmungen Aufsichtsgremien benennen kdnnten. Die Moglichkeit, mehrere
zustidndige Behorden zu benennen, sollte die in dieser Richtlinie vorgesehenen Pflichten der
laufenden Beaufsichtigung und der Zusammenarbeit zwischen den zustdndigen Behdrden

nicht beeintriachtigen.

Unbeschadet des Rechts der Kunden, vor Gericht zu klagen, sollten die Mitgliedstaaten
gewdhrleisten, dass ein leicht zugédngliches und kostengiinstiges Verfahren zur auf3er-
gerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten zwischen Zahlungsdienstleistern und
Verbrauchern iiber die in dieser Richtlinie festgelegten Rechte und Pflichten besteht. Die
Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Européischen Parlaments und des Rates™ sieht vor, dass
der Schutz, der einem Verbraucher nach den zwingenden Rechtsvorschriften des Landes
gewdhrt wird, in dem er seinen gewohnlichen Aufenthalt hat, nicht durch Vertrags-
bestimmungen iiber das anwendbare Recht ausgehohlt werden kann. Hinsichtlich der
Einrichtung eines effizienten und wirksamen Streitbeilegungsverfahrens sollten die
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Zahlungsdienstleister ein wirksames Verbraucher-
beschwerdeverfahren einfithren, das von ihren Verbrauchern befolgt werden kann, bevor auf
ein auBergerichtliches Verfahren zuriickgegriffen oder die Streitigkeit an ein Gericht
verwiesen wird. In dem Beschwerdeverfahren sollten kurze und klar definierte zeitliche
Rahmen vorgegeben sein, innerhalb deren der Zahlungsdienstleister auf eine Beschwerde

antworten sollte.

23

Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni
2008 iiber das auf vertragliche Schuldverhiltnisse anzuwendende Recht (Rom I)
(ABIL. L 177 vom 4.7.2008, S. 6).
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Die Mitgliedstaaten sollten entscheiden, ob die fiir die Zulassung von Zahlungsinstituten
benannten zustindigen Behdrden auch als zustindige Behorden fiir auBlergerichtliche

Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren fungieren kdnnen.

Einzelstaatliche Rechtsvorschriften, die die Rechtsfolgen in Bezug auf die Haftung fiir
ungenaue Formulierungen oder Fehler bei der Ubermittlung von Angaben betreffen, sollten

von dieser Richtlinie unberiihrt bleiben.

Die Bestimmungen {iber die mehrwertsteuerliche Behandlung von Zahlungsdienstleistungen

in der Richtlinie 2006/112/EG des Rates>* sollten von dieser Richtlinie unberiihrt bleiben.

(77a) Wird in dieser Richtlinie auf den Euro Bezug genommen, so verstehen sich diese Betrdge als

(78)

(79)

Betriage in der Landeswahrung, wie sie von den einzelnen nicht dem Euro-Wiahrungsgebiet

angehdrenden Mitgliedstaaten festgelegt werden.

Im Interesse der Rechtssicherheit sollten Ubergangsregelungen getroffen werden, die es
Zahlungsinstituten, welche ihre Tatigkeit nach den vor Inkrafttreten dieser Richtlinie
geltenden nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 2007/64/EG
aufgenommen haben, ermoglichen, diese Tétigkeit in dem betreffenden Mitgliedstaat fiir

einen bestimmten Zeitraum fortzusetzen.

Der Kommission sollte die Befugnis iibertragen werden, gemil3 Artikel 290 des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union Rechtsakte zu erlassen, um im Falle einer
Anderung der Empfehlung 2003/361/EG den Verweis auf diese Empfehlung anzupassen
und um im Falle von Inflation den durchschnittlichen Betrag der vom Zahlungsdienstleister
ausgefiihrten Zahlungsvorgédnge zu aktualisieren, der als Schwelle fiir Mitgliedstaaten dient,
die von der Option Gebrauch machen, kleinere Zahlungsinstitute ganz oder teilweise von
den Zulassungsanforderungen freizustellen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der
Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter
Rechtsakte sollte die Kommission gewéhrleisten, dass die einschldgigen Dokumente dem
Europiischen Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise

ubermittelt werden.
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Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem (ABI. L 347 vom 11.12.2006, S. 1).
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(80)

(81)

(82)

(83)

Um eine einheitliche Anwendung dieser Richtlinie sicherzustellen, sollte die Kommission
auf das Fachwissen und die Unterstiitzung der EBA setzen konnen, die damit betraut werden
sollte, Leitlinien aufzustellen und Entwiirfe fiir technische Regulierungsstandards fiir
Sicherheitsaspekte im Zusammenhang mit Zahlungsdiensten — insbesondere im Hinblick auf
eine verstiarkte Kundenauthentifizierung — auszuarbeiten; ferner sollte sie im Zusammen-
hang mit der Erbringung von Dienstleistungen und der Einrichtung zugelassener
Zahlungsinstitute in anderen Mitgliedstaaten auf die Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten vertrauen konnen. Der Kommission sollte die Befugnis tlibertragen werden,
diese Entwiirfe technischer Regulierungsstandards zu erlassen. Diese spezifischen Aufgaben
stehen voll und ganz im Einklang mit der Rolle und den Zustdndigkeiten der EBA, wie sie in

der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung der EBA festgelegt wurden.

Da das Ziel dieser Richtlinie, ndmlich die stérkere Integration eines Binnenmarkts fiir
Zahlungsdienste, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann,
weil hierfiir die Harmonisierung einer Vielzahl unterschiedlicher Rechtsvorschriften der
verschiedenen Mitgliedstaaten erforderlich ist, und daher besser auf Unionsebene zu
verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die
Européische Union niedergelegten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhéltnisméBigkeit geht diese Richtlinie nicht

iiber das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Mal} hinaus.

Gemil der Gemeinsamen Politischen Erklarung der Mitgliedstaaten und der Kommission
vom 28. September 2011 zu erlduternden Dokumenten® haben sich die Mitgliedstaaten
verpflichtet, in begriindeten Fillen zusétzlich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmafinahmen
ein oder mehrere Dokumente zu {ibermitteln, in dem bzw. denen der Zusammenhang
zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher
Umsetzungsinstrumente erldutert wird. In Bezug auf diese Richtlinie hilt der Gesetzgeber

die Ubermittlung derartiger Dokumente fiir gerechtfertigt.

Angesichts der Vielzahl der an der Richtlinie 2007/64/EG vorzunehmenden Anderungen

sollte diese aufgehoben und vollstindig ersetzt werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

25

Gemeinsame Politische Erkldrung der Mitgliedstaaten und der Kommission vom
28. September 2011 zu erlduternden Dokumenten (ABI. C 369 vom 17.12.2011, S. 14).
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TITEL 1

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

1. In dieser Richtlinie werden die Regeln festgelegt, nach denen die Mitgliedstaaten die

folgenden sechs Kategorien von Zahlungsdienstleistern unterscheiden:

a)

b)

Kreditinstitute im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates”, einschlieBlich — im
Einklang mit dem nationalen Recht — Zweigstellen dieser Kreditinstitute im Sinne
des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 17 der genannten Verordnung, sofern sich diese
Zweigstellen innerhalb der Union befinden und die Kreditinstitute, denen sie
angehoren, ihren Sitz innerhalb oder gemdl Artikel 47 der Richtlinie 2013/36/EU

aullerhalb der Union haben;

E-Geld-Institute im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 2009/110/EG,
einschlieBlich — gemdB3 Artikel 8 der genannten Richtlinie und dem nationalen Recht
— einer Zweigniederlassung dieses Instituts, sofern sich diese Zweigniederlassung
innerhalb der Union befindet und das E-Geld-Institut, dem sie angehort, seinen Sitz
auBerhalb der Union hat und nur insofern als die von dieser Zweigniederlassung

erbrachten Zahlungsdienste mit der Ausgabe von E-Geld in Zusammenhang stehen;

Postscheckémter, die nach nationalem Recht zur Erbringung von Zahlungsdiensten

berechtigt sind;
Zahlungsinstitute im Sinne des Artikels 4 Nummer 4;

die Européische Zentralbank und die nationalen Zentralbanken, wenn sie nicht in

ihrer Eigenschaft als Wéhrungsbehorden oder andere Behorden handeln;

die Mitgliedstaaten oder ihre regionalen oder lokalen Gebietskorperschaften, wenn

sie nicht in ihrer Eigenschaft als Behorden handeln.
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Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni

2013 tiber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (4BI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).
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2. Dariiber hinaus werden in dieser Richtlinie die Transparenz der Vertragsbedingungen und
die Informationspflichten fiir Zahlungsdienste sowie die jeweiligen Rechte und Pflichten
von Zahlungsdienstnutzern und Zahlungsdienstleistern bei der hauptberuflichen oder

gewerblichen Erbringung von Zahlungsdiensten geregelt.

Artikel 2
Anwendungsbereich
1. Diese Richtlinie gilt fiir Zahlungsdienste, die innerhalb der Union erbracht werden.
la. Titel III und Titel IV gelten flir Zahlungsvorginge in der Wahrung eines Mitgliedstaats,

wenn sowohl der Zahlungsdienstleister des Zahlers als auch der des Zahlungsempfangers
in diesem Mitgliedstaat anséssig ist oder — falls nur ein einziger Zahlungsdienstleister an

dem Zahlungsvorgang beteiligt ist — dieser in diesem Mitgliedstaat ansdssig ist.

1b. Title III, mit Ausnahme des Artikels 38 Absatz 1 Buchstabe b, des Artikels 45 Nummer 2
Buchstabe e, des Artikels 45 Nummer 5 Buchstabe fund des Artikels 49, sowie Titel IV,
mit Ausnahme des Artikels 55 Absétze 2 und 4 und der Artikel 67, 68, 72 bis 77, 80 und
82, gelten auch fiir Zahlungsvorginge in einer Wahrung, die keine Wéahrung eines
Mitgliedstaats ist, wenn sowohl der Zahlungsdienstleister des Zahlers als auch der des
Zahlungsempféngers in der Union anséssig ist oder — falls nur ein einziger
Zahlungsdienstleister an dem Zahlungsvorgang beteiligt ist — dieser in der Union anséssig

ist, in Bezug auf die Bestandteile der Zahlungsvorgénge, die in der Union getétigt werden.

Ic. Title III, mit Ausnahme des Artikels 38 Absatz 1 Buchstabe b, des Artikels 45 Nummer 2
Buchstabe e, des Artikels 45 Nummer 5 Buchstabe fund des Artikels 49, sowie Titel IV,
mit Ausnahme des Artikels 55 Absétze 2 und 4 und der Artikel 67, 68 und 72, des
Artikels 74 Absatz 1 und der Artikel 80 und 82, gelten auch fiir Zahlungsvorgénge, bei
denen lediglich einer der beteiligten Zahlungsdienstleister in der Union anséssig ist, in

Bezug auf die Bestandteile der Zahlungsvorgénge, die in der Union getétigt werden.

1d. Die Mitgliedstaaten konnen alle oder einen Teil der Bestimmungen nach den Absitzen 1b

und 1c auch auf die in diesen Absétzen genannten Zahlungsvorgénge anwenden.

2. Die Mitgliedstaaten konnen darauf verzichten, diese Richtlinie ganz oder teilweise auf
Institute gemdl Artikel 2 Absatz 5 Nummern 4 bis 23 der Richtlinie 2013/36/EU
anzuwenden.
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Artikel 3

Vom Anwendungsbereich ausgenommene Titigkeiten

Diese Richtlinie gilt nicht fiir

a)

b)

d)

Zahlungsvorginge, die ohne zwischengeschaltete Stellen ausschlieBlich als direkte

Bargeldzahlung vom Zahler an den Zahlungsempfanger erfolgen;

Zahlungsvorgédnge zwischen Zahler und Zahlungsempfanger liber einen Handels-
agenten, der durch eine Vereinbarung befugt ist, den Verkauf oder Kauf von Waren
oder Dienstleistungen im Namen der folgenden Personen auszuhandeln oder

abzuschlieBen:
1)  entweder des Zahlers oder des Zahlungsempfangers;

i1)  des Zahlers und des Zahlungsempfiangers, sofern die Geldbetrige der
Zahlungsdienstnutzer zu keinem Zeitpunkt im Besitz des Handelsagenten

stehen;

den gewerbsméBigen Transport von Banknoten und Miinzen einschlieBlich

Entgegennahme, Bearbeitung und Ubergabe;

die nicht gewerbsmiBige Entgegennahme und Ubergabe von Bargeld im Rahmen

einer gemeinniitzigen Tétigkeit oder einer Tétigkeit ohne Erwerbszweck;

Dienste, bei denen der Zahlungsempfinger dem Zahler Bargeld im Rahmen eines
Zahlungsvorgangs aushéndigt, nachdem ihn der Zahlungsdienstnutzer kurz vor der
Ausfiihrung eines Zahlungsvorgangs zum Erwerb von Waren oder Dienstleistungen

ausdriicklich hierum gebeten hat;

Geldwechselgeschifte, d.h. Bargeschifte, sofern die betreffenden Betrdge nicht auf

einem Zahlungskonto liegen;
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g)  Zahlungsvorgénge, denen eines der folgenden Dokumente zugrunde liegt, das auf
den Zahlungsdienstleister gezogen ist und die Bereitstellung eines Geldbetrags an

einen Zahlungsempfianger vorsieht:

1. ein Papierscheck im Sinne des Genfer Abkommens vom 19. Mérz 1931 iiber

das einheitliche Scheckgesetz;

ii.  ein dem unter Ziffer i genannten Scheck vergleichbarer Papierscheck nach dem
Recht der Mitgliedstaaten, die nicht Vertragspartei des Genfer Abkommens
vom 19. Mérz 1931 iiber das einheitliche Scheckgesetz sind;

1ii.  ein Wechsel in Papierform im Sinne des Genfer Abkommens vom 7. Juni 1930

iiber das Einheitliche Wechselgesetz;

iv.  Wechsel in Papierform, die den in Ziffer iii genannten dhnlich sind und dem
Recht von Mitgliedstaaten unterliegen, die nicht Mitglied des Genfer

Abkommens vom 7. Juni 1930 iiber das einheitliche Wechselgesetz sind;
v.  ein Gutschein in Papierform;
vi. ein Reisescheck in Papierform;

vii. eine Postanweisung in Papierform im Sinne der Definition des

Weltpostvereins;

h)  Zahlungsvorgénge, die innerhalb eines Zahlungs- oder Wertpapierabwicklungs-
systems zwischen Zahlungsausgleichsagenten, zentralen Gegenparteien, Clearing-
stellen und/oder Zentralbanken und anderen Teilnehmern des Systems und

Zahlungsdienstleistern abgewickelt werden; Artikel 29 bleibt hiervon unberiihrt;

1)  Zahlungsvorgénge im Zusammenhang mit der Bedienung von Wertpapieranlagen,
wie z.B. Dividenden, Ertrige oder sonstige Ausschiittungen oder deren Einlosung
oder VerdufBerung, die von den unter Buchstabe h genannten Personen oder von
Wertpapierdienstleistungen erbringenden Wertpapierfirmen, Kreditinstituten,
Organismen flir gemeinsame Anlagen oder Vermogensverwaltungsgesellschaften
und jeder anderen Stelle, die fiir die Verwahrung von Finanzinstrumenten zugelassen

ist, durchgefiihrt werden;
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j)  Dienste, die von technischen Dienstleistern an Zahlungsdienstleister erbracht
werden, die zwar zur Erbringung der Zahlungsdienste beitragen, jedoch zu keiner
Zeit in den Besitz der zu transferierenden Geldbetrage gelangen, wie die
Verarbeitung und Speicherung von Daten, vertrauensbildende MafB3nahmen und
Dienste zum Schutz der Privatsphire, Nachrichten- und Instanzenauthentisierung,
Bereitstellung von Informationstechnologie- (IT-) und Kommunikationsnetzen sowie
Bereitstellung und Wartung der fiir Zahlungsdienste genutzten Endgerite und

Einrichtungen;

k)  Dienste, die auf bestimmten nur begrenzt verwendbaren Zahlungsinstrumenten

basieren, die eine der folgenden Bedingungen erfiillen:

1) die Instrumente gestatten ihrem Inhaber lediglich, im Rahmen einer
Geschiftsvereinbarung mit einem professionellen Emittenten in den
Geschiftsrdumen des Emittenten oder innerhalb eines begrenzten Netzes

von Dienstleistern Waren und Dienstleistungen zu erwerben,

i1)  die Instrumente konnen nur zum Erwerb eines begrenzten Waren- oder

Dienstleistungsspektrums verwendet werden,

iii)  die Instrumente sind nur in einem Mitgliedstaat giiltig, unterliegen zu
bestimmten sozialen oder steuerlichen Zwecken den Vorschriften einer
nationalen oder regionalen offentlichen Stelle und dienen dem Erwerb
bestimmter Waren oder Dienstleistungen von Anbietern, die eine

gewerbliche Vereinbarung mit dem Emittenten geschlossen haben.

Dasselbe Instrument kann nicht fiir Zahlungsvorginge zum Erwerb von Waren und
Dienstleistungen in mehr als einem begrenzten Netz oder zum Erwerb eines

unbegrenzten Waren- oder Dienstleistungsspektrums verwendet werden;
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1)  Zahlungsvorgénge, die von einem Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze
oder -dienste als Nebendienstleistung fiir elektronische Kommunikationsdienste fiir
einen Teilnehmer des Netzes oder Dienstes im Zusammenhang mit dem Erwerb von
digitalen Inhalten und Sprachdiensten ungeachtet des fiir den Erwerb oder Konsum
des digitalen Inhalts verwendeten Gerits getétigt werden, sofern der Wert einer

Einzelzahlung 50 EUR nicht {iberschreitet und entweder

a)  der kumulative Wert der Zahlungsvorgange fiir einen einzigen Teilnehmer

innerhalb eines Rechnungsmonats 200 EUR nicht {iberschreitet oder

b)  der kumulative Wert der Zahlungsvorginge innerhalb eines Rechnungsmonats
200 EUR nicht iiberschreitet, wenn ein Teilnehmer auf sein Konto bei einem
Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze oder -dienste Vorauszahlungen

tétigt;

la) Zahlungsvorgénge, die von einem Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze
oder -dienste fiir einen Teilnehmer des Netzes oder Dienstes getétigt und die von
einem elektronischen Gerit aus oder iiber dieses ausgefiihrt und auf der
entsprechenden Rechnung im Rahmen einer gemeinniitzigen Tétigkeit abgerechnet
werden, sofern jede Einzelzahlung den Wert von 50 EUR nicht iiberschreitet und der
kumulative Wert der Zahlungsvorginge fiir einen einzigen Teilnehmer innerhalb

eines Rechnungsmonats 200 EUR nicht tiberschreitet;
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Ib)

Zahlungsvorginge, die von einem Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze
oder -dienste fiir einen Teilnehmer des Netzes oder Dienstes getétigt und die von
einem elektronischen Gerét aus oder liber dieses ausgefiihrt und auf der
entsprechenden Rechnung fiir den Erwerb von Tickets abgerechnet werden, sofern
jede Einzelzahlung den Wert von 50 EUR nicht {iberschreitet und der kumulative
Wert der Zahlungsvorginge fiir einen einzigen Teilnehmer innerhalb eines

Rechnungsmonats 200 EUR nicht {iberschreitet;

Zahlungsvorginge, die von Zahlungsdienstleistern untereinander auf eigene
Rechnung oder von ihren Agenten oder Zweigniederlassungen untereinander auf

eigene Rechnung ausgefiihrt werden;

Zahlungsvorgédnge zwischen einem Mutterunternehmen und seinem
Tochterunternehmen oder zwischen Tochterunternehmen desselben
Mutterunternehmens ohne Mitwirkung eines Zahlungsdienstleisters, auler wenn es

sich bei diesem um ein Unternehmen der gleichen Gruppe handelt;

Dienste, bei denen fiir einen oder mehrere Kartenemittenten an multifunktionalen
Bankautomaten Bargeld abgehoben wird und die von Dienstleistern erbracht werden,
die keinen Rahmenvertrag mit dem Geld von einem Zahlungskonto abhebenden
Kunden geschlossen haben, vorausgesetzt, dass diese Dienstleister keine anderen als
die in Anhang I genannten Zahlungsdienste erbringen; hiervon ausgenommen sind
die Artikel 38, 41 und 42, die flir Betreiber gelten, die diese Dienste entsprechend

erbringen.
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Artikel 4

Begriffsbestimmungen
Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:
1. "Herkunftsmitgliedstaat"

1. den Mitgliedstaat, in dem sich der eingetragene Sitz des Zahlungsdienstleisters

befindet, oder

ii.  wenn der Zahlungsdienstleister nach dem fiir ihn geltenden nationalen Recht keinen
eingetragenen Sitz hat, den Mitgliedstaat, in dem sich seine Hauptverwaltung

befindet;

2. "Aufnahmemitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem ein Zahlungsdienstleister einen
Agenten oder eine Zweigstelle bzw. Zweigniederlassung hat oder Zahlungsdienste erbringt

und der nicht der Herkunftsmitgliedstaat dieses Zahlungsdienstleisters ist;
3. "Zahlungsdienst" jede gewerbliche Tétigkeit nach Anhang I;

4. "Zahlungsinstitut" eine juristische Person, der nach Artikel 10 eine Zulassung fiir die

unionsweite Erbringung und Ausfiihrung von Zahlungsdiensten erteilt wurde;

5. "Zahlungsvorgang" eine bzw. einen vom Zahler, im Namen des Zahlers oder vom
Zahlungsempfianger ausgeloste Bereitstellung, Transfer oder Abhebung eines Geldbetrags,
unabhingig von allen zwischen Zahler und Zahlungsempfénger bestehenden etwaigen

Verpflichtungen;

6. "Zahlungssystem" ein System zum Transfer von Geldbetrdgen mit formalen und
standardisierten Regeln und einheitlichen Vorschriften fiir die Verarbeitung, das Clearing

und/oder die Verrechnung von Zahlungsvorgéngen;

7. "Zahler" eine natiirliche oder juristische Person, die Inhaber eines Zahlungskontos ist und
die einen Zahlungsauftrag von diesem Zahlungskonto gestattet oder — falls kein
Zahlungskonto vorhanden ist — eine natiirliche oder juristische Person, die den Auftrag fiir

einen Zahlungsvorgang erteilt;

8. "Zahlungsempfinger" eine natiirliche oder juristische Person, die den bei einem Zahlungs-

vorgang transferierten Geldbetrag als Empfanger erhalten soll;

16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 49
DGG 1C DE



10.

11.

11a.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

"Zahlungsdienstleister" Rechtssubjekte im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 sowie natiirliche

und juristische Personen, fiir die geméf Artikel 27 und 27a eine Ausnahmeregelung gilt;

"kontofithrender Zahlungsdienstleister" einen Zahlungsdienstleister, der das Zahlungskonto
bereitstellt und fiihrt, von dem der Zahler den bestimmten Zahlungsvorgang vornehmen

mochte;

"Zahlungsauslosedienstleister" einen Zahlungsdienstleister, der gewerbliche Tétigkeiten

nach Anhang I Nummer 7 ausiibt;

"Kontoinformationsdienstleister" einen Zahlungsdienstleister, der gewerbliche Tatigkeiten

nach Anhang I Nummer 8 ausiibt;

"Zahlungsdienstnutzer" eine natiirliche oder juristische Person, die einen Zahlungsdienst

als Zahler oder Zahlungsempféanger oder in beiden Eigenschaften in Anspruch nimmt;

"Verbraucher" eine natiirliche Person, die bei den von dieser Richtlinie erfassten Zahlungs-
dienstvertrdgen zu Zwecken handelt, die nicht ihrer gewerblichen oder beruflichen Tatig-

keit zugerechnet werden konnen;

"Rahmenvertrag" einen Zahlungsdienstvertrag, der die zukiinftige Ausfithrung einzelner
und aufeinander folgender Zahlungsvorginge regelt und die Verpflichtung zur Einrichtung

eines Zahlungskontos und die entsprechenden Bedingungen enthalten kann;

"Finanztransfer" einen Zahlungsdienst, bei dem ohne Einrichtung eines Zahlungskontos
auf den Namen des Zahlers oder des Zahlungsempféngers ein Geldbetrag eines Zahlers
ausschlieflich zum Transfer eines entsprechenden Betrags an einen Zahlungsempfanger
oder an einen anderen, im Namen des Zahlungsempfangers handelnden Zahlungsdienst-
leister entgegengenommen wird und/oder bei dem der Geldbetrag im Namen des

Zahlungsempfangers entgegengenommen und diesem verfligbar gemacht wird,

"Zahlungskonto" ein auf den Namen eines oder mehrerer Zahlungsdienstnutzer(s)

lautendes Konto, das fiir die Ausfithrung von Zahlungsvorgingen genutzt wird;

"Geldbetrag" Banknoten und Miinzen, Giralgeld und E-Geld im Sinne des Artikels 2
Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG;
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18.

19.

20.

21.

22.

22a.

22b.

22c.

23.

24.

"Zahlungsauftrag" jede Anweisung, die ein Zahler oder Zahlungsempfianger seinem

Zahlungsdienstleister zur Ausfithrung eines Zahlungsvorgangs erteilt;

"Wertstellungsdatum" den Zeitpunkt, den ein Zahlungsdienstleister fiir die Berechnung der
Zinsen bei Gutschrift oder Belastung eines Betrags auf einem Zahlungskonto zugrunde

legt;

"Referenzwechselkurs" den Wechselkurs, der bei jedem Wihrungsumtausch zugrunde
gelegt und vom Zahlungsdienstleister zugénglich gemacht wird oder aus einer 6ffentlich

zuganglichen Quelle stammt;

"Authentifizierung" Verfahren, mit deren Hilfe der Zahlungsdienstleister die Identitét eines
Zahlungsdienstnutzers oder die Giiltigkeit der Verwendung eines bestimmten Zahlungs-
instruments, einschlieBlich der Verwendung seiner personalisierten Sicherheitsdaten,

tiberpriifen kann;

"verstdrkte Kundenauthentifizierung" eine Authentifizierung auf der Grundlage der
umgehenden Heranziehung von mindestens zwei Elementen der Kategorien Wissen, Besitz
und Inhédrenz [ ], die insofern voneinander unabhéngig sind, als die Nichterfiillung eines
Kriteriums die Zuverldssigkeit der anderen nicht in Frage stellt und durch die Auslegung

des Verfahrens die Vertraulichkeit der Authentifizierungsdaten geschiitzt ist;

"personalisierte Sicherheitsdaten" personalisierte Merkmale, die der Zahlungsdienstleister

einem Verbraucher zum Zwecke der Authentifizierung zur Verfligung stellt;

"Fernzahlungsvorgang" einen Zahlungsvorgang, der iiber das Internet oder durch ein

Gerdit, das fiir die Fernkommunikation verwendet werden kann, ausgeldst wurde;

"sensible Zahlungsdaten" Daten, einschlieBlich personalisierter Sicherheitsdaten, die eine
Kontrolle tiber das Konto des Zahlungsdienstnutzers ermdglichen oder fiir betriigerische

Handlungen verwendet werden konnen;

"Referenzzinssatz" den Zinssatz, der bei der Zinsberechnung zugrunde gelegt wird und aus
einer 6ffentlich zuginglichen und fiir beide Parteien eines Zahlungsdienstvertrags iiber-

priifbaren Quelle stammt;

"Kundenidentifikator" eine Kombination aus Buchstaben, Zahlen oder Symbolen, die dem
Zahlungsdienstnutzer vom Zahlungsdienstleister mitgeteilt wird und die der Zahlungs-
dienstnutzer angeben muss, damit der andere am Zahlungsvorgang beteiligte
Zahlungsdienstnutzer und/oder dessen Zahlungskonto bei einem Zahlungsvorgang

zweifelsfrei ermittelt werden kann;
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25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

"Agent" eine natiirliche oder juristische Person, die im Namen eines Zahlungsinstituts

Zahlungsdienste ausfiihrt;

"Zahlungsinstrument" jedes personalisierte Instrument und/oder jeden personalisierten
Verfahrensablauf, das bzw. der zwischen dem Zahlungsdienstnutzer und dem Zahlungs-
dienstleister vereinbart wurde und zur Erteilung eines Zahlungsauftrags verwendet werden

kann;

"Fernkommunikationsmittel" jedes Kommunikationsmittel, das ohne gleichzeitige
korperliche Anwesenheit von Zahlungsdienstleister und Zahlungsdienstnutzer fiir den
Abschluss eines Vertrags liber die Erbringung von Zahlungsdiensten eingesetzt werden

kann;

"dauerhafter Datentrager" jedes Medium, das es dem Zahlungsdienstnutzer gestattet, an ihn
personlich gerichtete Informationen derart zu speichern, dass er sie in der Folge fiir eine
fiir die Zwecke der Informationen angemessene Dauer einsehen kann und das die

unveridnderte Wiedergabe gespeicherter Informationen ermoglicht;

"Kleinstunternehmen" ein Unternehmen, das zum Zeitpunkt des Abschlusses des
Zahlungsdienstvertrags ein Unternehmen im Sinne des Artikels 1 und des Artikels 2
Absitze 1 und 3 des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG vom 6. Mai 2003 ist;

"Geschiftstag" jeden Tag, an dem der an der Ausfithrung eines Zahlungsvorgangs
beteiligte Zahlungsdienstleister des Zahlers bzw. des Zahlungsempfangers den fiir die

Ausfiihrung von Zahlungsvorgiangen erforderlichen Geschiftsbetrieb unterhélt;

"Lastschrift" einen vom Zahlungsempfinger ausgeldsten nationalen oder grenziiber-
schreitenden Zahlungsdienst zur Belastung des Zahlungskontos des Zahlers aufgrund einer
Zustimmung des Zahlers zu einem Zahlungsvorgang, die der Zahler gegeniiber dem
Zahlungsempfanger, dessen Zahlungsdienstleister oder seinem eigenen Zahlungs-

dienstleister erteilt;

"Zahlungsausldsedienst" einen Dienst, der auf Antrag des Zahlungsdienstnutzers in Bezug
auf ein bei einem anderen Zahlungsdienstleister gefiihrtes Zahlungskonto einen

Zahlungsauftrag ausldst;

"Kontoinformationsdienst" einen Online-Dienst zur Bereitstellung konsolidierter
Informationen iiber eines oder mehrere Zahlungskonten, das bzw. die von einem
Zahlungsdienstnutzer bei einem oder mehreren anderen Zahlungsdienstleister(n)

unterhalten wird (werden);
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34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

"Zweigstelle bzw. Zweigniederlassung" eine Geschiftsstelle, die nicht die Haupt-
verwaltung ist und die einen Teil eines Kredit- bzw. Zahlungsinstituts bildet, die keine
Rechtspersonlichkeit hat und unmittelbar simtliche oder einen Teil der Geschéfte betreibt,
die mit der Tatigkeit eines Kredit- bzw. Zahlungsinstituts verbunden sind; die Geschifts-
stellen eines Kredit- bzw. Zahlungsinstituts mit Hauptverwaltung in einem anderen
Mitgliedstaat, die sich in ein und demselben Mitgliedstaat befinden, gelten als eine einzige

Zweigstelle bzw. Zweigniederlassung;

"Gruppe" eine Gruppe von Unternehmen, die untereinander durch eine Beziehung nach
Artikel 22 Absitze 1, 2 oder 7 der Richtlinie 2013/34/EU verbunden sind, oder Unter-
nehmen im Sinne der Artikel 4 [5 und 6] der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014
der Kommission, die untereinander durch eine Beziehung nach Artikel 10 Absatz 1 oder

Artikel 113 Absiétze 6 oder 7 der Verordnung EU/575/2013 verbunden sind;

"elektronisches Kommunikationsnetz" ein Netz im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a der

Richtlinie 2002/21/EG des Europiischen Parlaments und des Rates”’;

"elektronische Kommunikationsdienste" ein Dienst im Sinne des Artikels 2 Buchstabe ¢

der Richtlinie 2002/21/EG;

"digitale Inhalte" Waren oder Dienstleistungen, die in digitaler Form hergestellt und
bereitgestellt werden und deren Nutzung oder Verbrauch innerhalb eines technischen
Gerits begrenzt ist und welche in keiner Weise die Nutzung oder den Verbrauch von

physischen Waren und Dienstleistungen ermoglichen;

"Akquisition von Zahlungsvorgédngen" einen Zahlungsdienst eines Zahlungsdienstleisters,
der mit einem Zahlungsempfanger eine vertragliche Vereinbarung iiber die Akzeptanz und
die Verarbeitung von Zahlungsvorgingen schlieit, was den Transfer von Geldbetragen

zum Zahlungsempfénger bewirkt;

"Ausgabe von Zahlungsinstrumenten" einen Zahlungsdienst, bei dem ein Zahlungs-
dienstleister einem Zahler ein Zahlungsinstrument zur Auslésung und Verarbeitung der

Zahlungsvorginge des Zahlers zur Verfiigung stellt;

27

Richtlinie 2002/21/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. Mérz 2002 iiber
einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir elektronische Kommunikationsnetze und -dienste
(Rahmenrichtlinie) (ABI. L 108 vom 24.4.2002, S. 33).
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41. "Eigenmittel" Eigenmittel im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 118 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013, wobei mindestens 75 % des Kernkapitals in Form von hartem Kern-
kapital nach Artikel 50 der genannten Verordnung gehalten werden und das Ergdnzungs-

kapital hochstens ein Drittel des harten Kernkapitals betrigt;

2. [.]

42b. "paralleles Aufbringen mehrerer Akzeptanzmarken ("Co-badging")" das Aufnehmen von

zwei oder mehr Marken auf dasselbe kartengebundene Zahlungsinstrument;

42c. "Marke" einen bestimmten Handelsnamen zur Bezeichnung des Kartenzahlungssystems, in

dem die kartengebundenen Zahlungsvorgédnge abgewickelt werden.
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TITEL II
ZAHLUNGSDIENSTLEISTER

KAPITEL 1

Zahlungsinstitute

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

Artikel 5

Beantragung der Zulassung

1. Die Zulassung als Zahlungsinstitut ist bei den zustdndigen Behorden des Herkunfts-

mitgliedstaats zu beantragen; dem Antrag ist Folgendes beizufiigen:

a)  das Geschiftsmodell, aus dem insbesondere die Art der beabsichtigten

Zahlungsdienste hervorgeht;

b)  der Geschéftsplan mit einer Budgetplanung fiir die ersten drei Geschiftsjahre, aus dem
hervorgeht, dass der Antragsteller iiber geeignete und angemessene Systeme,

Ressourcen und Verfahren verfiigt, um seine Tétigkeit ordnungsgemil auszufiihren;

c) der Nachweis, dass das Zahlungsinstitut iiber das Anfangskapital nach Artikel 6

verfiigt;

d) fir die in Artikel 9 Absatz 1 genannten Zahlungsinstitute eine Beschreibung der
Maflnahmen zum Schutz der Geldbetrdge der Zahlungsdienstnutzer nach Artikel 9;

e) eine Beschreibung der Unternehmenssteuerung und der internen Kontroll-
mechanismen des Antragstellers einschlieBlich der Verwaltungs-, Risikomanagement-
und Rechnungslegungsverfahren, aus der hervorgeht, dass diese Unternehmens-
steuerung, Kontrollmechanismen und Verfahren verhdltnismaBig, angemessen,

zuverléssig und ausreichend sind;
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f)  eine Beschreibung der vorhandenen Verfahren fiir Uberwachung, Handhabung und
FolgemaBnahmen bei Sicherheitsvorfallen und sicherheitsbezogenen Kunden-
beschwerden, einschlieBlich eines Mechanismus fiir die Meldung von Vorfillen unter

Beriicksichtigung der Meldepflichten des Zahlungsinstituts nach Artikel 86;

g) eine Beschreibung der vorhandenen Verfahren fiir die Registrierung, Uberwachung
und Riickverfolgung sensibler Zahlungsdaten sowie fiir die Beschridnkung des

Zugangs zu diesen,;

h)  eine Beschreibung der Regelungen zur Geschiftsfortfithrung im Krisenfall, ein-
schlieBlich klarer Angaben der kritischen Operationen, der geltenden Notfallpldne und
eines Verfahrens fiir die regelmiBige Uberpriifung der Angemessenheit und
Wirksamkeit solcher Pline;

1)  eine Beschreibung der Grundsitze und Definitionen fiir die Erfassung statistischer

Daten tiber Geschéftsvorgdnge und Betrugsfille;

J)  ein Dokument zur Sicherheitspolitik, einschlieBlich einer detaillierten Risiko-
bewertung in Bezug auf die erbrachten Zahlungsdienste und eine Beschreibung von
Sicherheitskontroll- und Risikominderungsmafnahmen zur Gewéhrleistung eines
angemessen Schutzes der Zahlungsdienstnutzer vor den festgestellten Risiken,
einschlieBlich Betrug und illegaler Verwendung sensibler und personenbezogener

Daten;

k) eine Beschreibung der internen Kontrollmechanismen, die der Antragsteller eingefiihrt
hat, um die mit der Verhinderung der Geldwésche und der Terrorismusfinanzierung
zusammenhdngenden Pflichten im Rahmen der Richtlinie 2005/60/EG des
Européischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des

Europiischen Parlaments und des Rates®® zu erfiillen;

1)  eine Darstellung des organisatorischen Aufbaus des Antragstellers, gegebenenfalls
einschlieBlich einer Beschreibung der geplanten Inanspruchnahme von Agenten und
Zweigniederlassungen und der Vor-Ort-Uberpriifung bzw. externen Uberpriifung
dieser, zu deren Durchfiihrung der Antragsteller sich mindestens einmal jahrlich
verpflichtet, sowie einer Darstellung der Auslagerungsvereinbarungen, und eine
Beschreibung der Art und Weise seiner Teilnahme an einem nationalen oder inter-

nationalen Zahlungssystem;

2 Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

15. November 2006 iiber die Ubermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei
Geldtransfers (ABI. L 345 vom 8.12.2006, S. 1).
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p)

q)

die Namen der Personen, die direkt oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung im
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 33 der Richtlinie 2013/36/EU an dem Antrag-
steller halten, die Hohe ihrer Beteiligung sowie der Nachweis, dass sie den im
Interesse der Gewihrleistung einer soliden und umsichtigen Fiithrung des Zahlungs-

instituts zu stellenden Anspriichen geniigen;

die Namen der Geschéftsleiter und der fiir die Geschéftsfiihrung des Zahlungsinstituts
verantwortlichen Personen und gegebenenfalls der fiir die Fithrung der Zahlungs-
dienstgeschifte des Zahlungsinstituts verantwortlichen Personen sowie der Nachweis,
dass sie gut beleumundet sind und {iber die vom Herkunftsmitgliedstaat des Zahlungs-
instituts festgelegten angemessenen Kenntnisse und Erfahrungen zur Erbringung von

Zahlungsdiensten verfiigen;

gegebenenfalls die Namen der Abschlusspriifer und Priifungsgesellschaften im Sinne

der Richtlinie 2006/43/EG des Européischen Parlaments und des Rates;
die Rechtsform und die Satzung des Antragstellers;

die Anschrift der Hauptverwaltung des Antragstellers.

Fiir die Zwecke der Buchstaben d, e, fund | legt der Antragsteller eine Beschreibung seiner

Priifmodalititen und der organisatorischen Vorkehrungen zur Ergreifung aller angemessenen

Mafnahmen zum Schutz der Interessen seiner Nutzer und zur Gewéhrleistung der Kontinuitét

und Verldsslichkeit der von ihm erbrachten Zahlungsdienste vor.

Bei den unter Buchstabe j genannten Sicherheitskontroll- und Risikominderungsmaf3nahmen

ist anzugeben, auf welche Weise ein hohes Mal} an technischer Sicherheit gewéhrleistet wird;

dies gilt auch im Hinblick auf Software und IT-Systeme, die der Antragsteller oder Unter-

nehmen, an die die Gesamtheit oder ein Teil seiner Tatigkeiten ausgelagert werden,

verwenden. Zu diesen MaBBnahmen gehoren auch die Sicherheitsmafnahmen gemaf Artikel 86

Absatz 1. Bei diesen Mafinahmen ist den in Artikel 86 Absatz 2 genannten Leitlinien fiir

Sicherheitsmafnahmen der Européischen Bankenaufsichtsbehorde (EBA) Rechnung zu tragen,

sobald diese vorliegen.
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2. Die Mitgliedstaaten verlangen, dass Unternehmen, die eine Zulassung oder eine
Eintragung in das Register fiir die Erbringung von Zahlungsdiensten nach Anhang I
Nummern 7 und 8 beantragen, als Voraussetzung fiir ihre Zulassung oder Eintragung eine
fiir die Gebiete, in denen sie ihre Dienste anbieten, geltende Berufshaftpflichtversicherung
oder einen gleichwertigen Schutz oder eine andere gleichwertige, die Haftpflicht
abdeckende Garantie abschlieen, um sicherzustellen, dass sie ihre Haftung geméal den

Artikeln 65, 80 und 83 abdecken konnen.

3. Die EBA arbeitet innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Richtlinie Leitlinien fiir
die gemdl dieser Richtlinie zustdndigen Behorden in Bezug auf die Kriterien aus, nach
denen die Mindestdeckungssumme der Berufshaftpflichtversicherung oder der gleich-

wertigen Garantie nach Absatz 2 festgelegt werden soll.

Bei der Ausarbeitung der Kriterien nach Unterabsatz 1 trigt die EBA den folgenden
Aspekten Rechnung:

- dem Risikoprofil des Unternehmens;

- der Frage, ob das Unternechmen andere in Anhang I genannte Zahlungsdienste erbringt

oder anderen Geschéftstétigkeiten nachgeht;

- dem Umfang der Tatigkeit. Im Fall von Unternehmen, die eine Zulassung fiir die
Erbringung von Zahlungsdiensten nach Anhang I Nummer 7 beantragen, wird der Wert
der ausgelosten Zahlungsvorgénge berticksichtigt; im Fall von Unternehmen, die eine
Eintragung in das Register fiir die Erbringung von Zahlungsdiensten nach Anhang I
Nummer 8 beantragen, wird die Zahl der Kunden beriicksichtigt, die die Konto-

informationsdienste nutzen.

Die EBA tiberpriift die Leitlinien regelméaBig.

4. Die Angaben nach Absatz 3 werden gemi Absatz 1 den zustdndigen Behorden
mitgeteilt.
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Artikel 5a
Kontrolle der Beteiligung

1. Jede natiirliche oder juristische Person, die beschlossen hat, direkt oder indirekt eine
qualifizierte Beteiligung im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 36 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 an einem Zahlungsinstitut zu erwerben oder zu erhdhen, mit der Folge,
dass der Anteil am Kapital oder an den Stimmrechten 20 %, 30 % oder 50 % erreichen
oder iiberschreiten wiirde oder das Zahlungsinstitut ihr Tochterunternehmen wiirde, hat
diese Absicht den zustdndigen Behdrden dieses Zahlungsinstituts vorher schriftlich
anzuzeigen. Dasselbe gilt fiir jede natiirliche oder juristische Person, die beschlossen hat,
direkt oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung zu verduBlern oder ihre qualifizierte
Beteiligung so zu verringern, dass ihr Anteil am Kapital oder an den Stimmrechten 20 %,
30 % oder 50 % unterschreiten wiirde oder das Zahlungsinstitut nicht mehr ihr Tochter-

unternechmen ware.

2. Der interessierte Erwerber einer qualifizierten Beteiligung legt der zustdndigen Behorde
Angaben liber den Umfang der geplanten Beteiligung sowie alle relevanten Angaben

geméil Artikel 23 Absatz 4 der Richtlinie 2013/36/EU vor.

3. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass — falls sich der von den Personen nach Absatz 2
ausgeiibte Einfluss zum Schaden einer umsichtigen und soliden Geschiftsfiihrung des
Instituts auswirken konnte — die zustidndigen Behdrden Einspruch erheben oder andere
angemessene MaBBnahmen ergreifen, um diesen Zustand zu beenden. Diese Maflnahmen
konnen in einstweiligen Verfligungen, Sanktionen gegen Direktoren oder Geschéftsleiter
oder die Aussetzung der Ausiibung des Stimmrechts fiir Aktien oder Anteile, die von den
Anteilseignern oder Gesellschaftern des betreffenden Zahlungsinstituts gehalten werden,

bestehen.

4. Ahnliche MaBnahmen gelten fiir natiirliche oder juristische Personen, die den in diesem

Artikel festgelegten Verpflichtungen zur vorherigen Unterrichtung nicht nachkommen.

5. Fiir den Fall, dass eine Beteiligung trotz Einspruchs der zustindigen Behorden erworben
wird, sehen die Mitgliedstaaten unbeschadet der von ihnen zu verhdngenden Sanktionen
vor, dass die Ausiibung der entsprechenden Stimmrechte ausgesetzt wird, die Stimmrechts-

ausiibung ungiiltig ist oder diese Stimmen fiir nichtig erklédrt werden kdnnen.
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Artikel 6
Anfangskapital

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass Zahlungsinstitute zum Zeitpunkt der Zulassung wie folgt
iiber ein Anfangskapital verfiigen, das die Bestandteile nach Artikel 12 Absatz 2 der
Richtlinie 2013/36/EU umfasst:

a) Betreibt das Zahlungsinstitut nur den in Anhang I Nummer 6 genannten Zahlungsdienst,

darf sein Kapital zu keinem Zeitpunkt weniger als 20 000 EUR betragen;

b) betreibt das Zahlungsinstitut nur die in Anhang [ Nummer 7 genannten Zahlungsdienste,

darf sein Kapital zu keinem Zeitpunkt weniger als 50 000 EUR betragen;

c) betreibt das Zahlungsinstitut einen der in Anhang I Nummern 1 bis 5 genannten

Zahlungsdienste, darf sein Kapital zu keinem Zeitpunkt weniger als 125 000 EUR

betragen.
Artikel 7
FEigenmittel
l. Die Eigenmittel des Zahlungsinstituts im Sinne von Artikel 4 Nummer 41 diirfen nicht

unter den jeweils hoheren der in den Artikeln 6 oder 8 genannten Betrdge absinken.

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maflnahmen, um in Fillen, in denen ein
Zahlungsinstitut zu derselben Gruppe gehort wie ein anderes Zahlungsinstitut, ein Kredit-
institut, eine Wertpapierfirma, eine Vermogensverwaltungsgesellschaft oder ein
Versicherungsunternehmen, zu verhindern, dass Bestandteile, die fiir die Berechnung der
Eigenmittel in Frage kommen, mehrfach angerechnet werden. Dieser Absatz findet auch
Anwendung, wenn ein Zahlungsinstitut hybriden Charakter hat und neben der Erbringung

von Zahlungsdiensten noch andere Tétigkeiten ausiibt.

3. Sofern die Anforderungen des Artikels 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 eingehalten
werden, konnen die Mitgliedstaaten oder ihre zustindigen Behorden davon absehen,
Artikel 8 auf Zahlungsinstitute anzuwenden, die in die konsolidierte Beaufsichtigung des

Mutterkreditinstituts nach der Richtlinie 2013/36/EU einbezogen sind.
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Artikel 8

Berechnung der Eigenmittel

1. Ungeachtet der in Artikel 6 genannten Anforderungen in Bezug auf das Anfangskapital
schreiben die Mitgliedstaaten den Zahlungsinstituten vor, jederzeit Eigenmittel in einer
Hoéhe zu halten, die nach einer der folgenden drei Methoden, wie von den zustindigen

Behorden im Einklang mit dem jeweiligen nationalen Recht festgelegt, berechnet wird:
Methode A

Zahlungsinstitute miissen Eigenmittel in Hohe von mindestens 10 % ihrer fixen Gemein-
kosten des Vorjahrs aufweisen. Die zustdndigen Behorden konnen diese Anforderung bei
einer gegeniiber dem Vorjahr erheblich verdanderten Geschéftstétigkeit eines Zahlungs-
instituts anpassen. Zahlungsinstitute, die ihre Geschéftstitigkeit zum Zeitpunkt der
Berechnung seit weniger als einem Jahr ausiiben, miissen Eigenmittel in Hohe von 10 %
der im Geschéftsplan vorgesehenen entsprechenden fixen Gemeinkosten aufweisen, sofern

die zustindigen Behdrden nicht eine Anpassung dieses Plans verlangen.
Methode B

Zahlungsinstitute miissen Eigenmittel aufweisen, die mindestens der Summe der folgenden
Elemente multipliziert mit dem Skalierungsfaktor k im Sinne von Absatz 2 entspricht,
wobei das Zahlungsvolumen (ZV) einem Zwdlftel der Gesamtsumme der von dem

Zahlungsinstitut im Vorjahr ausgefiihrten oder ausgelosten Zahlungsvorginge entspricht:

a) 4,0 % der Tranche des ZV bis 5 Mio. EUR

plus

b) 2,5 % der Tranche des ZV von iiber 5 Mio. EUR bis 10 Mio. EUR
plus

c¢) 1% der Tranche des ZV von iiber 10 Mio. EUR bis 100 Mio. EUR
plus

d) 0,5 % der Tranche des ZV von iiber 100 Mio. EUR bis 250 Mio. EUR
plus

e) 0,25 % der Tranche des ZV iiber 250 Mio. EUR.
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Methode C

Zahlungsinstitute miissen Eigenmittel aufweisen, die mindestens dem maf3geblichen
Indikator im Sinne von Buchstabe a entspricht, multipliziert mit dem Multiplikationsfaktor

im Sinne von Buchstabe b und mit dem Skalierungsfaktor k im Sinne von Absatz 2.

a)  Der maligebliche Indikator ist die Summe der folgenden Werte:

1. Zinsertrage;
2. Zinsaufwand,
3. Einnahmen aus Provisionen und Entgelten sowie

4. sonstige betriebliche Ertrage.

In die Summe geht jeder Wert mit seinem positiven oder negativen Vorzeichen ein.
AuBerordentliche oder unregelméBige Ertriage diirfen nicht in die Berechnung des
malgeblichen Indikators einflieBen. Aufwendungen fiir die Auslagerung von Dienst-
leistungen, die durch Dritte erbracht werden, diirfen den maf3geblichen Indikator dann
mindern, wenn die Aufwendungen von einem Unternehmen getragen werden, das gemif
dieser Richtlinie beaufsichtigt wird. Der maf3gebliche Indikator wird auf der Grundlage der
letzten Zwolfmonatsbeobachtung, die am Ende des vorausgegangenen Geschéftsjahres
erfolgt, berechnet. Der mallgebliche Indikator wird fiir das vorausgegangene Geschiftsjahr
berechnet. Jedoch diirfen die nach Methode C berechneten Eigenmittel nicht weniger als
80 % des Betrags ausmachen, der als Durchschnittswert des maB3geblichen Indikators fiir
die vorausgegangenen drei Geschéiftsjahre berechnet wurde. Liegen keine gepriiften Zahlen

vor, konnen Schédtzungen herangezogen werden.
b)  Der Multiplikationsfaktor entspricht:

1) 10 % der Tranche des mal3geblichen Indikators bis 2,5 Mio. EUR,

i1)) 8 % der Tranche des mal3geblichen Indikators von 2,5 Mio. EUR bis 5 Mio.
EUR,

1) 6 % der Tranche des mafigeblichen Indikators von 5 Mio. EUR bis 25 Mio.
EUR,

iv) 3 % der Tranche des maBgeblichen Indikators von 25 Mio. EUR bis 50 Mio.
EUR,

v) 1,5 % der Tranche des maB3geblichen Indikators {iber 50 Mio. EUR.
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2. Der bei den Methoden B und C anzuwendende Skalierungsfaktor k entspricht:

a) 0,5 wenn das Zahlungsinstitut nur den in Anhang I Nummer 6 genannten
Zahlungsdienst erbringt;
b) 1,0, wenn das Zahlungsinstitut einen der in Anhang I Nummern 1 bis 5 oder 7

genannten Zahlungsdienste erbringt.

3. Die zustdndigen Behorden konnen auf der Grundlage einer Bewertung des Risiko-
managements, der Verlustdatenbank und der internen Kontrollmechanismen des
Zahlungsinstituts vorschreiben, dass die Eigenmittel des Zahlungsinstituts einem Betrag
entsprechen miissen, der bis zu 20 % hoéher ist als der Betrag, der sich aus der Anwendung
der gemil Absatz 1 gewidhlten Methode ergeben wiirde, oder dem Zahlungsinstitut
gestatten, dass seine Eigenmittel einem Betrag entsprechen, der bis zu 20 % niedriger ist
als der Betrag, der sich aus der Anwendung der gemdl3 Absatz 1 gewihlten Methode

ergeben wiirde.
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Artikel 9

Sicherungsanforderungen

1. Die Mitgliedstaaten oder die zustdndigen Behdrden schreiben Zahlungsinstituten, die
Zahlungsdienste nach Anhang [ Nummern 1 bis 6 erbringen, vor, alle Geldbetrédge, die sie
von den Zahlungsdienstnutzern oder {iber einen anderen Zahlungsdienstleister fiir die
Ausfiihrung von Zahlungsvorgédngen entgegengenommen haben, wie folgt zu sichern:

a)  Geldbetriage diirfen zu keinem Zeitpunkt mit den Geldbetrdgen anderer natiirlicher
oder juristischer Personen als der Zahlungsdienstnutzer, fiir die sie gehalten werden,
vermischt werden und miissen, wenn sie sich am Ende des auf den Tag ihres
Eingangs folgenden Geschéftstags noch in Hdnden des Zahlungsinstituts befinden
und noch nicht dem Zahlungsempfianger tibergeben oder an einen anderen
Zahlungsdienstleister transferiert worden sind, auf einem gesonderten Konto bei
einem Kreditinstitut hinterlegt oder in sichere liquide Aktiva mit niedrigem Risiko
wie von den zustdndigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats definiert investiert
werden; und sie miissen gemall dem nationalen Recht im Interesse dieser
Zahlungsdienstnutzer vor den Forderungen anderer Glaubiger des Zahlungsinstituts
geschiitzt werden, insbesondere im Falle einer Insolvenz;

b)  Geldbetrdge miissen durch eine Versicherungspolice oder eine andere vergleichbare
Garantie einer Versicherungsgesellschaft oder eines Kreditinstituts, die bzw. das
nicht zur selben Gruppe gehort wie das Zahlungsinstitut selbst, {iber einen Betrag
abgesichert werden, der demjenigen entspricht, der ohne die Versicherungspolice
oder andere vergleichbare Garantie getrennt gefiihrt werden miisste, und der im Falle
der Zahlungsunfdhigkeit des Zahlungsinstituts auszuzahlen ist.

2. Muss ein Zahlungsinstitut Geldbetrége nach Absatz 1 absichern und ist ein Teil dieser
Geldbetrige fiir zukiinftige Zahlungsvorginge zu verwenden, wiahrend der verbleibende
Teil fiir Nicht-Zahlungsdienste verwendet werden muss, so gelten die Auflagen geméaf
Absatz 1 auch fiir diesen Anteil der flir zukiinftige Zahlungsvorgénge zu verwendenden
Geldbetrage. Ist dieser Anteil variabel oder nicht im Voraus bekannt, so gestatten die
Mitgliedstaaten den Zahlungsinstituten, diesen Absatz unter Zugrundelegung eines
reprisentativen Anteils anzuwenden, der typischerweise fiir Zahlungsdienste verwendet
wird, sofern sich dieser reprasentative Anteil auf der Grundlage historischer Daten nach
Uberzeugung der zustindigen Behdrden mit hinreichender Sicherheit schiitzen lisst.
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Artikel 10
Erteilung der Zulassung

1. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass andere Unternehmen als Unternehmen im Sinne
des Artikels 1 Absatz 1 Buchstaben a, b, ¢, € und f sowie andere als die unter die
Ausnahmeregelung geméf den Artikeln 27 und 27a fallende natiirliche oder juristische
Personen, die Zahlungsdienste erbringen wollen, vor dem Beginn der Erbringung von
Zahlungsdiensten die Zulassung als Zahlungsinstitut erwirken miissen. Die Zulassung wird

lediglich in einem Mitgliedstaat ansédssigen juristischen Personen erteilt.

2. Die Zulassung wird erteilt, wenn die dem Antrag beigefiigten Angaben und Nachweise
allen Anforderungen des Artikels 5 entsprechen und die zustdndigen Behorden nach
eingehender Priifung des Antrags zu einer positiven Gesamtbewertung gelangen. Vor
Erteilung der Zulassung koénnen die zustdndigen Behorden gegebenenfalls die nationale

Zentralbank oder andere einschlégige Behorden konsultieren.

3. Zahlungsinstitute, die nach den nationalen Rechtsvorschriften ihres Herkunftsmitglied-
staats einen satzungsmafigen Sitz haben miissen, miissen ihre Hauptverwaltung in
demselben Mitgliedstaat haben, in dem sich dieser Sitz befindet, und miissen zumindest

einen Teil ihres Zahlungsdienstgeschifts dort erbringen.

4. Die zustdndigen Behorden erteilen die Zulassung nur, wenn sie im Interesse der
Gewdihrleistung einer soliden und umsichtigen Fiihrung eines Zahlungsinstituts zu der
Uberzeugung gelangt sind, dass das Zahlungsinstitut {iber eine solide Regelung zur
Unternehmenssteuerung fiir sein Zahlungsdienstgeschéft verfiigt, wozu eine klare
Organisationsstruktur mit genau abgegrenzten, transparenten und kohéirenten
Verantwortungsbereichen, wirksame Verfahren zur Ermittlung, Steuerung, Uberwachung
und Meldung der Risiken, denen es ausgesetzt ist oder ausgesetzt sein konnte, sowie
angemessene interne Kontrollmechanismen, einschlieBlich solider Verwaltungs- und
Rechnungslegungsverfahren, zdhlen; diese Regelungen, Verfahren und Mechanismen
miissen umfassend und der Art, dem Umfang und der Komplexitit der von dem

Zahlungsinstitut erbrachten Zahlungsdienste angemessen sein.
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5. Erbringt ein Zahlungsinstitut einen der in Anhang I Nummern 1 bis 7 genannten
Zahlungsdienste und geht zugleich anderen Geschéftstatigkeiten nach, so konnen die
zustandigen Behorden vorschreiben, dass eine gesonderte Stelle fiir das Zahlungsdienst-
geschift geschaffen werden muss, wenn die Nicht-Zahlungsdienstgeschéfte des Zahlungs-
instituts entweder die finanzielle Soliditdt des Zahlungsinstituts oder die Mdglichkeit der
zustidndigen Behdrden, zu tiberpriifen, ob das Zahlungsinstitut samtlichen Anforderungen

dieser Richtlinie geniigt, beeintrachtigen oder beeintrachtigen konnten.

6. Die zustindigen Behorden verweigern die Zulassung, wenn sie nicht davon tiberzeugt sind,
dass die Anteilseigner oder Gesellschafter, die qualifizierte Beteiligungen halten, den im
Interesse der Gewahrleistung einer soliden und umsichtigen Fiihrung des Zahlungsinstituts

zu stellenden Anspriichen gentigen.

7. Bestehen zwischen dem Zahlungsinstitut und anderen natiirlichen oder juristischen
Personen enge Verbindungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 38 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, so erteilen die zustdndigen Behorden die Zulassung nur
dann, wenn sie diese Verbindungen nicht an der ordnungsgemafen Erfiillung ihrer

Beaufsichtigungsaufgaben hindern.

8. Die zustdndigen Behorden erteilen die Zulassung nur dann, wenn sie bei der ordnungs-
geméifen Erflillung ihrer Aufsichtsaufgabe nicht durch die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften eines Drittlandes, denen eine oder mehrere natiirliche oder juristische
Personen unterstehen, zu denen das Zahlungsinstitut enge Verbindungen besitzt, oder

durch Schwierigkeiten bei deren Anwendung behindert werden.

9. Die Zulassung gilt in allen Mitgliedstaaten und gestattet dem betreffenden Zahlungs-
institut, auf der Grundlage der Dienstleistungs- oder der Niederlassungsfreiheit tiberall in
der Union Zahlungsdienste zu erbringen, sofern die betreffenden Zahlungsdienste von der

Zulassung erfasst sind.

16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 66
DGG 1C DE



Artikel 11
Mitteilung des Bescheids

Die zustindige Behorde teilt dem Antragsteller binnen drei Monaten nach Eingang des Antrags
oder, wenn dieser unvollstindig ist, binnen drei Monaten nach Ubermittlung aller fiir den Bescheid
erforderlichen Angaben mit, ob die Zulassung erteilt oder abgelehnt wurde. Die Ablehnung der

Zulassung ist zu begriinden.

Artikel 12
Entzug der Zulassung

1. Die zustindigen Behorden konnen die einem Zahlungsinstitut erteilte Zulassung nur dann

entziehen, wenn einer oder mehrere der folgenden Fille eintreten:

a)  das Institut macht nicht binnen 12 Monaten von der Zulassung Gebrauch, verzichtet
ausdriicklich auf sie oder hat seit mehr als sechs Monaten seine Tatigkeit eingestellt,
auBler der betreffende Mitgliedstaat sieht in diesen Fallen das Erloschen der

Zulassung vor;

b)  das Institut hat die Zulassung aufgrund falscher Angaben oder auf andere Weise

unrechtméBig erlangt;

c) das Institut erfiillt die Voraussetzungen fiir die Erteilung der Zulassung nicht mehr
oder kommt seinen Verpflichtungen zur Unterrichtung der zustédndigen Behorde iiber

wichtige einschldgige Entwicklungen nicht nach;

d) das Institut wiirde bei einer Fortsetzung seines Zahlungsdienstgeschéfts eine
Gefidhrdung fiir die Stabilitdt des Zahlungssystems oder fiir das Vertrauen in das

Zahlungssystem darstellen;

e) es liegt ein anderer in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehener Fall fiir den

Entzug vor.
2. Jeder Entzug einer Zulassung ist zu begriinden; die Griinde sind den Betroffenen
mitzuteilen.
3. Der Entzug einer Zulassung wird 6ffentlich bekannt gemacht, auch in den Registern nach

den Artikeln 13 und 14.
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Artikel 13
FEintragung im Herkunftsmitgliedstaat

Die Mitgliedstaaten richten ein 6ffentliches Register der zugelassenen Zahlungsinstitute und ihrer
Agenten sowie der natiirlichen und juristischen Personen, fiir die nach den Artikeln 27 und 27a eine
Ausnahmeregelung gilt, sowie aller Institute gemal Artikel 2 Absatz 3 ein, die nach den nationalen
Rechtsvorschriften berechtigt sind, Zahlungsdienste zu erbringen. Zweigniederlassungen von
Zahlungsinstituten werden in das Register des Herkunftsmitgliedstaats eingetragen, wenn sie
Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Herkunftsmitgliedstaat erbringen. Nach
Benachrichtigung ihrer zustindigen Behorden erfolgt eine Eintragung in das Register des

Herkunftsmitgliedstaats.

In diesem Register werden die Zahlungsdienste genannt, fiir die das Zahlungsinstitut zugelassen
bzw. die natiirliche oder juristische Person registriert ist. Zugelassene Zahlungsinstitute werden im
Register getrennt von den geméf den Artikeln 27 und 27a registrierten natiirlichen und juristischen
Personen eingetragen. Das Register kann von der Offentlichkeit eingesehen und online konsultiert

werden; es wird unverziiglich auf den neuesten Stand gebracht.

Artikel 14
EBA-Register

1. Die zustindigen Behorden zeigen der EBA jede nach Artikel 10 erteilte Zulassung, jede
natiirliche oder juristische Person, fiir die eine Ausnahmeregelung nach den Artikeln 27
und 27a gilt, sowie die Institute gemél Artikel 2 Absatz 3 an, die nach den nationalen

Rechtsvorschriften berechtigt sind, Zahlungsdienste zu erbringen.

2. Die EBA veroffentlicht auf ihrer Website eine Liste mit den Firmen der Stellen nach

Absatz 1 und aktualisiert diese regelmafig.

3. In der Liste nach Absatz 2 werden die natiirlichen oder juristischen Personen, fiir die eine

Ausnahmeregelung nach den Artikeln 27 und 27a gilt, als solche bezeichnet.

4. Die zustdndigen Behorden unterrichten die EBA iiber jeden Entzug einer Zulassung und
iiber jede Authebung einer Ausnahmeregelung nach den Artikeln 27 und 27a und

begriinden diesen Entzug bzw. diese Aufhebung.
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Artikel 15
Fortbestand der Zulassung

Das Zahlungsinstitut teilt den zustindigen Behorden seines Herkunftsmitgliedstaats unverziiglich
jede Anderung mit, durch die die Richtigkeit der nach Artikel 5 vorgelegten Angaben und

Nachweise beeintrachtigt wird.

Artikel 16
Rechnungslegung und Abschlusspriifung

1. Die Richtlinie 78/660/EWG und gegebenenfalls die Richtlinien 83/349/EWG und
86/635/EWG sowie die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Européischen Parlaments und

des Rates” finden auf Zahlungsinstitute entsprechend Anwendung.

2. Die Jahresabschliisse und die konsolidierten Abschliisse von Zahlungsinstituten werden
von Abschlusspriifern oder von Priifungsgesellschaften im Sinne der Richtlinie
2006/43/EG gepriift, sofern sie hiervon nicht geméal der Richtlinie 78/660/EWG und
gegebenenfalls den Richtlinien 83/349/EWG und 86/635/EWG ausgenommen sind.

3. Die Mitgliedstaaten schreiben fiir Aufsichtszwecke vor, dass die Zahlungsinstitute fiir
Zahlungsdienste und fiir die Tatigkeiten nach Artikel 17 Absatz 1 getrennte Rechnungs-
legungsangaben vorlegen, iiber die ein Priitbericht erstellt wird. Dieser Bericht wird

gegebenenfalls von den Abschlusspriifern oder einer Priifungsgesellschaft erstellt.

4. Die Pflichten nach Artikel 63 der Richtlinie 2013/36/EU gelten in Bezug auf
Zahlungsdienste entsprechend fiir die Abschlusspriifer oder die Priifungsgesellschaften von

Zahlungsinstituten.

» Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli
2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (ABI. L 243
vom 11.9.2002, S. 1).
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Artikel 17
Titigkeiten

1. Uber die Erbringung von Zahlungsdiensten hinaus diirfen Zahlungsinstitute folgenden

Tatigkeiten nachgehen:

a)  Erbringung betrieblicher und eng verbundener Nebendienstleistungen, wie die
Sicherstellung der Ausfiithrung von Zahlungsvorgingen, Devisengeschifte,
Verwahrungsleistungen, Dienstleistungen flir die Sicherstellung des Datenschutzes

sowie Datenspeicherung und -verarbeitung;
b)  Betrieb von Zahlungssystemen unbeschadet des Artikels 29;

c)  Geschiftstitigkeiten, die nicht in der Erbringung von Zahlungsdiensten bestehen,
wobei das geltende Unionsrecht und das jeweils maB3gebende nationale Recht zu

beriicksichtigen sind.

2. Bei der Erbringung eines oder mehrerer Zahlungsdienste diirfen Zahlungsinstitute nur

Zahlungskonten fiihren, die ausschlieBlich flir Zahlungsvorginge genutzt werden.

3. Geldbetrage, die Zahlungsinstitute von Zahlungsdienstnutzern fiir die Erbringung von
Zahlungsdiensten erhalten, gelten nicht als Einlagen oder andere riickzahlbare Gelder im
Sinne des Artikels 9 der Richtlinie 2013/36/EU oder als E-Geld im Sinne des Artikels 2
Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG.
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4. Zahlungsinstitute diirfen Kredite im Zusammenhang mit den in Anhang I Nummer 4 oder
Nummer 5 genannten Zahlungsdiensten nur gewéahren, wenn die folgenden Anforderungen

erfillt sind:

a)  Die Kreditgewdhrung ist eine Nebentitigkeit und erfolgt ausschlieBlich im

Zusammenhang mit der Ausfithrung eines Zahlungsvorgangs;

b) ungeachtet der nationalen Vorschriften {iber die Kreditgewédhrung mittels
Kreditkarten wird der im Zusammenhang mit einer Zahlung gewéhrte und im
Einklang mit Artikel 10 Absatz 9 und Artikel 26 vergebene Kredit innerhalb einer

kurzen Frist zurtickgezahlt, die zwolf Monate in keinem Fall iiberschreiten darf;

c¢) der Kredit wird nicht aus den fiir den Zweck der Ausfiihrung eines Zahlungs-

vorgangs entgegengenommenen oder gehaltenen Geldbetrdagen gewéhrt und

d)  die Eigenmittel des Zahlungsinstituts stehen nach Auffassung der Aufsichtsbehdrden
jederzeit in einem angemessenen Verhéltnis zum Gesamtbetrag der gewéhrten

Kredite.

5. Zahlungsinstitute diirfen die Tatigkeit der Entgegennahme von Einlagen oder anderen
riickzahlbaren Geldern im Sinne des Artikels 9 der Richtlinie 2013/36/EU nicht

gewerbsméiBig betreiben.

6. Diese Richtlinie beriihrt nicht die Richtlinie 2008/48/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates’® oder andere einschligige Rechtsvorschriften der Union oder der Mitglied-
staaten in Bezug auf nicht durch diese Richtlinie harmonisierte Bedingungen fiir die

Gewidhrung von Krediten an Verbraucher geméfl dem Unionsrecht.

30 Richtlinie 2008/48/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 iiber
Verbraucherkreditvertrage und zur Authebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABI.
L 133 vom 22.5.2008, S. 66).
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ABSCHNITT 2

SONSTIGE ANFORDERUNGEN

Artikel 18

Inanspruchnahme von Agenten oder Stellen, an die Titigkeiten ausgelagert werden

1. Beabsichtigt ein Zahlungsinstitut, Zahlungsdienste iiber einen Agenten zu erbringen, so
teilt es den zustdndigen Behorden seines Herkunftsmitgliedstaats Folgendes mit:
a)  Name und Anschrift des Agenten;
b) eine Beschreibung der internen Kontrollmechanismen, die der Agent anwendet, um
die Anforderungen der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Geldwésche und
der Terrorismusfinanzierung zu erfiillen, die bei wesentlichen Anderungen der im
Rahmen der Erstbenachrichtigung tibermittelten Angaben zu aktualisieren ist;
c¢) die Namen der Geschiftsleiter und der fiir die Geschéftsleitung eines Agenten
verantwortlichen Personen, die zur Erbringung von Zahlungsdiensten eingesetzt
werden sollen, und im Falle von anderen Agenten als Zahlungsdienstleistern den
Nachweis, dass sie zuverldssig und fachlich geeignet sind,
d) die Zahlungsdienste des Zahlungsinstituts, mit denen der Agent beauftragt wird, und
e) gegebenenfalls den einmaligen Identifikationscode oder die einmalige Kennnummer
des Agenten.
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2. Die zustdndige Behorde teilt dem Zahlungsinstitut innerhalb von zwei Monaten nach
Erhalt der Angaben nach Absatz 1 Buchstaben a bis e mit, ob der Agent in das Register
gemil Artikel 13 eingetragen wird oder nicht. Nach ihrer Eintragung in das Register

gemal Artikel 13 diirfen die Agenten mit der Erbringung von Zahlungsdiensten beginnen.

3. Vor der Eintragung eines Agenten in das Register ergreifen die zustdndigen Behorden
weitere MaBnahmen zur Priifung der erhaltenen Angaben, wenn sie der Auffassung sind,

dass die ihnen iibermittelten Angaben nicht korrekt sind.

4. Sind die zustdndigen Behorden im Anschluss an diese MaBBnahmen zur Priifung der
erhaltenen Angaben nicht iiberzeugt, dass die ihnen nach Absatz 1 iibermittelten Angaben
korrekt sind, so lehnen sie die Eintragung des Agenten in das Register gemédl3 Artikel 13 ab

und setzen das Zahlungsinstitut hiervon in Kenntnis.

5. Beabsichtigt ein Zahlungsinstitut, in einem anderen Mitgliedstaat durch Beauftragung
eines Agenten oder durch Errichtung einer Zweigniederlassung Zahlungsdienste zu

erbringen, so muss es die Verfahren nach Artikel 26 befolgen.

7. Beabsichtigt ein Zahlungsinstitut, betriebliche Aufgaben von Zahlungsdiensten auszu-
lagern, so setzt es die zustdndigen Behorden seines Herkunftsmitgliedstaats hiervon in

Kenntnis.

Die Auslagerung wichtiger betrieblicher Aufgaben, einschlieflich der Bereitstellung von
IT-Systemen und -Modulen, darf nicht auf eine Weise erfolgen, dass die Qualitét der
internen Kontrolle des Zahlungsinstituts und die Moglichkeit der zustindigen Behorde, zu
tiberpriifen und zuriickzuverfolgen, ob das Zahlungsinstitut simtlichen Anforderungen

dieser Richtlinie geniigt, wesentlich beeintrachtigt werden.
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Fiir die Zwecke von Unterabsatz 2 wird eine betriebliche Aufgabe als wichtig betrachtet,
wenn deren unzureichende oder unterlassene Wahrnehmung die kontinuierliche Einhaltung
der Zulassungsanforderungen gemif diesem Titel oder der anderen Verpflichtungen des
Zahlungsinstituts gemaB dieser Richtlinie, seine finanzielle Leistungsfahigkeit oder die
Soliditit oder Kontinuitdt seiner Zahlungsdienste wesentlich beeintréchtigen wiirde. Die
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zahlungsinstitute, die wichtige betriebliche Aufgaben

auslagern, folgende Voraussetzungen erfiillen:

a)  Die Auslagerung darf nicht zu einer Delegation der Aufgaben der Geschiftsleitung
fihren;

b)  das Verhéltnis und die Pflichten des Zahlungsinstituts gegeniiber seinen Zahlungs-

dienstnutzern gemif dieser Richtlinie miissen unverindert bleiben;

c) die Voraussetzungen, die ein Zahlungsinstitut erfiillen muss, um gemaf diesem Titel
zugelassen zu werden und diese Zulassung zu behalten, miissen nach wie vor

gegeben sein;

d) keine der anderen Voraussetzungen, unter denen dem Zahlungsinstitut die

Zulassung erteilt wurde, darf entfallen sein oder sich verdndert haben.

8. Das Zahlungsinstitut gewahrleistet, dass Agenten, die in seinem Namen tétig sind, dies den

Zahlungsdienstnutzern mitteilen.

9. Das Zahlungsinstitut teilt den zustindigen Behorden seines Herkunftsmitgliedstaats
unverziiglich alle Anderungen hinsichtlich der Inanspruchnahme von Agenten, ein-
schlieBlich zusétzlicher Agenten oder Stellen, an die Tatigkeiten ausgelagert werden, mit.

Das Verfahren geméll den Absétzen 2 bis 4 findet Anwendung.
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Artikel 19
Haftung

1. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass Zahlungsinstitute dafiir sorgen, dass alle Agenten
oder Zweigniederlassungen, die flir die Erbringung von Zahlungsdiensten eingesetzt

werden, die Bestimmungen dieser Richtlinie kontinuierlich einhalten.

la. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Zahlungsinstitut, das Dritte mit betrieblichen
Aufgaben betraut, angemessene Vorkehrungen trifft, um zu gewihrleisten, dass die

Anforderungen dieser Richtlinie erfiillt werden.

2. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass Zahlungsinstitute fiir Handlungen ihrer
Angestellten oder eines Agenten, einer Zweigniederlassung oder einer Stelle, an den bzw.

die Tatigkeiten ausgelagert werden, uneingeschrankt haften.

Artikel 20

Fiihrung von Aufzeichnungen

Unbeschadet der Richtlinie 2005/60/EG oder anderer einschlagiger Rechtsvorschriften der Union
schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass Zahlungsinstitute fiir die Zwecke dieses Titels alle

relevanten Aufzeichnungen und Belege mindestens fiinf Jahre aufbewahren.
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ABSCHNITT 3

Z.USTANDIGE BEHORDEN UND BEAUFSICHTIGUNG

Artikel 21

Benennung der zustindigen Behérden

1. Die Mitgliedstaaten benennen als zustédndige Behdrden fiir die Zulassung und
Beaufsichtigung der Zahlungsinstitute, denen die Wahrnehmung der Aufgaben gemif
diesem Titel obliegt, entweder Behorden oder Stellen, die durch nationales Recht oder von
gesetzlich ausdriicklich hierzu befugten Behorden, einschlieBlich der nationalen

Zentralbanken, anerkannt worden sind.

Um Interessenkonflikte zu vermeiden, muss die Unabhéngigkeit der zustindigen Behorden
von der Wirtschaft gewihrleistet sein. Unbeschadet des Unterabsatzes 1 diirfen
Zahlungsinstitute, Kreditinstitute, E-Geld-Institute oder Postscheckédmter nicht als

zusténdige Behorden benannt werden.
Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission hiervon in Kenntnis.

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die gemdf3 Absatz 1 benannten zustdndigen
Behorden mit allen zur Erfiillung ihrer Aufgaben notwendigen Befugnissen ausgestattet

sind.

3. Gibt es im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten fiir den unter diesen Titel fallenden
Regelungsbereich mehr als eine zustéindige Behorde, so stellen die betreffenden
Mitgliedstaaten sicher, dass diese Behdrden eng zusammenarbeiten, damit sie ihre
jeweiligen Aufgaben effizient erfiillen kdnnen. Dies gilt auch in Féllen, in denen die fiir
den unter diesen Titel fallenden Regelungsbereich zustindigen Behorden nicht die fiir die

Beaufsichtigung von Kreditinstituten zusténdigen Behorden sind.
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4. Die Wahrnehmung der Aufgaben der gemdf3 Absatz 1 benannten zustéindigen Behorden

obliegt den zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats.

5. Absatz 1 beinhaltet nicht, dass die zustindigen Behdrden gehalten sind, Geschifts-
tatigkeiten der Zahlungsinstitute zu beaufsichtigen, bei denen es sich weder um

Zahlungsdienste noch um die in Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a genannten Téatigkeiten

handelt.
Artikel 22
Beaufsichtigung
1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Kontrollen der zustdndigen Behorden, mit

denen sie die laufende Einhaltung der Bestimmungen dieses Titels {iberpriifen,

verhdltnismaBig, geeignet und den Risiken von Zahlungsinstituten angemessen sind.

Um die Einhaltung der Bestimmungen dieses Titels zu iiberpriifen, sind die zustandigen

Behorden insbesondere befugt,

a)  von dem Zahlungsinstitut die Angaben anzufordern, die notwendig sind, um die

Einhaltung dieser Bestimmungen zu iiberpriifen;

b)  Inspektionen vor Ort bei dem Zahlungsinstitut, bei allen Agenten und Zweignieder-
lassungen, die unter der Verantwortung des Zahlungsinstituts Zahlungsdienste
erbringen, sowie bei allen Stellen, an die Zahlungsdienste ausgelagert werden,

durchzufiihren;

c¢)  Empfehlungen und Leitlinien sowie gegebenenfalls verbindliche Verwaltungs-

vorschriften zu erlassen;
d) die Zulassung in den in Artikel 12 genannten Féllen zu entziehen.

2. Unbeschadet des Verfahrens zum Entzug der Zulassung und der strafrechtlichen
Bestimmungen sehen die Mitgliedstaaten vor, dass ihre zustindigen Behorden bei
VerstoBen gegen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der
Beaufsichtigung oder der Ausiibung ihres Zahlungsdienstgeschifts gegen die
Zahlungsinstitute oder diejenigen, die tatsdchlich die Geschéfte leiten, Sanktionen
verhdngen oder MaBBnahmen ergreifen konnen, damit die festgestellten VerstoBe abgestellt

oder ihre Ursachen beseitigt werden.
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Die Mitgliedstaaten stellen ungeachtet der Anforderungen des Artikels 6, des Artikels 7
Absitze 1 und 2 sowie des Artikels 8 sicher, dass die zustdndigen Behorden befugt sind,
die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels beschriebenen Mallnahmen zu ergreifen, um zu
gewihrleisten, dass Kapital in ausreichendem Umfang fiir die Zahlungsdienste zur
Verfiigung steht, insbesondere, wenn die Nicht-Zahlungsdienstgeschifte des Zahlungs-
instituts, die finanzielle Soliditdt des Zahlungsinstituts beeintrachtigen oder beeintrachtigen

konnten.

Artikel 23

Berufsgeheimnis

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Personen, die fiir die zustdndigen Behorden
tatig sind oder waren, sowie die von diesen Behorden beauftragten Sachverstindigen an
das Berufsgeheimnis gebunden sind; dies gilt nicht fiir Félle, die unter das Strafrecht

fallen.

Der Informationsaustausch nach Artikel 25 unterliegt dem uneingeschrankten Berufs-
geheimnis, um den Schutz der Rechte von Privatpersonen und Unternehmen zu

gewdhrleisten.

Die Mitgliedstaaten konnen bei der Anwendung dieses Artikels die Artikel 53 bis 61 der
Richtlinie 2013/36/EU entsprechend beriicksichtigen.

Artikel 24

Rechtsweggarantie

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zahlungsinstituten hinsichtlich der sie betreffenden
Entscheidungen, die von den zustéindigen Behdrden nach Maf3gabe von zur Umsetzung
dieser Richtlinie erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften getroffen werden, der

Rechtsweg offen steht.

Absatz 1 findet auch bei Untitigkeit der Behorden Anwendung.
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Artikel 25

Informationsaustausch

1. Die zustindigen Behorden der einzelnen Mitgliedstaaten kooperieren untereinander und
arbeiten gegebenenfalls mit der Europdischen Zentralbank und den nationalen Zentral-
banken der Mitgliedstaaten, der EBA und anderen zustindigen Behorden, die nach den auf
Zahlungsdienstleister anwendbaren Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten

benannt worden sind, zusammen.

2. Dariiber hinaus erlauben die Mitgliedstaaten den Austausch von Informationen zwischen

ihren zustédndigen Behorden und

a) den in anderen Mitgliedstaaten fiir die Zulassung und Beaufsichtigung von

Zahlungsinstituten zustidndigen Behdrden;

b)  der Europdischen Zentralbank und den nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten
in ihrer Eigenschaft als Wahrungs- und Aufsichtsbehdrden sowie gegebenenfalls
anderen Behorden, die fiir die Aufsicht tiber Zahlungs- und Abwicklungssysteme

zustandig sind;

c) anderen gemiR dieser Richtlinie, der Richtlinie 2005/60/EG und anderen fiir
Zahlungsdienstleister geltenden Rechtsvorschriften der Union, die z.B. in Bezug auf
Geldwische und Terrorismusfinanzierung erlassen wurden, benannten zustéindigen

Behorden;

d) der EBA im Rahmen ihrer Aufgabe, zum einheitlichen und kohérenten Funktionieren
der Uberwachungsmechanismen gemiB Artikel 1 Absatz 5 Buchstabe a der

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 beizutragen.
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Artikel 25a
Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen zustindigen Behérden verschiedener

Mitgliedstaaten

1. Ist eine zustdndige Behorde eines Mitgliedstaats der Auffassung, dass bei der grenziiber-
schreitenden Zusammenarbeit mit den zustdndigen Behorden anderer Mitgliedstaaten nach
den Artikeln 25, 26, 26a, 26b und 26¢ in einer bestimmten Angelegenheit die in den
genannten Artikeln festgelegten Bedingungen nicht eingehalten werden, so kann sie gemaf3
Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die EBA mit der Angelegenheit befassen

und um ihre Unterstiitzung bitten.

2. Wird die EBA gemal Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 tétig, so fasst sie
unverziiglich einen Beschluss gemél Artikel 19 Absatz 3 der genannten Verordnung. Die
EBA kann den zustdndigen Behorden gemal3 Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 2 der
genannten Verordnung auch von Amts wegen dabei helfen, eine Einigung zu erzielen. In
jedem Fall stellen die beteiligten zustidndigen Behdrden ihre Entscheidung bis zu einer

Beilegung gemél Artikel 19 der genannten Verordnung zuriick.
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Artikel 26

Antrag auf Ausiibung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien

Dienstleistungsverkehr

1. Ein zugelassenes Zahlungsinstitut, das in Auslibung des Niederlassungsrechts oder des

Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr erstmals in einem anderen Mitgliedstaat als

seinem Herkunftsmitgliedstaat Zahlungsdienste erbringen will, iibermittelt den zustindigen

Behorden seines Herkunftsmitgliedstaats die folgenden Angaben:

a)

b)

Name, Anschrift und gegebenenfalls Zulassungsnummer des Zahlungsinstituts;

den bzw. die Mitgliedstaat(en), in dem bzw. denen es seine Tatigkeit auszuiiben

beabsichtigt;
den bzw. die Zahlungsdienst(e), der bzw. die erbracht werden;

die Angaben nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a bis e, wenn das Zahlungsinstitut

beabsichtigt, einen Agenten in Anspruch zu nehmen;

die Angaben nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben b und e in Bezug auf das Zahlungs-
dienstgeschift im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats, eine Darstellung des
organisatorischen Aufbaus der Zweigniederlassung und die Namen der Personen, die
fiir die Geschiftsfiihrung der Zweigniederlassung verantwortlich sind, wenn das

Zahlungsinstitut beabsichtigt, eine Zweigniederlassung in Anspruch zu nehmen.

Beabsichtigt das Zahlungsinstitut, betriebliche Aufgaben von Zahlungsdiensten an andere

Stellen im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats auszulagern, so setzt es die

zustidndigen Behorden seines Herkunftsmitgliedstaats hiervon in Kenntnis.

la. Innerhalb eines Monats nach Erhalt aller Angaben gemil3 Absatz 1 leiten die zustdndigen

Behorden des Herkunftsmitgliedstaats diese an die zustindigen Behorden des Aufnahme-

mitgliedstaats weiter.
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1b.

Innerhalb eines Monats nach Erhalt der Angaben von den zustdndigen Behorden des
Herkunftsmitgliedstaats bewerten die zustdndigen Behdrden des Aufnahmemitgliedstaats
diese Angaben und iibermitteln den zustdndigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats die
einschldgigen Angaben in Verbindung mit der beabsichtigten Erbringung von Zahlungs-
diensten durch das entsprechende Zahlungsinstitut, das seine Niederlassungs- bzw.
Dienstleistungsfreiheit ausiibt. Die zustindigen Behorden des Aufnahmemitgliedstaats
teilen den zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats insbesondere jeden
begriindeten Anlass zur Besorgnis hinsichtlich Geldwésche oder Terrorismusfinanzierung
im Sinne der Richtlinie 2005/60/EG Bedenken dahingehend mit, dass in Verbindung mit
der geplanten Beauftragung eines Agenten oder der Errichtung einer Zweigniederlassung

mit.

Stimmen die zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats der Bewertung der
zustdndigen Behorden des Aufhahmemitgliedstaats nicht zu, so teilen sie den zuletzt

genannten die Griinde fiir ihre Entscheidung mit.

Fillt die Bewertung der zustidndigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats insbesondere
vor dem Hintergrund der von den zustdndigen Behorden des Aufnahmemitgliedstaats
iibermittelten Angaben negativ aus, so lehnen sie die Eintragung des Agenten oder der

Zweigniederlassung ab oder entziehen diese Eintragung, falls sie bereits erfolgt ist.

Die zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats teilen den zustindigen Behdrden
des Aufnahmemitgliedstaats und dem Zahlungsinstitut innerhalb von drei Monaten nach

Erhalt der Angaben nach Unterabsatz 1 ihre Entscheidung mit.

Nach Eintragung in das Register gemil3 Artikel 13 diirfen die Agenten oder Zweignieder-
lassungen ihre Tétigkeiten in dem bzw. den entsprechenden Aufnahmemitgliedstaat(en)

aufnehmen.

Das Zahlungsinstitut teilt den zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats den
Zeitpunkt mit, ab dem es seine Tatigkeiten iiber den Agenten oder die Zweigniederlassung
in dem bzw. den entsprechenden Aufnahmemitgliedstaat(en) aufnimmt. Die zustindigen
Behorden des Herkunftsmitgliedstaats setzen die zustdndigen Behorden des Aufnahme-

mitgliedstaats hiervon in Kenntnis.
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Ic. Das Zahlungsinstitut teilt den zustdndigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats
unverziiglich jegliche relevante Anderung hinsichtlich der nach Absatz 1 iibermittelten
Angaben mit, einschlieBlich zusétzlicher Agenten, Zweigniederlassungen oder Stellen, an
die Téatigkeiten in den Mitgliedstaaten ausgelagert werden, in denen es seine Tétigkeiten
ausiibt. Das Verfahren gemdl3 den Absétzen la und 1b findet Anwendung.

2. [...]

3. [...]

4. [...]

5. [...]

6. Die EBA erstellt Entwiirfe technischer Regulierungsstandards zur Festlegung der Rahmen-
bedingungen fiir die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den
zustandigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats nach Absatz 1 und den zustindigen
Behorden des Authahmemitgliedstaats nach diesem Artikel. In den Entwiirfen technischer
Regulierungsstandards werden die Verfahren, Instrumente und Einzelheiten der
Zusammenarbeit bei der Meldung grenziibergreifend tétiger Zahlungsinstitute und
insbesondere der Umfang und die Verarbeitung der vorzulegenden Informationen
einschlieBlich einer gemeinsamen Terminologie und Standardmustern fiir die Meldungen
festgelegt, um die Kohérenz und Effizienz des Mitteilungsverfahrens zu gewahrleisten.
Die EBA iibermittelt der Kommission diese Entwiirfe innerhalb von (Datum einfiigen) |...
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Richtlinie].

7. [...]

8. Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die in Absatz 6 genannten technischen
Regulierungsstandards nach dem in den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)

Nr. 1093/2010 festgelegten Verfahren zu erlassen.
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Artikel 26a
Beaufsichtigung von Zahlungsinstituten, die ihr Niederlassungsrecht und das Recht auf freien

Dienstleistungsverkehr ausiiben

1. Im Einklang mit Artikel 89 Absatz 3 arbeiten die zustindigen Behorden des Herkunfts-
mitgliedstaats mit den zustdndigen Behorden des Aufnahmemitgliedstaats zusammen, um
bei dem Agenten oder der Zweigniederlassung eines Zahlungsinstituts im Hoheitsgebiet
eines anderen Mitgliedstaats die Kontrollen nach diesem Titel und der nach MaBigabe der
Titel III und IV erlassenen nationalen Rechtsvorschriften durchfiihren und die hierfiir

erforderlichen Handlungen vornehmen zu kénnen.

Beabsichtigen die zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats im Hoheitsgebiet des
Aufnahmemitgliedstaats Inspektionen vor Ort durchzufiihren, so setzen sie die zustindigen
Behorden des Aufnahmemitgliedstaats im Rahmen der Zusammenarbeit nach Unterabsatz

1 davon in Kenntnis.

Die zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats konnen jedoch den zustdndigen
Behorden des Aufnahmemitgliedstaats die Aufgabe iibertragen, bei dem betreffenden

Institut Inspektionen vor Ort durchzufiihren.

2. Die zustidndigen Behorden des Aufhahmemitgliedstaats konnen vorschreiben, dass
Zahlungsinstitute mit Agenten oder Zweigniederlassungen in ihrem Hoheitsgebiet ihnen in
regelméfBigen Abstinden Bericht iiber die in ihrem Hoheitsgebiet ausgeiibten Tétigkeiten

erstatten.

Solche Berichte sind fiir Informations- oder statistische Zwecke und, sofern die Agenten
oder Zweigniederlassungen das Zahlungsdienstgeschift im Rahmen des Niederlassungs-
rechts ausiiben, fiir die Uberwachung der Einhaltung der nach MafBgabe der Titel III und
IV erlassenen nationalen Rechtsvorschriften erforderlich. Sie unterliegen den Anforde-

rungen des Berufsgeheimnisses, die denen des Artikels 23 mindestens gleichwertig sind.
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3. Die zustindigen Behorden stellen einander alle wesentlichen und/oder zweckdienlichen
Informationen zur Verfiigung, insbesondere bei Zuwiderhandlungen oder mutmaBlichen
Zuwiderhandlungen eines Agenten oder einer Zweigniederlassung, einschlieBlich im
Zusammenhang mit der Ausiibung des Rechts auf Dienstleistungsfreiheit. Dabei {iber-
mitteln die zustdndigen Behorden auf Verlangen alle zweckdienlichen Informationen und
legen von sich aus alle wesentlichen Informationen vor, einschlielich in Bezug auf die

Einhaltung der Voraussetzungen nach Artikel 10 Absatz 3 durch das Zahlungsinstitut.

5. Die Mitgliedstaaten konnen Zahlungsinstituten, die in ihrem Hoheitsgebiet liber Agenten
auf Grundlage des Niederlassungsrechts tdtig sind und deren Sitz sich in einem anderen
Mitgliedstaat befindet, vorschreiben, eine zentrale Kontaktstelle in ihrem Hoheitsgebiet zu
benennen, um eine angemessene Ubermittlung und Berichterstattung im Hinblick auf die
Einhaltung der Titel III und IV sicherzustellen, unbeschadet jeglicher Bestimmungen zur
Bekimpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung, und um die Uberwachung
durch die zustindigen Behorden des Herkunfts- und des Aufnahmemitgliedstaats zu
erleichtern, einschlieBlich durch die Ubermittlung von Unterlagen und Informationen auf

Verlangen an die zustdndigen Behdrden.

6. Die EBA arbeitet Entwiirfe technischer Regulierungsstandards zur Festlegung der
Kriterien fiir die Bestimmung der Umsténde aus, unter denen die Benennung einer
zentralen Kontaktstelle gemil3 Absatz 5 angebracht ist, und zur Festlegung der Aufgaben
der zentralen Kontaktstelle. Die EBA iibermittelt der Kommission diese Entwiirfe
technischer Regulierungsstandards innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser

Richtlinie.

7. Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die in Absatz 6 genannten technischen
Regulierungsstandards nach dem in den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1093/2010 festgelegten Verfahren zu erlassen.
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8. Die EBA arbeitet Entwiirfe technischer Regulierungsstandards zur Festlegung der
Rahmenbedingungen fiir die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen
den zustindigen Behdrden des Herkunftsmitgliedstaats und den zustdndigen Behorden des
Aufnahmemitgliedstaats im Einklang mit diesem Titel und fiir die Uberwachung der
Einhaltung der nach Maligabe der Titel III und IV erlassenen nationalen Rechts-
vorschriften aus. In den Entwiirfen technischer Regulierungsstandards werden die
Verfahren, Instrumente und Einzelheiten der Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung
grenziibergreifend titiger Zahlungsinstitute und insbesondere der Umfang und die
Verarbeitung der auszutauschenden Informationen festgelegt, um die Koharenz und
Effizienz der Beaufsichtigung von Zahlungsinstituten, die Zahlungsdienste grenziiber-

greifend erbringen, zu gewéhrleisten.

In den Entwiirfen technischer Regulierungsstandards werden ferner die Instrumente und
Einzelheiten der Berichterstattung festgelegt, die die Aufnahmemitgliedstaaten von den
Zahlungsinstituten in Bezug auf die in ihrem Hoheitsgebiet erbrachten Zahlungstétigkeiten
nach Absatz 2 verlangen konnen, einschlieBlich der Haufigkeit einer solchen Bericht-

erstattung.

Die EBA iibermittelt der Kommission diese Entwiirfe innerhalb von (Datum einfiigen) [...

zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Richtlinie].

Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, die in Absatz 8 genannten technischen
Regulierungsstandards nach dem in den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1093/2010 festgelegten Verfahren zu erlassen.
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la.

Artikel 26b
Malinahmen bei Nichteinhaltung, einschliefflich Sicherungsmaflinahmen

Stellt die zustindige Behorden des Aufnahmemitgliedstaats fest, dass ein Zahlungsinstitut,
das Agenten oder Zweigniederlassungen in ihrem Hoheitsgebiet hat, die Bestimmungen
dieses Titels und der nach Mafigabe der Titel III oder IV erlassenen nationalen Rechts-
vorschriften nicht einhilt, so setzt sie die zustindige Behorde des Herkunftsmitgliedstaats
unverziiglich davon in Kenntnis; die Zustindigkeit der zustindigen Behorden des

Herkunftsmitgliedstaats bleibt hiervon unbertihrt.

Die zustindige Behorde des Herkunftsmitgliedstaats trifft nach Bewertung der erhaltenen
Informationen unverziiglich alle geeigneten MaBBnahmen, um dafiir zu sorgen, dass das
betreffende Zahlungsinstitut die vorschriftswidrige Situation beendet. Die zustindige
Behorde des Herkunftsmitgliedstaats teilt der zustdndigen Behorde des Aufhahme-
mitgliedstaats und den zustdndigen Behorden jedes anderen betroffenen Mitgliedstaats

diese MaBBnahmen unverziiglich mit.

In Krisensituationen, in denen SofortmafBnahmen erforderlich sind, um eine ernste
Bedrohung fiir die kollektiven Interessen der Zahlungsdienstnutzer im Aufnahme-
mitgliedstaat abzuwenden, konnen die zustdndigen Behorden des Aufnahmemitgliedstaats
parallel zu der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit zwischen den zusténdigen
Behorden und, solange die zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats nach
Mallgabe des Artikels 26a noch keine MaBnahmen ergriffen haben, Sicherungsmafinahmen

treffen.

Sicherungsmafinahmen nach Absatz 1a miissen angemessen und verhdltnismaBig zu dem
damit verfolgten Zweck, eine ernste Bedrohung fiir die kollektiven Interessen der
Zahlungsdienstnutzer im Aufnahmemitgliedstaat abzuwenden, sein. Die Mallnahmen
diirfen nicht zu einer Bevorzugung der Zahlungsdienstnutzer des Zahlungsinstituts im
Aufnahmemitgliedstaat gegeniiber den Zahlungsdienstnutzern von Zahlungsinstituten in

anderen Mitgliedstaaten fiihren.

Diese MaBBnahmen sind befristet und werden beendet, wenn die festgestellte ernste
Bedrohung abgewendet wurde, auch wenn dies mit Hilfe der oder in Zusammenarbeit mit
den zustiandigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats oder der EBA gemif Artikel 25a
Absatz 1 erfolgt.
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3. Sofern dies mit der Krisensituation vereinbar ist, die die zustindigen Behorden des
Aufnahmemitgliedstaats abwenden miissen, werden die zustindigen Behorden des
Herkunftsmitgliedstaats und die zustindigen Behorden jedes anderen betroffenen
Mitgliedstaats sowie die Kommission und die EBA vorab, in jeden Fall aber unverziiglich,
iiber die nach Absatz 1a ergriffenen SicherungsmafBnahmen und die Griinde hierfiir

unterrichtet.

Artikel 26¢
Begriindung und Mitteilung bestimmter Malfnahmen

1.  Jede gemiB den Artikeln 22, 26, 26a oder 26b ergriffene Mallnahme, die Sanktionen oder
Einschriankungen des freien Dienstleistungsverkehrs oder der Niederlassungsfreiheit umfasst,

wird ordnungsgemal begriindet und dem betroffenen Zahlungsinstitut mitgeteilt.

2. Die Artikel 26 bis 26b gelten unbeschadet der Verpflichtung der zustindigen Behorden
gemél der Richtlinie 2005/60/EG, insbesondere ihres Artikels 37 Absatz 1, und der
Verordnung (EG) Nr. 1781/2006, insbesondere ihres Artikels 15 Absatz 3, die Einhaltung der

Anforderungen jener Rechtsinstrumente zu beaufsichtigen oder zu {iberwachen.
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ABSCHNITT 4

AUSNAHMEREGELUNG

Artikel 27
Bedingungen

1. Die Mitgliedstaaten konnen bei natiirlichen oder juristischen Personen, die Zahlungs-
dienste nach Anhang I Nummern 1 bis 6 erbringen, von der Anwendung des Verfahrens
und der Bedingungen nach den Abschnitten 1 bis 3 mit Ausnahme der Artikel 13, 14, 21,
23, 24 und 25 ganz oder teilweise absehen oder ihren zustéindigen Behdrden gestatten,

davon ganz oder teilweise abzusehen, wenn

a)  der Gesamtwert der Zahlungsvorgénge, die von der betreffenden Person,
einschlieBlich der Agenten, fiir die sie unbeschriankt haftet, ausgefiihrt werden, im
Monatsdurchschnitt der vorangegangenen 12 Monate die von dem Mitgliedstaat
festgesetzte Obergrenze nicht liberschreitet, in jeden Fall aber hochstens 3 Mio. EUR
betrdgt. Diese Anforderung wird unter Zugrundelegung des im Geschiftsplan
vorgesehenen Gesamtbetrags der Zahlungsvorginge geschitzt, sofern die

zustidndigen Behorden nicht eine Anpassung dieses Plans verlangen, und

b)  keine der fiir die Leitung oder den Betrieb des Unternehmens verantwortlichen
natiirlichen Personen wegen Verstoflen gegen Geldwéschevorschriften oder wegen

Terrorismusfinanzierung oder anderen Finanzstraftaten verurteilt wurde.

2. Bei natiirlichen oder juristischen Personen, die nach Absatz 1 registriert sind, muss sich die
Hauptverwaltung oder der Wohnort in dem Mitgliedstaat befinden, in dem sie ihre

Tatigkeit tatsdchlich austiben.

3. Die Personen nach Absatz 1 werden wie Zahlungsinstitute behandelt; Artikel 10 Absatz 9
sowie die Artikel 26, 26a und 26b gelten jedoch nicht fiir sie.

4. Die Mitgliedstaaten kdnnen ferner vorsehen, dass natiirliche oder juristische Personen, die
gemil Absatz 1 registriert sind, nur einige der in Artikel 17 genannten Tétigkeiten ausiiben

dirfen.

16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 89
DGG 1C DE



Die Personen nach Absatz 1 melden den zustindigen Behorden jede Anderung ihrer
Verhiltnisse, die fiir die Bedingungen des genannten Absatzes von Bedeutung sind. Die
Mitgliedstaaten ergreifen die Malnahmen, die notwendig sind, um sicherzustellen, dass die
betroffenen Personen binnen 30 Kalendertagen eine Zulassung nach dem Verfahren geméaf
Artikel 10 beantragen, wenn die Bedingungen der Absitze 1, 2 oder 4 nicht mehr erfiillt

sind.

Artikel 272

Kontoinformationsdienstleister

Natiirliche oder juristische Personen, die den in Anhang I Nummer 8 genannten Zahlungs-
dienst erbringen, sind von der Anwendung des Verfahrens und der Bedingungen nach den
Abschnitten 1 und 2 mit Ausnahme des Artikels 5 Absatz 1 Buchstaben a, b, e bis h, j, 1, n,
p und q und Absatz 2 sowie der Artikel 13 und 14 ausgenommen. Abschnitt 3 findet mit
Ausnahme des Artikels 22 Absatz 3 Anwendung.

Die Personen nach Absatz 1 werden wie Zahlungsinstitute behandelt; Titel III und IV
gelten jedoch mit Ausnahme der Artikel 38 und 45 — soweit zutreffend — sowie der

Artikel 59, 61 und 85 bis 87a nicht fiir sie.

Artikel 28
Mitteilung und Angaben

Macht ein Mitgliedstaat von der Ausnahmeregelung gemaf3 Artikel 27 Gebrauch, so teilt er der

Kommission seine Entscheidung bis zum [Datum einfiigen (endgiiltiges Datum der Umsetzung)]

mit und setzt die Kommission von allen nachfolgenden Anderungen in Kenntnis. Des Weiteren teilt

er der Kommission die Zahl der betroffenen natiirlichen und juristischen Personen sowie jéhrlich

den Gesamtwert der zum 31. Dezember jedes Kalenderjahres ausgefiihrten Zahlungsvorgénge im

Sinne des Artikels 27 Absatz 1 Buchstabe a mit.
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KAPITEL 2

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 29
Zugang zu Zahlungssystemen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Vorschriften fiir den Zugang zugelassener oder
registrierter Zahlungsdienstleister, die juristische Personen sind, zu Zahlungssystemen
objektiv, nicht diskriminierend und verhiltnismafig sind und dass diese Vorschriften den
Zugang zu diesen Systemen nicht stirker einschrinken, als es fiir die Absicherung
bestimmter Risiken, wie beispielsweise Erfiillungsrisiko, operationelles Risiko und
unternehmerisches Risiko, sowie den Schutz der finanziellen und operativen Stabilitit des

Zahlungssystems notig ist.

Die Zahlungssysteme diirfen Zahlungsdienstleistern, Zahlungsdienstnutzern oder anderen

Zahlungssystemen keine der folgenden Beschrinkungen auferlegen:

a) restriktive Regelungen in Bezug auf die effektive Teilnahme an anderen Zahlungs-

systemen,;

b)  Regelungen, die zugelassene Zahlungsdienstleister oder registrierte Zahlungsdienst-
leister in Bezug auf ihre Rechte, Pflichten und Anspriiche als Teilnehmer des

Zahlungssystems unterschiedlich behandeln, oder
c)  Beschrinkungen, die auf den institutionellen Status des Instituts abstellen.
Absatz 1 gilt nicht fiir
a)  die gemiB der Richtlinie 98/26/EG bezeichneten Zahlungssysteme oder

b)  Zahlungssysteme, die ausschlielich aus einer einzigen Unternehmensgruppe

angehorenden Zahlungsdienstleistern bestehen.
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3. Fiir die Zwecke von Absatz 2 Buchstabe a stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass ein
Teilnehmer eines bezeichneten Zahlungssystems, der Dienste im Zusammenhang mit
einem solchen System erbringt und bei dem ein Antrag auf Zugang zu einem solchen
System von einem zugelassenen oder registrierten Zahlungsdienstleister eingeht, tiber

diesen Antrag auf nicht diskriminierende Weise entscheidet.

Jede Ablehnung eines in Unterabsatz 1 genannten Antrags durch einen Teilnehmer eines

bezeichneten Zahlungssystems muss hinreichend begriindet werden.

Artikel 29a
Zugang zu Konten, die von einem Kreditinstitut gefiihrt werden

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Kreditinstitut, bei dem ein Antrag auf Zugang zu
Zahlungskonten von einem zugelassenen oder registrierten Zahlungsdienstleister eingeht, {iber

diesen Antrag auf nicht diskriminierende Weise entscheidet.

Jede Ablehnung eines in Unterabsatz 1 genannten Antrags durch ein Kreditinstitut muss

hinreichend begriindet werden.
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3a.

Artikel 30
Verbot der Erbringung von Zahlungsdiensten durch andere Personen als

Zahlungsdienstleister und Meldepflicht

Die Mitgliedstaaten untersagen natiirlichen oder juristischen Personen, die weder
Zahlungsdienstleister noch ausdriicklich vom Anwendungsbereich der Richtlinie

ausgenommen sind, Zahlungsdienste zu erbringen.

Die Mitgliedstaaten schreiben Dienstleistern, die eine Tatigkeit nach Artikel 3 Buchstabe k
Ziffern 1 und ii ausiiben, bei der der Gesamtwert der Zahlungsvorgéinge im Monats-
durchschnitt der vorangegangenen 12 Monate den Betrag von 1 Mio. EUR iiberschreitet,
vor, dass sie dies den zustdndigen Behorden einschlieBlich einer Beschreibung der
angebotenen Dienstleistungen melden, aus der hervorgeht, im Rahmen welcher Ausnahme

nach Artikel 3 Buchstabe k Ziffern 1 und i1 die Tatigkeit als ausgefiihrt erachtet wird.

Die Mitgliedstaaten schreiben Dienstleistern, die eine Tatigkeit nach Artikel 3 Buchstaben
1, la und 1b ausfiihren, vor, dass sie dies den zustindigen Behorden melden und ihnen einen
jahrlichen Bestitigungsvermerk zukommen lassen, aus dem hervorgeht, dass die Tatigkeit

mit den in Artikel 3 Buchstaben I, la und Ib festgesetzten Obergrenzen vereinbar ist.

Ungeachtet des Absatzes 1 unterrichten die zustdndigen Behorden die EBA iiber die nach
den Absitzen 2 und 3 gemeldeten Dienstleistungen und geben an, im Rahmen welcher

Ausnahme die Dienstleistungen ausgefiihrt werden.

Die Beschreibung der nach den Absétzen 2 und 3 gemeldeten Dienstleistungen wird im
Register gemal3 Artikel 13 und auf der Website der EBA geméal Artikel 14 6ffentlich

zuganglich gemacht.
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TITEL III
TRANSPARENZ DER VERTRAGSBEDINGUNGEN UND
INFORMATIONSPFLICHTEN DER ZAHLUNGSDIENSTE

KAPITEL 1

Allgemeine Vorschriften

Artikel 31

Anwendungsbereich

1. Dieser Titel gilt fiir Einzelzahlungen sowie fiir Rahmenvertridge und die von ihnen erfassten
Zahlungsvorginge. Die Parteien konnen vereinbaren, dass dieser Titel insgesamt oder
teilweise keine Anwendung findet, wenn es sich bei dem Zahlungsdienstnutzer nicht um

einen Verbraucher handelt.

2. Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, dass die Bestimmungen dieses Titels auf

Kleinstunternehmen in gleicher Weise angewandt werden wie auf Verbraucher.

3. Diese Richtlinie beriihrt nicht die Richtlinie 2008/48/EG oder andere einschligige
Rechtsvorschriften der Union oder mit dem Unionsrecht in Einklang stehende
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten in Bezug auf nicht durch diese Richtlinie

harmonisierte Bedingungen fiir die Gewdhrung von Krediten an Verbraucher.
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Artikel 32

Andere Bestimmungen des Unionsrechts

Dieser Titel ldsst Bestimmungen des Unionsrechts, die zusétzliche Anforderungen in Bezug auf die

vorvertragliche Unterrichtung enthalten, unberiihrt.

Jedoch werden in den Féllen, in denen auch die Richtlinie 2002/65/EG Anwendung findet, die
Informationsanforderungen des Artikels 3 Absatz 1 jener Richtlinie mit Ausnahme von Nummer 2

Buchstaben c bis g, Nummer 3 Buchstaben a, d und e sowie Nummer 4 Buchstabe b jedoch durch

die Artikel 37, 38, 44 und 45 dieser Richtlinie ersetzt.

Artikel 33

Entgelte fiir Informationen

1. Der Zahlungsdienstleister darf dem Zahlungsdienstnutzer die Bereitstellung von

Informationen nach diesem Titel nicht in Rechnung stellen.

2. Der Zahlungsdienstleister und der Zahlungsdienstnutzer konnen Entgelte fiir dariiber
hinausgehende Informationen oder fiir deren hiufigere Bereitstellung oder fiir ihre
Ubermittlung iiber andere als die im Rahmenvertrag vorgesehenen Kommunikationsmittel
vereinbaren, sofern die betreffenden Leistungen auf Verlangen des Zahlungsdienstnutzers

erbracht werden.

3. Darf ein Zahlungsdienstleister filir die Bereitstellung von Informationen nach Absatz 2 ein
Entgelt in Rechnung stellen, so muss es angemessen und den tatsdchlichen Kosten des

Zahlungsdienstleisters entsprechen.
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Artikel 34

Beweislast hinsichtlich der Informationsanforderungen

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der Zahlungsdienstleister den Nachweis zu erbringen hat,
dass er den Anforderungen dieses Titels iiber die Bereitstellung von Informationen nachgekommen

ist.

Artikel 35
Ausnahmen von den Informationsanforderungen fiir Kleinbetragszahlungsinstrumente und

E-Geld

1. Im Falle von Zahlungsinstrumenten, die gemif3 dem Rahmenvertrag nur einzelne
Zahlungsvorgénge bis hochstens 30 EUR betreffen oder die entweder eine Ausgaben-
obergrenze von 150 EUR haben oder Geldbetrage speichern, die zu keiner Zeit 150 EUR

iibersteigen,

(a) teilt der Zahlungsdienstleister dem Zahler abweichend von den Artikeln 44, 45 und
49 nur die wesentlichen Merkmale des Zahlungsdienstes, einschlieBlich der
Nutzungsmdglichkeiten des Zahlungsinstruments, Haftungshinweise sowie der
anfallenden Entgelte und anderer wesentlicher Informationen mit, die notwendig
sind, um in Kenntnis der Sachlage entscheiden zu konnen; ferner gibt er an, wo die
weiteren nach Artikel 45 vorgeschriebenen Informationen und Vertragsbedingungen

in leicht zuginglicher Form verfiigbar sind;

(b) kann vereinbart werden, dass der Zahlungsdienstleister abweichend von Artikel 47
Anderungen der Bedingungen des Rahmenvertrags nicht in der in Artikel 44

Absatz 1 vorgesehenen Weise vorschlagen muss,
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(c) kann abweichend von den Artikeln 50 und 51 vereinbart werden, dass der Zahlungs-

dienstleister nach Ausflihrung eines Zahlungsvorgangs

(i)  dem Zahlungsdienstnutzer nur eine Referenz mitteilt bzw. zugénglich macht,
die diesem die Identifizierung des betreffenden Zahlungsvorgangs, des Betrags
des Zahlungsvorgangs und der entsprechenden Entgelte ermdglicht und/oder
im Falle mehrerer gleichartiger Zahlungsvorgénge an den gleichen Zahlungs-
empfinger nur Informationen tiber den Gesamtbetrag und die entsprechenden

Entgelte fiir diese Zahlungsvorginge bereitstellt;

(i1) die unter Ziffer i genannten Informationen nicht mitteilen bzw. zuginglich
machen muss, wenn das Zahlungsinstrument anonym genutzt wird oder der
Zahlungsdienstleister auf andere Weise technisch nicht in der Lage ist, diese
Informationen bereitzustellen. Der Zahlungsdienstleister bietet dem Zahler

jedoch die Moglichkeit zur Uberpriifung der gespeicherten Betriige.

2. Fiir innerstaatliche Zahlungsvorginge konnen die Mitgliedstaaten oder ihre zustindigen
Behorden die in Absatz 1 genannten Betrdge verringern oder verdoppeln. Fiir Zahlungs-
instrumente auf Guthabenbasis konnen die Mitgliedstaaten diese Betrdge auf bis zu

500 EUR erhohen.
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KAPITEL 2

Einzelzahlungen
Artikel 36
Anwendungsbereich
1. Dieses Kapitel gilt fiir Einzelzahlungen, die nicht Gegenstand eines Rahmenvertrags sind.
2. Wird ein Zahlungsauftrag fiir eine Einzelzahlung tiber ein rahmenvertraglich geregeltes

Zahlungsinstrument tibermittelt, so ist der Zahlungsdienstleister nicht verpflichtet,
Informationen, die der Zahlungsdienstnutzer bereits aufgrund eines Rahmenvertrags mit
einem anderen Zahlungsdienstleister erhalten hat oder erhalten wird, mitzuteilen oder

zuginglich zu machen.

Artikel 37

Allgemeine vorvertragliche Unterrichtung

1. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der Zahlungsdienstleister dem Zahlungsdienst-
nutzer die Informationen und Vertragsbedingungen geméaf Artikel 38 in leicht zuging-
licher Form verfiigbar macht, bevor der Zahlungsdienstnutzer durch einen Vertrag oder ein
Angebot iiber die Ausfiihrung einer Einzelzahlung gebunden ist. Auf Verlangen des
Zahlungsdienstnutzers stellt ihm der Zahlungsdienstleister die Informationen und Vertrags-
bedingungen in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datentréger zur
Verfligung. Die Informationen und Vertragsbedingungen sind in einer Amtssprache des
Mitgliedstaats, in dem der Zahlungsdienst angeboten wird, oder in einer anderen zwischen

den Parteien vereinbarten Sprache klar und verstandlich abzufassen.
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2. Wurde der Vertrag iiber die Ausfiihrung einer Einzelzahlung auf Verlangen des Zahlungs-
dienstnutzers mittels eines Fernkommunikationsmittels geschlossen, das es dem Zahlungs-
dienstleister nicht erlaubt, seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 nachzukommen, so erfiillt
der Zahlungsdienstleister diese Pflichten unverziiglich nach Ausfiihrung des Zahlungs-

vorgangs.

3. Die Pflichten geméfl Absatz 1 konnen auch erfiillt werden, indem eine Kopie des Entwurfs
fiir einen Vertrag tiber die Ausfiihrung einer Einzelzahlung bzw. des Entwurfs fiir einen
Zahlungsauftrag, die bzw. der die nach Artikel 38 erforderlichen Informationen und

Vertragsbedingungen enthilt, zur Verfligung gestellt wird.
Artikel 38
Informationen und Vertragsbedingungen

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass dem Zahlungsdienstnutzer folgende Informationen

und Vertragsbedingungen mitgeteilt oder zugénglich gemacht werden:

(a) die vom Zahlungsdienstnutzer mitzuteilenden Informationen oder Kunden-
identifikatoren, die fiir die ordnungsgeméfe Auslosung oder Ausfithrung eines

Zahlungsauftrags erforderlich sind;
(b) die maximale Ausfiihrungsfrist fiir den zu erbringenden Zahlungsdienst;

(c) alle Entgelte, die der Zahlungsdienstnutzer an seinen Zahlungsdienstleister zu

entrichten hat, und gegebenenfalls ihre Aufschliisselung;

(d) gegebenenfalls der dem Zahlungsvorgang zugrunde zu legende tatséchliche

Wechselkurs oder Referenzwechselkurs.
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Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zahlungsausldsedienstleister dem Zahlungsdienst-
nutzer klare und umfassende Informationen iiber Folgendes mitteilen oder zuganglich
machen: den angebotenen Dienst und den Namen des Zahlungsausldsedienstleisters, die
Anschrift seiner Hauptverwaltung und gegebenenfalls die Anschrift seines Agenten oder
seiner Zweigstelle bzw. Zweigniederlassung in dem Mitgliedstaat, in dem der Zahlungs-
dienst angeboten wird, sowie alle anderen Anschriften einschlielich der Anschrift fiir
elektronische Post, die fiir die Kommunikation mit dem Zahlungsausldsedienstleister von

Belang sind.

Die anderen in Artikel 45 genannten einschldgigen Informationen und Vertrags-
bedingungen sind dem Zahlungsdienstnutzer gegebenenfalls in einer leicht zugénglichen

Form verfiigbar zu machen.

Artikel 39

Informationen fiir Zahler und Zahlungsempfinger im Falle eines Zahlungsauslosedienstes

Wird ein Zahlungsauftrag von einem Zahlungsauslosedienstleister ausgeldst, so teilt dieser

Zahlungsdienstleister zusitzlich zu den Informationen und Bedingungen nach Artikel 38 dem

Zahler und dem Zahlungsempfanger unmittelbar nach der Auslésung folgende Daten mit oder

macht sie ihnen zugéinglich:

(a) eine Bestitigung der Ubermittlung des Zahlungsauftrags an den kontofiihrenden
Zahlungsdienstleister des Zahlers;

(b) eine Referenz, die dem Zahler und dem Zahlungsempfénger die Identifizierung des
betreffenden Zahlungsvorgangs und dem Zahlungsempfanger gegebenenfalls die
Identifizierung des Zahlers ermdoglicht, sowie jede weitere mit dem Zahlungsvorgang
iibermittelte Angabe;

(©) den Betrag des Zahlungsvorgangs;

(d) gegebenenfalls die Hohe jeglicher dem Zahlungsausldsedienstleister zu entrichtender
Entgelte sowie gegebenenfalls deren Aufschliisselung.
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Artikel 40

Informationen fiir den Zahler und den kontofiihrenden Zahlungsdienstleister des Zahlers im

Falle eines Zahlungsauslosedienstes

Erfolgt die Auslosung eines Zahlungsauftrags durch den Zahlungsausldsedienstleister, stellt dieser

dem Zahler und dem kontofiihrenden Zahlungsdienstleister die Referenz des Zahlungsvorgangs zur

Verfiigung.

Artikel 41

Informationen an den Zahler nach Eingang des Zahlungsauftrags

Unverziiglich nach Eingang des Zahlungsauftrags teilt der Zahlungsdienstleister des Zahlers diesem

nach Mal3gabe des Artikels 37 Absatz 1 die nachstehenden Daten mit oder macht sie thm

zuginglich:

(2)

eine Referenz, die dem Zahler die Identifizierung des betreffenden Zahlungsvorgangs

ermdglicht, sowie gegebenenfalls Angaben zum Zahlungsempfinger;

(b) den Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, in der im Zahlungsauftrag
verwendeten Wihrung;

(c) die Hohe der vom Zahler fiir den Zahlungsvorgang zu entrichtenden Entgelte, und
gegebenenfalls deren Aufschliisselung;

(d) gegebenenfalls den Wechselkurs, den der Zahlungsdienstleister des Zahlers dem Zahlungs-
vorgang zugrunde gelegt hat, oder einen Verweis darauf, sofern dieser Kurs von dem in
Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe d genannten Kurs abweicht, und den Betrag, der nach dieser
Wihrungsumrechnung Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist;

(e) das Datum des Eingangs des Zahlungsauftrags.
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Artikel 42

Informationen an den Zahlungsempfinger nach Ausfiihrung des Zahlungsvorgangs

Unverziiglich nach Ausfithrung des Zahlungsvorgangs teilt der Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers diesem nach Mallgabe des Artikels 37 Absatz 1 alle nachstehenden Daten mit

oder macht sie ihm zugénglich:

(a) die Referenz, die dem Zahlungsempfinger die Identifizierung des betreffenden
Zahlungsvorgangs und gegebenenfalls des Zahlers ermdglicht, sowie jede weitere mit dem

Zahlungsvorgang iibermittelte Angabe;

(b) den Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, in der Wahrung, in der er dem

Zahlungsempfanger zur Verfligung steht;

(c) die Hohe der vom Zahlungsempfanger fiir den Zahlungsvorgang zu entrichtenden Entgelte,

und gegebenenfalls deren Aufschliisselung;

(d) gegebenenfalls den Wechselkurs, den der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers
dem Zahlungsvorgang zugrunde gelegt hat, und den Betrag, der vor dieser Wahrungs-

umrechnung Gegenstand des Zahlungsvorgangs war;

(e) das Wertstellungsdatum der Gutschrift.
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KAPITEL 3

Rahmenvertrage

Artikel 43

Anwendungsbereich

Dieses Kapitel gilt fiir Zahlungsvorginge, die Gegenstand eines Rahmenvertrags sind.

Artikel 44

Allgemeine vorvertragliche Unterrichtung

1. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der Zahlungsdienstleister dem Zahlungsdienst-
nutzer rechtzeitig die Informationen und Vertragsbedingungen geméf Artikel 45 in
Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datentrdger mitteilt, bevor der
Zahlungsdienstnutzer durch einen Rahmenvertrag oder ein Vertragsangebot gebunden ist.
Die Informationen und Vertragsbedingungen sind in einer Amtssprache des Mitgliedstaats,
in dem der Zahlungsdienst angeboten wird, oder in einer anderen zwischen den Parteien

vereinbarten Sprache klar und versténdlich abzufassen.

2. Wurde der Rahmenvertrag auf Verlangen des Zahlungsdienstnutzers mittels eines
Fernkommunikationsmittels geschlossen, das es dem Zahlungsdienstleister nicht erlaubt,
seinen Verpflichtungen aus Absatz 1 nachzukommen, so erfiillt der Zahlungsdienstleister

diese Pflichten unverziiglich nach Abschluss des Rahmenvertrags.

3. Die Pflichten gemé Absatz 1 kdnnen auch erfiillt werden, indem eine Kopie des Rahmen-
vertragsentwurfs, der die nach Artikel 45 erforderlichen Informationen und Vertrags-

bedingungen enthélt, zur Verfiigung gestellt wird.
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Artikel 45

Informationen und Vertragsbedingungen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass dem Zahlungsdienstnutzer folgende Informationen und

Vertragsbedingungen mitgeteilt werden:
1. iber den Zahlungsdienstleister:

(a) der Name des Zahlungsdienstleisters, die Anschrift seiner Hauptverwaltung und
gegebenenfalls die Anschrift seines Agenten oder seiner Zweigstelle bzw. Zweig-
niederlassung in dem Mitgliedstaat, in dem der Zahlungsdienst angeboten wird,
sowie alle anderen Anschriften einschlieB3lich der Anschrift fiir elektronische Post,

die fiir die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang sind;

(b) die Angaben iiber die zustdndigen Aufsichtsbehorden und das Register nach
Artikel 13 oder jedes andere relevante 6ffentliche Register, in das der Zahlungs-
dienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine

gleichwertige in dem betreffenden Register verwendete Kennung;
2. iiber die Nutzung des Zahlungsdienstes:

(a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungs-

dienstes;

(b) die vom Zahlungsdienstnutzer mitzuteilenden Informationen oder Kunden-
identifikatoren, die fiir die ordnungsgemifBle Auslosung oder Ausfithrung eines

Zahlungsauftrags erforderlich sind;

(c) die Form und das Verfahren fiir die Zustimmung zur Auslosung oder Ausfithrung
eines Zahlungsvorgangs bzw. des Widerrufs dieser Zustimmung gemél den Artikeln

57 und 71;

(d) der Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag gemal3 Artikel 69 Absatz 1 als
eingegangen gilt, und gegebenenfalls der vom Zahlungsdienstleister festgelegte

Zeitpunkt;

(e) die maximale Ausfiihrungsfrist flir die zu erbringenden Zahlungsdienste;
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®

(2

(a)

(b)

(©)

(a)

(b)

die Angabe, ob die Mdglichkeit besteht, gemil3 Artikel 60 Absatz 1

Ausgabenobergrenzen fiir die Nutzung des Zahlungsinstruments zu vereinbaren;

im Fall von kartengebundenen Zahlungsinstrumenten, die mehrere Akzeptanzmarken
tragen, das Recht auf Auswahl einer bestimmten Marke unter den vom Emittenten
vor der Emission des Zahlungsinstruments angebotenen marken und das Recht auf

Anderung dieser bevorzugten Auswahl in der Verkaufsstelle;

iber Entgelte, Zinsen und Wechselkurse:

alle Entgelte, die der Zahlungsdienstnutzer an den Zahlungsdienstleister zu
entrichten hat, einschlieflich derjenigen, die sich danach richten, wie und wie oft die
nach dieser Richtlinie geforderten Informationen mitgeteilt oder zugidnglich gemacht

werden, sowie gegebenenfalls deren Aufschliisselung;

gegebenenfalls die zugrunde gelegten Zinssédtze und Wechselkurse oder — bei
Anwendung von Referenzzinssétzen bzw. -wechselkursen — die Methode fiir die
Berechnung der tatsdchlichen Zinsen sowie den maB3geblichen Stichtag und den
Index oder die Grundlage fiir die Bestimmung des Referenzzinssatzes bzw. —

wechselkurses;

soweit vereinbart, die unmittelbare Anwendung von Anderungen des Referenz-
zinssatzes bzw. -wechselkurses und die Informationspflichten in Bezug auf diese

Anderungen gemiB Artikel 47 Absatz 2;

uber die Kommunikation:

gegebenenfalls die Kommunikationsmittel, die zwischen den Parteien fiir die
Informationsiibermittlung und Anzeigepflichten nach MaBigabe dieser Richtlinie
vereinbart werden, einschlieBlich der Anforderungen an die technische Ausstattung

und die Software des Zahlungsdienstnutzers;

Angaben dazu, wie und wie oft die nach dieser Richtlinie geforderten Informationen

mitzuteilen oder zugénglich zu machen sind;
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(©)

(d)

die Sprache oder Sprachen, in der bzw. denen der Rahmenvertrag geschlossen wird
und in der bzw. denen die Kommunikation fiir die Dauer des Vertragsverhéltnisses

erfolgen soll;

ein Hinweis auf das Recht des Zahlungsdienstnutzers, Informationen und die
Vertragsbedingungen des Rahmenvertrags nach Maf3gabe des Artikels 46 zu

erhalten;

5. tiber die Schutz- und Abhilfemafinahmen:

(a) gegebenenfalls eine Beschreibung der Vorkehrungen, die der Zahlungsdienstnutzer
fiir die sichere Autbewahrung eines Zahlungsinstruments zu treffen hat, und wie der
Zahlungsdienstnutzer seiner Anzeigepflicht gegeniiber dem Zahlungsdienstleister
nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b nachzukommen hat;

(aa) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Kunden durch den
Zahlungsdienstleister im Falle vermuteten oder tatsdchlichen Betrugs oder bei
Sicherheitsrisiken,;

(b) soweit vereinbart, die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das
Recht vorbehilt, ein Zahlungsinstrument nach MaB3gabe des Artikels 60 zu sperren;

(¢) Informationen zur Haftung des Zahlers nach Artikel 66 einschlielich Angaben zum
relevanten Betrag;

(d) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Zahlungsdienstnutzer dem
Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeloste oder ausgefiihrte
Zahlungsvorginge nach Mafigabe des Artikels 63 anzeigen muss, sowie
Informationen iiber die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten
Zahlungsvorgingen nach Mal3gabe des Artikels 65;

(e) Informationen iiber die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei der Auslosung oder
Ausfiihrung von Zahlungsvorgéngen nach Mallgabe des Artikels 80;

(f) die Bedingungen fiir Erstattungen nach den Artikeln 67 und 68;
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6. iiber Anderungen und Kiindigung des Rahmenvertrags:

(a) soweit vereinbart, die Angabe, dass die Zustimmung des Zahlungsdienstnutzers zu
einer Anderung der Bedingungen nach Artikel 47 als erteilt gilt, wenn er dem
Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des

Inkrafttretens der gednderten Bedingungen angezeigt hat;
(b) die Laufzeit des Vertrags;

(c) ein Hinweis auf das Recht des Zahlungsdienstnutzers, den Rahmenvertrag zu
kiindigen, sowie auf sonstige kiindigungsrelevante Vereinbarungen nach Artikel 47

Absatz 1 und Artikel 48;
7. uber den Rechtsbehelf:

(a) die Vertragsklauseln tiber das auf den Rahmenvertrag anwendbare Recht und/oder

die zustindigen Gerichte;

(b) ein Hinweis auf die dem Zahlungsdienstnutzer geméf den Artikeln 88 bis 91

zuginglichen auBergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren.

Artikel 46

Zuginglichkeit der Informationen und der Vertragsbedingungen des Rahmenvertrags

1. Der Zahlungsdienstnutzer hat das Recht, jederzeit wéhrend der Vertragslaufzeit zu
verlangen, die Vertragsbedingungen des Rahmenvertrags sowie die in Artikel 45
genannten Informationen und Vertragsbedingungen in Papierform oder auf einem anderen

dauerhaften Datentrdger zu erhalten.
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Artikel 47

Anderungen der Vertragsbedingungen

1. Der Zahlungsdienstleister schligt Anderungen des Rahmenvertrags sowie der in Artikel 45
genannten Informationen und Vertragsbedingungen in der in Artikel 44 Absatz 1
vorgesehenen Weise spétestens zwei Monate vor dem geplanten Zeitpunkt ihrer
Anwendung vor. Der Zahlungsdienstnutzer kann den Anderungen vor dem vorge-

schlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens entweder zustimmen oder sie ablehnen.

Sofern dies gemal3 Artikel 45 Nummer 6 Buchstabe a vereinbart wurde, setzt der
Zahlungsdienstleister den Zahlungsdienstnutzer davon in Kenntnis, dass seine Zustimmung
zu den Anderungen als erteilt gilt, wenn er dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung
nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der gednderten Bedingungen
angezeigt hat. Der Zahlungsdienstleister setzt den Zahlungsdienstnutzer ferner davon in
Kenntnis, dass er das Recht hat, den Rahmenvertrag ab dem Tag der Anwendung der

Anderungen kostenlos zu kiindigen, falls er diese Anderungen ablehnt.

2. Anderungen der Zinssitze oder der Wechselkurse kénnen unmittelbar und ohne vorherige
Benachrichtigung angewandt werden, sofern dieses Recht im Rahmenvertrag vereinbart
wurde und die Anderungen auf den nach MafBgabe des Artikels 45 Nummer 3 Buchstaben
b und c vereinbarten Referenzzinssétzen oder -wechselkursen beruhen. Der Zahlungs-
dienstnutzer ist so rasch wie moglich in der in Artikel 44 Absatz 1 vorgesehenen Weise
von jeder Anderung des Zinssatzes zu unterrichten, es sei denn, die Parteien haben eine
besondere Vereinbarung dariiber getroffen, wie oft und wie die Informationen mitgeteilt
oder zuginglich gemacht werden sollen. Anderungen der Zinssitze oder Wechselkurse, die
fiir den Zahlungsdienstnutzer giinstiger sind, konnen jedoch ohne Benachrichtigung

angewandt werden.

3. Die den Zahlungsvorgingen zugrunde gelegten gednderten Zinssétze oder Wechselkurse
sind neutral auszufiihren und so zu berechnen, dass Zahlungsdienstnutzer nicht

benachteiligt werden.

16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 108
DGG 1C DE



Artikel 48
Kiindigung

1. Der Zahlungsdienstnutzer kann den Rahmenvertrag jederzeit kiindigen, sofern die Parteien
nicht eine Kiindigungsfrist vereinbart haben. Die Kiindigungsfrist darf einen Monat nicht

uberschreiten.

2. Ein Rahmenvertrag, der fiir eine bestimmte Laufzeit von mehr als 12 Monaten oder auf
unbestimmte Zeit geschlossen wurde, kann vom Zahlungsdienstnutzer nach Ablauf von
12 Monaten kostenlos gekiindigt werden. In allen anderen Féllen kdnnen Entgelte erhoben

werden, die angemessen und an den Kosten ausgerichtet sind.

3. Sofern im Rahmenvertrag vereinbart, kann der Zahlungsdienstleister einen auf unbe-
stimmte Zeit geschlossenen Rahmenvertrag unter Einhaltung einer Zweimonatsfrist nach

MaBgabe des Artikels 44 Absatz 1 kiindigen.

4. RegelmifBig erhobene Zahlungsdienstentgelte sind nur anteilméBig bis zur Kiindigung des
Vertrags durch den Zahlungsdienstnutzer zu entrichten. Im Voraus gezahlte Entgelte sind

anteilmifig zu erstatten.

5. Dieser Artikel beriihrt nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten

iber das Recht der Parteien, den Rahmenvertrag als aufgehoben oder nichtig zu erkléren.

6. Die Mitgliedstaaten konnen Vorschriften erlassen, die fiir Zahlungsdienstnutzer vorteil-

hafter sind.

Artikel 49

Information vor Ausfiihrung einzelner Zahlungsvorginge

Im Fall eines einzelnen Zahlungsvorgangs innerhalb eines Rahmenvertrags, der durch den Zahler
ausgelost wurde, teilt der Zahlungsdienstleister diesem auf Verlangen die maximale Ausfiihrungs-
frist fiir diesen Zahlungsvorgang sowie die ihm in Rechnung gestellten Entgelte und gegebenenfalls

deren Aufschliisselung mit.
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Artikel 50

Informationen an den Zahler bei einzelnen Zahlungsvorgingen

1. Nach Belastung des Kontos des Zahlers mit dem Betrag eines einzelnen Zahlungsvorgangs

oder — falls der Zahler kein Zahlungskonto verwendet — nach Eingang des Zahlungs-

auftrags teilt der Zahlungsdienstleister des Zahlers diesem unverziiglich die nachstehenden

Angaben in der in Artikel 44 Absatz 1 vorgesehenen Weise mit:

(a) eine Referenz, die dem Zahler die Identifizierung des betreffenden Zahlungs-
vorgangs ermoglicht, sowie gegebenenfalls Angaben zum Zahlungsempfinger;

(b) den Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, in der Wahrung, in der das
Zahlungskonto des Zahlers belastet wird, oder in der Wahrung, die im Zahlungs-
auftrag verwendet wird;

(c) die fiir den Zahlungsvorgang zu entrichtenden Entgelte und gegebenenfalls deren
Aufschliisselung oder die vom Zahler zu entrichtenden Zinsen;

(d) gegebenenfalls den Wechselkurs, den der Zahlungsdienstleister des Zahlers dem
Zahlungsvorgang zugrunde gelegt hat, und den Betrag, der nach dieser
Wiéhrungsumrechnung Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist;

(e) das Wertstellungsdatum der Belastung oder das Datum des Eingangs des Zahlungs-
auftrags.

2. Der Rahmenvertrag kann eine Klausel enthalten, wonach die Informationen nach Absatz 1
mindestens einmal monatlich und nach einem vereinbarten Verfahren so mitgeteilt oder
zugénglich gemacht werden, dass der Zahler die Informationen unverdndert aufbewahren
und reproduzieren kann.

3. Die Mitgliedstaaten konnen jedoch von Zahlungsdienstleistern verlangen, dass die
Informationen in dauerhafter Form mindestens einmal monatlich kostenlos mitgeteilt
werden.
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Artikel 51

Information an den Zahlungsempfinger bei einzelnen Zahlungsvorgingen

1. Nach Ausfiihrung eines einzelnen Zahlungsvorgangs teilt der Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfingers diesem unverziiglich die nachstehenden Angaben in der in Artikel 44

Absatz 1 vorgesehenen Weise mit:

(a) eine Referenz, die dem Zahlungsempfanger die Identifizierung des betreffenden
Zahlungsvorgangs und gegebenenfalls des Zahlers ermdglicht, sowie jede weitere

mit dem Zahlungsvorgang tibermittelte Angabe;

(b) den Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, in der Wahrung, in der er

Betrag dem Zahlungskonto des Zahlungsempfangers gutgeschrieben wird;

(c) die fiir den Zahlungsvorgang zu entrichtenden Entgelte und gegebenenfalls deren

Aufschliisselung oder die vom Zahlungsempfanger zu entrichtenden Zinsen;

(d) gegebenenfalls den Wechselkurs, den der Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfingers dem Zahlungsvorgang zugrunde gelegt hat, und den Betrag, der vor

dieser Wahrungsumrechnung Gegenstand des Zahlungsvorgangs war;
(e) das Wertstellungsdatum der Gutschrift.

2. Der Rahmenvertrag kann eine Klausel enthalten, wonach die Informationen nach Absatz 1
mindestens einmal monatlich und nach einem vereinbarten Verfahren so tibermittelt oder
zuginglich gemacht werden, dass der Zahlungsempfanger die Informationen unverandert

auftbewahren und reproduzieren kann.

3. Die Mitgliedstaaten kdnnen jedoch von Zahlungsdienstleistern verlangen, dass die
Informationen in dauerhafter Form mindestens einmal monatlich kostenlos mitgeteilt

werden.
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Kapitel 4

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 52

Transaktionswihrung und Wihrungsumrechnung
1. Die Zahlungen erfolgen in der zwischen den Parteien vereinbarten Wahrung.

2. Wird vor Auslésung eines Zahlungsvorgangs an der Verkaufsstelle oder vom Zahlungs-
empfinger eine Wahrungsumrechnung angeboten, muss der Anbieter dieser Wéahrungs-
umrechnung dem Zahler alle damit verbundenen Entgelte sowie den der Wahrungs-

umrechnung zugrunde gelegten Wechselkurs offen legen.

Der Zahler muss der auf dieser Grundlage angebotenen Wéhrungsumrechnung zustimmen.

Artikel 53

Informationen iiber zusitzliche Entgelte oder Ermilligungen

1. Verlangt der Zahlungsempfanger fiir die Nutzung eines bestimmten Zahlungsinstruments
ein Entgelt oder bietet er eine Erméfigung an, so teilt er dies dem Zahler vor Auslosung

des Zahlungsvorgangs mit.

2. Verlangt ein Zahlungsdienstleister oder ein Dritter fiir die Nutzung eines bestimmten
Zahlungsinstruments ein Entgelt, so teilt er dies dem Zahlungsdienstnutzer vor Auslosung

des Zahlungsvorgangs mit.
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TITEL IV
RECHTE UND PFLICHTEN BEI DER ERBRINGUNG UND
NUTZUNG VON ZAHLUNGSDIENSTEN

KAPITEL 1

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 54

Anwendungsbereich

1. Handelt es sich bei dem Zahlungsdienstnutzer nicht um einen Verbraucher, so konnen der
Zahlungsdienstnutzer und der Zahlungsdienstleister vereinbaren, dass Artikel 55 Absatz 1,
Artikel 57 Absatz 3 sowie die Artikel 64, 66, 67, 68, 71 und 80 ganz oder teilweise nicht
angewandt werden. Der Zahlungsdienstnutzer und der Zahlungsdienstleister konnen auch

eine andere als die in Artikel 63 vorgesehene Frist vereinbaren.

2. Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, dass Artikel 91 keine Anwendung findet, wenn es

sich bei dem Zahlungsdienstnutzer nicht um einen Verbraucher handelt.

3. Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, dass die Bestimmungen dieses Titels auf Kleinst-

unternehmen in gleicher Weise angewandt werden wie auf Verbraucher.

4. Diese Richtlinie beriihrt nicht die Richtlinie 2008/48/EG oder andere einschlidgige Rechts-
vorschriften der Union oder mit dem Unionsrecht in Einklang stehende Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten in Bezug auf nicht durch diese Richtlinie harmonisierte Bedingungen

fiir die Gewdhrung von Krediten an Verbraucher.
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Artikel 55
Entgelte

1. Der Zahlungsdienstleister darf dem Zahlungsdienstnutzer fiir die Erfiillung seiner
Informationspflichten oder fiir Abhilfe- und PraventivmaBBnahmen nach diesem Titel nur
dann Entgelte in Rechnung stellen, wenn dies nach Artikel 70 Absatz 1, Artikel 71
Absatz 5 und Artikel 79 Absatz 2 ausdriicklich vorgesehen ist. Diese Entgelte miissen
zwischen dem Zahlungsdienstnutzer und dem Zahlungsdienstleister vereinbart werden; sie
miissen angemessen und an den tatsdchlichen Kosten des Zahlungsdienstleisters

ausgerichtet sein.

2. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass bei Zahlungsvorgéngen innerhalb der Union, bei
denen sowohl der Zahlungsdienstleister des Zahlers als auch der des Zahlungsempfingers
in der Union anséssig ist oder — falls nur ein einziger Zahlungsdienstleister an dem
Zahlungsvorgang beteiligt ist — dieser in der Union anséssig ist, Zahlungsempfanger und

Zahler die von ihrem jeweiligen Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte tragen.

3. Der Zahlungsdienstleister darf dem Zahlungsempfanger nicht verwehren, vom Zahler fiir
die Nutzung eines bestimmten Zahlungsinstruments ein Entgelt zu verlangen, ihm eine
ErmiBigung anzubieten oder ihm anderweitig einen Anreiz zur Nutzung dieses Instruments
zu geben. Entgelte diirfen nicht hoher sein als die Kosten, die dem Zahlungsempfanger fiir
die Nutzung des betreffenden Zahlungsinstruments entstehen. Die Mitgliedstaaten konnen
jedoch das Recht des Zahlungsempfangers auf Erhebung von Entgelten untersagen oder
begrenzen, um der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, den Wettbewerb und die Nutzung

effizienter Zahlungsinstrumente zu fordern.

4. Die Mitgliedstaaten stellen auf jeden Fall sicher, dass der Zahlungsempfanger keine
Entgelte flir die Nutzung von Zahlungsinstrumenten, fiir die mit der Verordnung (EU)
Nr. [XX/XX/XX/] [OP nach Erlass der Verordnung bitte Nummer einfiigen] Interbanken-
entgelte festgelegt werden, und fiir die Zahlungsdienstleistungen, auf die die Verordnung

(EU) Nr. 260/2012 anwendbar ist, verlangt.
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Artikel 56

Ausnahmeregelung fiir Kleinbetragszahlungsinstrumente und E-Geld

1. Im Falle von Zahlungsinstrumenten, die gemdf dem Rahmenvertrag nur einzelne
Zahlungsvorginge bis hochstens 30 EUR betreffen oder die entweder eine Ausgaben-
obergrenze von 150 EUR haben oder Geldbetriage speichern, die zu keiner Zeit 150 EUR
iibersteigen, konnen die Zahlungsdienstleister mit ihren Zahlungsdienstnutzern

vereinbaren, dass

(a) Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 62 Absatz 1 Buchstaben ¢ und d sowie
Artikel 66 Absatz 2 keine Anwendung finden, wenn das Zahlungsinstrument es nicht

ermdglicht, es zu sperren oder eine weitere Nutzung zu verhindern;

(b) die Artikel 64 und 65 sowie Artikel 66 Absitze 1 und 2 keine Anwendung finden,
wenn das Zahlungsinstrument anonym genutzt wird oder der Zahlungsdienstleister
aus anderen Griinden, die dem Zahlungsinstrument immanent sind, nicht nachweisen

kann, dass ein Zahlungsvorgang autorisiert war;

(c) abweichend von Artikel 70 Absatz 1 der Zahlungsdienstleister nicht gehalten ist, den
Zahlungsdienstnutzer von einer Ablehnung des Zahlungsauftrags zu unterrichten,

wenn die Nichtausfithrung aus dem Zusammenhang hervorgeht;

(d) abweichend von Artikel 71 der Zahler den Zahlungsauftrag nach dessen Uber-
mittlung bzw. nachdem er dem Zahlungsempfinger seine Zustimmung zum

Zahlungsauftrag erteilt hat, nicht widerrufen kann;
(e) abweichend von den Artikeln 74 und 75 andere Ausfiihrungsfristen gelten.

2. Fiir innerstaatliche Zahlungsvorginge konnen die Mitgliedstaaten oder ihre zustédndigen
Behorden die in Absatz 1 genannten Betrdge verringern oder verdoppeln. Fiir Zahlungs-

instrumente auf Guthabenbasis konnen diese Betrige auf bis zu 500 EUR erhoht werden.

3. Die Artikel 65 und 66 gelten auch fiir E-Geld im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der
Richtlinie 2009/110/EG, auB8er in dem Fall, in dem der Zahlungsdienstleister des Zahlers
nicht die Mdéglichkeit hat, das Zahlungskonto, auf dem das E-Geld gespeichert ist, oder das
Zahlungsinstrument zu sperren. Die Mitgliedstaaten konnen diese Ausnahmeregelung auf
Zahlungskonten, auf denen das Geld gespeichert ist, oder Zahlungsinstrumente mit einem

gewissen Wert beschrianken.
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KAPITEL 2

Autorisierung von Zahlungsvorgingen

Artikel 57

Zustimmung und Widerruf der Zustimmung

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Zahlungsvorgang nur dann als autorisiert gilt,
wenn der Zahler der Ausfithrung des Zahlungsvorgangs zugestimmt hat. Der Zahler kann
einen Zahlungsvorgang entweder vor oder — sofern zwischen dem Zahler und dem

Zahlungsdienstleister so vereinbart — nach der Ausfithrung autorisieren.

2. Die Zustimmung zur Ausfiihrung eines Zahlungsvorgangs oder mehrerer Zahlungs-
vorgénge wird in der zwischen dem Zahler und dem Zahlungsdienstleister vereinbarten
Form erteilt. Die Zustimmung zur Ausfiithrung eines Zahlungsvorgangs kann auch iiber den

Zahlungsempfanger oder den Zahlungsauslosedienstleister erteilt werden.
Fehlt diese Zustimmung, gilt der Zahlungsvorgang als nicht autorisiert.

3. Die Zustimmung kann vom Zahler jederzeit widerrufen werden, jedoch nur bis zu dem
Zeitpunkt, an dem nach Artikel 71 die Unwiderruflichkeit eintritt. Auch die Zustimmung
zur Ausfithrung mehrerer Zahlungsvorgénge kann widerrufen werden, so dass jeder

nachfolgende Zahlungsvorgang als nicht autorisiert gilt.

4. Das Verfahren fiir die Erteilung der Zustimmung wird zwischen dem Zahler und dem

entsprechenden Zahlungsdienstleister vereinbart.
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Artikel 58

Ptlichten im Fall von Zahlungsauslosediensten

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Zahler das Recht hat, iiber einen Zahlungs-
auslosedienstleister die in Anhang I Nummer 7 genannten Zahlungsdienste zu nutzen. Das
Recht, einen Zahlungsauslosedienstleister zu nutzen, besteht nicht, wenn das Zahlungs-

konto nicht iiber das Internet zuginglich ist.

la. Erteilt der Zahler seine ausdriickliche Zustimmung zur Ausfiihrung einer Zahlung gemif
Artikel 57, so verfahrt der kontofiihrende Zahlungsdienstleister gemif3 Absatz 2, um das
Recht des Zahlers, den Zahlungsausldsedienst zu nutzen, zu gewéhrleisten. 1b. Der

Zahlungsausldsedienstleister hat folgende Pflichten:

(aa) er darf zu keiner Zeit Eigentiimer der Geldbetrdge des Zahlers im Zusammenhang mit

der Bereitstellung des Zahlungsauslosedienstes sein,

(a) er muss gewdhrleisten, dass Informationen iiber den Zahlungsdienstnutzer, die er bei
der Bereitstellung von Zahlungsauslosediensten erlangt hat, keiner anderen Partei

zuginglich sind,

(b) er muss sich gegeniiber dem kontofiihrenden Zahlungsdienstleister des Kontoinhabers
jedes Mal, wenn eine Zahlung ausgeldst wird, gemdl Artikel 87a Absatz 1 Buchstabe
d authentifizieren und mit dem kontofiihrenden Zahlungsdienstleister, dem Zahler und

dem Zahlungsempfanger auf sichere Weise kommunizieren;
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(d)

(e)

®

er darf sensible Zahlungsdaten des Zahlungsdienstnutzers nicht speichern und vom
Zahlungsdienstnutzer keine anderen als die fiir die Auslosung der Zahlung

notwendigen Daten verlangen;

er darf Daten nicht fiir andere Zwecke als fiir den vom Zahler ausdriicklich geforderten

Zahlungsauslosedienst verwenden, darauf zugreifen und speichern;

er darf den Betrag, den Empfinger oder ein anderes Merkmal der Transaktion nicht

andern.

2. Der kontofiihrende Zahlungsdienstleister muss
(a) Einrichtungen zur Verfiigung stellen, um mit Zahlungsausldsedienstleistern geméf
Artikel 87a Absatz 1 Buchstabe d auf sichere Weise zu kommunizieren,;
(b) unmittelbar nach Eingang des Zahlungsauftrags von einem Zahlungsauslose-
dienstleister diesem iiber die Ausldsung des Zahlungsvorgangs informieren und
(c) Zahlungsauftrige, die iiber die Dienste eines Zahlungsauslosedienstleisters iibermittelt
werden, insbesondere in Bezug auf zeitliche Abwicklung, Prioritdten oder Entgelte in
derselben Weise behandeln wie Zahlungsauftrige, die der Zahler selbst direkt iiber-
mittelt hat, es sei denn, es liegen objektive Griinde fiir eine Andersbehandlung vor.
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Artikel 59

Pflichten im Fall von Kontoinformationsdiensten

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Zahlungsdienstnutzer das Recht hat, die in

Anhang [ Nummer 8 genannten Dienste, die den Zugang zu Zahlungskontoinformationen

ermoglichen, zu nutzen. Solche Rechte bestehen nicht, wenn das Zahlungskonto nicht iiber

das Internet zugénglich ist.

2. Der Kontoinformationsdienstleister hat folgende Pflichten:

a) er darf die Dienstleistungen nur auf der Grundlage der ausdriicklichen Zustimmung
des Zahlungsdienstnutzers erbringen,

(b) er muss sich gegeniiber dem (den) kontofiihrenden Zahlungsdienstleister(n) des
Zahlungsdienstnutzers bei jedem Kommunikationsvorgang gemil Artikel 87a Absatz
1 Buchstabe d authentifizieren und mit dem kontofiihrenden Zahlungsdienstleister und
dem Zahlungsdienstnutzer auf sichere Weise kommunizieren,

(d) er darf nur auf Informationen von bezeichneten Zahlungskonten und damit in
Zusammenhang stehenden Zahlungsvorgéngen zugreifen,

(e) er darf keine sensiblen Zahlungsdaten von den Zahlungskonten anfordern,

(f) er darf im Einklang mit Datenschutzvorschriften Daten nicht fiir andere Zwecke als
fiir den vom Zahlungsdienstnutzer ausdriicklich geforderten Zahlungsauslosedienst
verwenden, darauf zugreifen und speichern.

3. Der kontofiihrende Zahlungsdienstleister muss in Bezug auf Zahlungskonten
(a)  Einrichtungen zur Verfiigung stellen, um mit den Zahlungsausldsedienstleistern
gemil Artikel 87a Absatz 1 Buchstabe d auf sichere Weise zu kommunizieren und
(b) er muss Datenanfragen, die iiber die Dienste eines Kontoinformationsdienstleisters
libermittelt werden, in derselben Weise behandeln, es sei denn, es liegen objektive
Griinde fiir eine Andersbehandlung vor.
16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 119

DGG 1C DE



Artikel 60
Begrenzung der Nutzung des Zahlungsinstruments und des Zugangs von

Zahlungsdienstleistern zu Zahlungskonten

1. Wenn Zustimmung mittels eines bestimmten Zahlungsinstruments erteilt wird, konnen der
Zahler und sein Zahlungsdienstleister Ausgabenobergrenzen fiir Zahlungsvorgénge, die

durch dieses Zahlungsinstrument ausgefiihrt werden, vereinbaren.

2. Bei einer entsprechenden Vereinbarung im Rahmenvertrag kann der Zahlungsdienstleister
sich das Recht vorbehalten, ein Zahlungsinstrument zu sperren, wenn objektive Griinde im
Zusammenhang mit der Sicherheit des Zahlungsinstruments dies rechtfertigen, der
Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen Nutzung des Zahlungsinstruments
besteht oder im Fall eines Zahlungsinstruments mit einer Kreditlinie ein betréchtlich

erhohtes Risiko besteht, dass der Zahler seiner Zahlungspflicht nicht nachkommen kann.

3. In diesen Féllen unterrichtet der Zahlungsdienstleister den Zahler moglichst vor, spatestens
jedoch unverziiglich nach der Sperrung des Zahlungsinstruments in einer vereinbarten
Form von der Sperrung und den Griinden hierfiir, es sei denn, dies wiirde objektiven
Sicherheitserwigungen zuwiderlaufen oder gegen einschldgiges Recht der Union oder der

Mitgliedstaaten verstoRen.

4. Der Zahlungsdienstleister hebt die Sperrung des Zahlungsinstruments auf oder ersetzt es
durch ein neues Zahlungsinstrument, wenn die Griinde fiir die Sperrung nicht mehr

gegeben sind.

5. Der kontofiihrende Zahlungsdienstleister kann einem Kontoinformationsdienstleister oder
einem Zahlungsauslosedienstleister den Zugang zum Zahlungskonto verweigern, wenn
objektive und gebiihrend nachgewiesene Griinde im Zusammenhang mit dem nicht
autorisierten oder betriigerischen Zugang zum Zahlungskonto, einschlieBlich der nicht
autorisierten oder betriigerischen Auslosung eines Zahlungsvorgangs, dies rechtfertigen. In

diesem Fall gelten die Absétze 3 und 4 entsprechend.
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Artikel 61
Ptlichten des Zahlungsdienstnutzers in Bezug auf Zahlungsinstrumente und personalisierte

Sicherheitsdaten

1. Der zur Nutzung eines Zahlungsinstruments berechtigte Zahlungsdienstnutzer hat folgende

Pflichten:

(a) Er muss bei der Nutzung des Zahlungsinstruments die Bedingungen fiir dessen
Ausgabe und Nutzung einhalten, die objektiv, nichtdiskriminierend und verhéltnis-

maiBig sein miissen;

(b) er muss dem Zahlungsdienstleister oder der von diesem benannten Stelle den
Verlust, den Diebstahl, die missbriduchliche Verwendung oder die nicht autorisierte
Nutzung des Zahlungsinstruments unverziiglich anzeigen, sobald er davon Kenntnis

erhalt.

2. Der Zahlungsdienstnutzer trifft alle zumutbaren Vorkehrungen, um seine personalisierten
Sicherheitsdaten sicher aufzubewahren; in den in Artikel 87 Absatz 1 genannten Féllen
wendet der Zahlungsdienstnutzer die Mallnahmen an, die der Zahlungsdienstleister gemal3
Artikel 87 Absatz 1 b vorsieht, um die Vertraulichkeit und die Integritit seiner

personalisierten Sicherheitsdaten zu schiitzen.
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Artikel 62

Pflichten des Zahlungsdienstleisters in Bezug auf Zahlungsinstrumente
1. Der Zahlungsdienstleister, der ein Zahlungsinstrument ausgibt, hat folgende Pflichten:

(a) Er muss unbeschadet der Pflichten des Zahlungsdienstnutzers nach Artikel 61
sicherstellen, dass die personalisierten Sicherheitsdaten des Zahlungsinstruments
keiner anderen Person als dem zur Nutzung des Zahlungsinstruments berechtigten

Zahlungsdienstnutzer zugéinglich sind;

(b) er darf dem Zahlungsdienstnutzer nicht unaufgefordert ein Zahlungsinstrument
zusenden, es sei denn, ein bereits an den Zahlungsdienstnutzer ausgegebenes

Zahlungsinstrument muss ersetzt werden;

(c) er muss sicherstellen, dass der Zahlungsdienstnutzer durch geeignete Mittel jederzeit
die Moglichkeit hat, eine Anzeige gemél Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b vorzu-
nehmen oder die Aufthebung der Sperrung geméf Artikel 60 Absatz 4 zu verlangen;
er stellt dem Zahlungsdienstnutzer auf Verlangen die Mittel zur Verfiigung, mit
denen dieser bis zu 18 Monate nach der Anzeige nachweisen kann, dass er seiner

Anzeigepflicht nachgekommen ist;

(d) er bietet dem Zahler die Moglichkeit, eine Anzeige gemdl3 Artikel 61 Absatz 1
Buchstabe b kostenlos vorzunehmen, und darf gegebenenfalls ausschlieflich die

direkt mit dem Zahlungsinstrument verbundenen Ersatzkosten anrechnen;

(e) er muss jedwede Nutzung des Zahlungsinstruments verhindern, sobald eine Anzeige

nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b erfolgt ist.

2. Der Zahlungsdienstleister trigt das Risiko der Versendung eines Zahlungsinstruments an
den Zahler oder der Versendung personalisierter Sicherheitsmerkmale des Zahlungs-

instruments.
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Artikel 63

Korrektur und Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgefiihrter Zahlungsvorginge

1. Der Zahlungsdienstnutzer kann nur dann eine Korrektur durch den Zahlungsdienstleister
erwirken, wenn er unverziiglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft
ausgeflihrten Zahlungsvorgangs, der zur Entstehung eines Anspruchs — einschlieBlich
eines solchen nach Artikel 80 — gefiihrt hat, jedoch spitestens 13 Monate nach dem Tag
der Belastung seinen Zahlungsdienstleister hiervon unterrichtet, es sei denn, der
Zahlungsdienstleister hat, soweit anwendbar, die Angaben zu dem betreffenden

Zahlungsvorgang nicht nach Mallgabe des Titels I1I mitgeteilt oder zugénglich gemacht.

2. Ist ein Zahlungsauslosedienstleister beteiligt, erwirkt der Zahler unbeschadet Artikel 65
Absatz 2 und Artikel 80 Absatz 1 eine Korrektur von dem kontofiihrenden

Zahlungsdienstleister gemdf3 Absatz 1.

Artikel 64

Nachweis der Authentifizierung und Ausfiihrung von Zahlungsvorgingen

1. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass ein Zahlungsdienstleister in dem Fall, dass ein
Zahlungsdienstnutzer bestreitet, einen ausgefiihrten Zahlungsvorgang autorisiert zu haben,
oder geltend macht, dass der Zahlungsvorgang nicht ordnungsgeméif ausgefiihrt wurde,
nachweisen muss, dass der Zahlungsvorgang authentifiziert war, ordnungsgemaf
aufgezeichnet und verbucht und nicht durch eine technische Panne oder einen anderen

Mangel des von dem Zahlungsdienstleister erbrachten Dienstes beeintrichtigt wurde.

Liasst der Zahlungsdienstnutzer den Zahlungsvorgang durch einen Zahlungsauslosedienst-
leister auslosen, so muss dieser nachweisen, dass der Zahlungsvorgang — innerhalb seines
Zustindigkeitsbereichs — authentifiziert, ordnungsgeméif aufgezeichnet und nicht durch
eine technische Panne oder einen anderen Mangel im Zusammenhang mit seinem

Zahlungsdienst beeintrachtigt wurde.
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2. Bestreitet ein Zahlungsdienstnutzer, einen ausgefiihrten Zahlungsvorgang autorisiert zu
haben, so reicht die vom kontofiihrenden Zahlungsdienstleister aufgezeichnete Nutzung
eines Zahlungsinstruments fiir sich gesehen nicht notwendigerweise aus, um nachzu-
weisen, dass der Zahler entweder den Zahlungsvorgang autorisiert oder aber in
betriigerischer Absicht gehandelt oder eine oder mehrere seiner Pflichten nach Artikel 61

vorsatzlich oder grob fahrlédssig verletzt hat.

Artikel 65

Haftung des Zahlungsdienstleisters fiir nicht autorisierte Zahlungsvorginge

1. Die Mitgliedstaaten stellen unbeschadet des Artikels 63 sicher, dass im Falle eines nicht
autorisierten Zahlungsvorgangs der Zahlungsdienstleister des Zahlers diesem den Betrag
des nicht autorisierten Zahlungsvorgangs unverziiglich erstattet und gegebenenfalls das
belastete Zahlungskonto wieder auf den Stand bringt, auf dem es sich ohne den nicht
autorisierten Zahlungsvorgang befunden hétte. Dabei wird sichergestellt, dass der Betrag
auf dem Zahlungskonto des Zahlers spitestens zum Datum der Belastung des Kontos

wertgestellt wird.

Wird der Zahlungsvorgang iiber einen Zahlungsauslosedienstleister ausgeldst, so erstattet
der kontofiihrende Zahlungsdienstleister unverziiglich den Betrag des nicht autorisierten
Zahlungsvorgangs und bringt das belastete Zahlungskonto gegebenenfalls wieder auf den

Stand, auf dem es sich ohne den nicht autorisierten Zahlungsvorgang befunden hitte.

Haftet der Zahlungsauslosedienstleister flir den nicht autorisierten Zahlungsvorgang, so
entschidigt er den kontofithrenden Zahlungsdienstleister auf dessen Verlangen unver-
zliglich fiir alle infolge der Erstattung an den Zahler erlittenen Verluste oder gezahlten
Betrige, einschlieBlich des Betrags, der Gegenstand des nicht autorisierten Zahlungs-
vorgangs war. Im Einklang mit Artikel 64 Absatz 1 muss der Zahlungsausldsedienstleister
nachweisen, dass der Zahlungsvorgang — innerhalb seines Zustindigkeitsbereichs —
authentifiziert, ordnungsgemal aufgezeichnet und nicht durch eine technische Panne oder

einen anderen Mangel im Zusammenhang mit seinem Zahlungsdienst beeintrachtigt wurde.
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la.

1b.

lc.

Eine dariiber hinausgehende finanzielle Entschddigung kann nach dem auf den Vertrag
zwischen dem Zahler und dem Zahlungsdienstleister anwendbaren Recht oder
gegebenenfalls nach dem Vertrag zwischen dem Zahler und dem Zahlungsauslose-

dienstleister festgelegt werden.

Artikel 66

Haftung des Zahlers fiir nicht autorisierte Zahlungsvorginge

Abweichend von Artikel 65 kann der Zahler dazu verpflichtet werden, Verluste bis
hochstens 50 EUR zu tragen, die infolge eines nicht autorisierten Zahlungsvorgangs, der
durch Nutzung eines verlorenen oder gestohlenen Zahlungsinstruments oder — falls der
Zahler die personalisierten Sicherheitsdaten nicht geméf Artikel 61 Absatz 2 sicher
aufbewahrt hat — infolge der missbrauchlichen Verwendung eines Zahlungsinstruments
entstehen. Der Zahler haftet nicht fiir einen nicht autorisierten Zahlungsvorgang, wenn der
Verlust durch missbrauchliche Handlungen von Angestellten oder eines Agenten, einer
Zweigniederlassung oder einer Stelle eines Zahlungsdienstleisters, an den bzw. die

Tatigkeiten ausgelagert werden, verursacht wurde.

Der Zahler tragt alle Verluste, die in Verbindung mit nicht autorisierten Zahlungs-
vorgingen entstanden sind, wenn er sie in betriigerischer Absicht oder durch vorsitzliche
oder grob fahrlissige Verletzung einer oder mehrerer der Pflichten nach Artikel 61

herbeigefiihrt hat. In diesen Fillen findet Absatz 1 keine Anwendung.

In Fillen, in denen der Zahler weder in betriigerischer Absicht gehandelt hat noch seinen
Pflichten nach Artikel 61 vorsétzlich nicht nachgekommen ist, konnen die Mitgliedstaaten
die Haftung nach Absatz la des vorliegenden Artikels herabsetzen, wobei sie insbesondere
den Umstdanden Rechnung tragen, unter denen der Verlust, der Diebstahl oder die

missbrauchlichen Verwendung des Zahlungsinstruments stattgefunden hat.

Verlangt der Zahlungsdienstleister des Zahlers keine verstiarkte Kundenauthentifizierung,
tragt der Zahler finanzielle Folgen nur, wenn er in betriigerischer Absicht gehandelt hat.
Akzeptiert der Zahlungsempfianger oder der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers
eine verstirkte Kundenauthentifizierung nicht, muss er dem Zahlungsdienstleister des

Zahlers den finanziellen Schaden ersetzen.
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2. Nach einer Anzeige gemél Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b tragt der Zahler keine
finanziellen Folgen der Nutzung des verlorenen, gestohlenen oder missbréuchlich
verwendeten Zahlungsinstruments, es sei denn, er hat in betriigerischer Absicht gehandelt.
Kommt der Zahlungsdienstleister seiner Pflicht nach Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ nicht
nach, dem Zahlungsdienstnutzer durch geeignete Mittel jederzeit die Moglichkeit zu
geben, den Verlust, Diebstahl oder die missbrauchliche Verwendung eines Zahlungs-
instruments anzuzeigen, so haftet der Zahler nicht fiir die finanziellen Folgen der Nutzung

dieses Zahlungsinstruments, es sei denn, er hat in betriigerischer Absicht gehandelt.

Artikel 66a

Zahlungsvorginge, bei denen der Betrag nicht im Voraus bekannt ist

l. Wird ein Zahlungsvorgang von dem oder iiber den Zahlungsempfianger im Zusammenhang
mit einer Kartenzahlung ausgeldst und ist dabei der genaue Betrag zu dem Zeitpunkt, zu
dem der Zahler seine Zustimmung zur Ausfiihrung des Zahlungsvorgangs erteilt, nicht
bekannt, darf der Zahlungsdienstleister des Zahlers einen Geldbetrag auf dem Zahlungs-
konto des Zahlers nur blockieren, wenn der Zahler der genauen Hohe des zu blockierenden

Geldbetrags, zugestimmt hat.

2. Der Zahlungsdienstleister des Zahlers gibt den Betrag, der gemdl3 Absatz 1 auf dem
Zahlungskonto des Zahlers blockiert ist, unverziiglich nach Eingang der Information {iber
den genauen Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, spétestens jedoch nach

Eingang des Zahlungsauftrags frei.
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Artikel 67

Erstattung eines von einem oder iiber einen Zahlungsempfinger ausgelosten
Zahlungsvorgangs
1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Zahler gegen den Zahlungsdienstleister einen
Anspruch auf Erstattung eines autorisierten, von einem oder iiber einen
Zahlungsempfanger ausgeldsten und bereits ausgefiihrten Zahlungsvorgangs hat, wenn die

folgenden Voraussetzungen erfiillt sind:

(a) Bei der Autorisierung wurde der genaue Betrag, der Gegenstand des Zahlungs-

vorgangs ist, nicht angegeben und

(b) der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, iibersteigt den Betrag, den der
Zahler entsprechend dem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des
Rahmenvertrags und den jeweiligen Umstéinden des Einzelfalls verniinftigerweise

hitte erwarten konnen.

Auf Verlangen des Zahlungsdienstleisters muss der Zahler nachweisen, dass diese
Bedingungen erfiillt sind.

Erstattet wird der vollstdndige Betrag, der Gegenstand des ausgefiihrten Zahlungsvorgangs
war. Der Betrag wird auf dem Zahlungskonto des Zahlers spétestens zum Datum der
Belastung des Kontos wertgestellt.

Im Falle von Lastschriften kann der Zahlungsdienstleister des Zahlers im Rahmenvertrag
vereinbaren, dass der Zahler auch dann einen Anspruch auf Erstattung gegen seinen
Zahlungsdienstleister hat, wenn die Voraussetzungen fiir eine Riickerstattung nach
Unterabsatz 1 nicht erfiillt sind.

2. Allerdings darf der Zahler fiir die Zwecke von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b keine
mit dem Wahrungsumtausch zusammenhingenden Griinde geltend machen, wenn der mit
seinem Zahlungsdienstleister nach Maf3gabe von Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe d und
Artikel 45 Nummer 3 Buchstabe b vereinbarte Referenzwechselkurs zugrunde gelegt

wurde.

3. In einem Rahmenvertrag zwischen dem Zahler und dem Zahlungsdienstleister kann
vereinbart werden, dass der Zahler keinen Anspruch auf Erstattung hat, wenn er die
Zustimmung zur Ausfithrung des Zahlungsvorgangs dem Zahlungsdienstleister direkt
erteilt hat und ihm gegebenenfalls die Informationen {iber den anstehenden Zahlungs-
vorgang in einer vereinbarten Form mindestens vier Wochen vor dem Félligkeitstermin
vom Zahlungsdienstleister oder vom Zahlungsempfanger mitgeteilt oder zugédnglich

gemacht wurden.
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Artikel 68
Erstattungsbegehren in Bezug auf von einem oder iiber einen Zahlungsempfinger ausgeloste

Zahlungsvorginge

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Zahler die Erstattung eines autorisierten und
von einem oder iiber einen Zahlungsempfanger ausgeldsten Zahlungsvorgangs nach
Artikel 67 innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastung des betreffenden

Geldbetrags verlangen kann.

2. Der Zahlungsdienstleister erstattet innerhalb von zehn Geschiftstagen nach Erhalt eines
Erstattungsbegehrens entweder den vollstindigen Betrag, der Gegenstand des Zahlungs-
vorgangs war, oder teilt dem Zahler die Griinde fiir die Ablehnung der Erstattung unter
Angabe der Stelle oder der Stellen mit, an die sich der Zahler nach den Artikeln 88 bis 91

wenden kann, wenn er diese Begriindung nicht akzeptiert.

Das Recht des Zahlungsdienstleisters nach Unterabsatz 1, eine Erstattung abzulehnen,

erstreckt sich nicht auf den Fall nach Artikel 67 Absatz 1.
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KAPITEL 3

Ausfithrung von Zahlungsvorgingen

ABSCHNITT 1

ZAHLUNGSAUFTRAGE UND TRANSFERIERTE BETRAGE

Artikel 69
FEingang von Zahlungsauftrigen

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass als Zeitpunkt des Eingangs der Zeitpunkt gilt, an
dem der Zahlungsauftrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlers eingeht. Fillt der
Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschéftstag des Zahlungsdienstleisters des
Zahlers, so gilt der Zahlungsauftrag als am darauf folgenden Geschiftstag eingegangen.
Der Zahlungsdienstleister kann festlegen, dass Zahlungsauftrige, die nach einem
bestimmten Zeitpunkt nahe am Ende eines Geschéftstags eingehen, als am darauf

folgenden Geschiftstag eingegangen.

2. Vereinbaren der Zahlungsdienstnutzer, der einen Zahlungsauftrag auslost, und der
Zahlungsdienstleister, dass die Ausfiihrung des Zahlungsauftrags an einem bestimmten
Tag oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Zahler dem
Zahlungsdienstleister den Geldbetrag zur Verfiigung gestellt hat, beginnen soll, so gilt der
vereinbarte Termin fiir die Zwecke des Artikels 74 als Zeitpunkt des Eingangs. Fllt der
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschiftstag des Zahlungsdienstleisters, so gilt der

eingegangene Zahlungsauftrag als am darauf folgenden Geschéftstag eingegangen.
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Artikel 70
Ablehnung von Zahlungsauftrigen

1. Lehnt der Zahlungsdienstleister es ab, einen Zahlungsauftrag auszufiihren, zeigt er dies
dem Zahlungsdienstnutzer, sofern moglich unter Angabe der Griinde, an und teilt ihm mit,
nach welchem Verfahren sachliche Fehler, die zur Ablehnung des Auftrags gefiihrt haben,
berichtigt werden konnen, sofern dies nicht gegen sonstige einschlégige Rechtsvorschriften

der Union oder der Mitgliedstaaten verstoft.

Der Zahlungsdienstleister hat diese Anzeige so rasch wie mdglich, auf jeden Fall aber
innerhalb der Fristen nach Artikel 74, vorzunehmen oder in einer vereinbarten Form

zuganglich zu machen.

Der Rahmenvertrag kann vorsehen, dass der Zahlungsdienstleister fiir diese Anzeige ein

Entgelt in Rechnung stellen darf, sofern die Ablehnung sachlich gerechtfertigt ist.

2. Sind alle im Rahmenvertrag des Zahlers festgelegten Bedingungen erfiillt, so darf der
kontofiihrende Zahlungsdienstleister des Zahlers die Ausfiihrung eines autorisierten
Zahlungsauftrags nicht ablehnen, sofern dies nicht gegen sonstige einschldgige Rechts-

vorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten verstoft.

3. Fiir die Zwecke der Artikel 74 und 80 gilt ein Zahlungsauftrag, dessen Ausfiihrung

abgelehnt wurde, als nicht eingegangen.

Artikel 71

Unwiderruflichkeit eines Zahlungsauftrags

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Zahlungsdienstnutzer einen Zahlungsauftrag
nach dem Eingang beim Zahlungsdienstleister des Zahlers nicht mehr widerrufen kann,

sofern in diesem Artikel nichts anderes festgelegt ist.

2. Wurde der Zahlungsvorgang von einem Zahlungsauslosedienstleister oder vom Zahlungs-
empfinger oder iiber diesen ausgelost, so kann der Zahler den Zahlungsauftrag nicht mehr
widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslosedienstleister die Zustimmung zur Auslésung
des Zahlungsvorgangs erteilt oder den Zahlungsauftrag iibermittelt oder dem Zahlungs-

empfinger die Zustimmung zur Ausfiihrung des Zahlungsauftrag erteilt hat.
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3. Im Fall einer Lastschrift kann der Zahler den Zahlungsauftrag jedoch unbeschadet etwaiger
Erstattungsanspriiche spitestens bis zum Ende des Geschéftstages vor dem vereinbarten

Belastungstag widerrufen.

4. In dem Fall nach Artikel 69 Absatz 2 kann der Zahlungsdienstnutzer einen Zahlungs-

auftrag spétestens bis zum Ende des Geschéftstages vor dem vereinbarten Tag widerrufen.

5. Nach Ablauf der in den Absidtzen 1 bis 4 genannten Fristen kann der Zahlungsauftrag nur
widerrufen werden, wenn und insoweit als der Zahlungsdienstnutzer und die betreffenden
Zahlungsdienstleister dies vereinbart haben. In den Fillen der Absétze 2 und 3 ist zudem
die Zustimmung des Zahlungsempfangers erforderlich. Wenn dies im Rahmenvertrag

vereinbart ist, kann der betreffende Zahlungsdienstleister den Widerruf in Rechnung

stellen.
Artikel 72
Transferierte und eingegangene Betrige
1. Die Mitgliedstaaten verpflichten den/die Zahlungsdienstleister des Zahlers, den/die

Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers und alle zwischengeschalteten Stellen, den
Betrag in voller Hohe zu transferieren und keine Entgelte vom transferierten Betrag

abzuziehen.

2. Der Zahlungsempfanger und der Zahlungsdienstleister konnen allerdings vereinbaren, dass
der betreffende Zahlungsdienstleister seine Entgelte von dem transferierten Betrag
abziehen darf, bevor er ihn dem Zahlungsempfinger gutschreibt. In diesem Fall werden der
vollstindige Betrag des Zahlungsvorgangs und die Entgelte in den Informationen fiir den

Zahlungsempfinger getrennt ausgewiesen.

3. Werden andere Entgelte als die nach Absatz 2 von dem transferierten Betrag abgezogen, so
stellt der Zahlungsdienstleister des Zahlers sicher, dass der Zahlungsempfanger den Betrag
des vom Zahler ausgeldsten Zahlungsvorgangs in voller Hohe erhédlt. Wird der Zahlungs-
vorgang von dem Zahlungsempfanger oder iliber diesen ausgelost, so stellt sein Zahlungs-
dienstleister sicher, dass der Zahlungsempfanger den Betrag, der Gegenstand des

Zahlungsvorgangs ist, in voller Hohe erhilt.
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ABSCHNITT 2

AUSFUHRUNGSFRIST UND WERTSTELLUNGSDATUM

Artikel 73

Anwendungsbereich
1. Dieser Abschnitt gilt fiir
(a) Zahlungsvorgénge in Euro,

(b) innerstaatliche Zahlungsvorgénge in der Wahrung des Mitgliedstaats, der nicht dem
Euro-Wihrungsgebiet angehort,

(c) Zahlungsvorginge, bei denen nur eine Wahrungsumrechnung zwischen dem Euro
und der Wihrung eines nicht dem Euro-Wahrungsgebiet angehdrenden Mitglied-
staats stattfindet, sofern die erforderliche Wéhrungsumrechnung in dem nicht dem
Euro-Wihrungsgebiet angehorenden Mitgliedstaat durchgefiihrt wird und — im Falle
von grenziiberschreitenden Zahlungsvorgingen — der grenziiberschreitende Transfer

in Euro stattfindet.

2. Dieser Abschnitt findet auf andere Zahlungsvorginge Anwendung, sofern nicht zwischen
dem Zahlungsdienstnutzer und dem Zahlungsdienstleister etwas anderes vereinbart wurde;
hiervon ausgenommen ist Artikel 78, den die Parteien nicht vertraglich abbedingen
konnen. Vereinbaren der Zahlungsdienstnutzer und der Zahlungsdienstleister jedoch fiir
Zahlungsvorginge innerhalb der Union eine ldngere als die in Artikel 74 festgelegte Frist,
so darf diese vier Geschéftstage nach dem Zeitpunkt des Eingangs geméf Artikel 69 nicht

uberschreiten.
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Artikel 74

Zahlungsvorginge mit Transfer auf ein Zahlungskonto

1. Die Mitgliedstaaten schreiben dem Zahlungsdienstleister des Zahlers vor, sicherzustellen,
dass nach dem Eingangszeitpunkt gemif3 Artikel 69 der Betrag, der Gegenstand des
Zahlungsvorgangs ist, spitestens am Ende des folgenden Geschéftstags dem Konto des
Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfangers gutgeschrieben wird. Fiir in Papierform
ausgeloste Zahlungsvorginge kann diese Frist um einen weiteren Geschéftstag verlangert

werden.

2. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers
den Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, dem Zahlungskonto des
Zahlungsempfiangers gemal3 Artikel 78 wertstellt und verfiigbar macht, nachdem er

seinerseits den Geldbetrag erhalten hat.

3. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers
dem Zahlungsdienstleister des Zahlers einen vom Zahlungsempfanger oder iiber diesen
ausgeldsten Zahlungsauftrag innerhalb der zwischen dem Zahlungsempfinger und dem
Zahlungsdienstleister vereinbarten Fristen iibermittelt, um im Falle von Lastschriften die

Verrechnung am vereinbarten Falligkeitstermin zu ermoglichen.

Artikel 75

Fehlen eines Zahlungskontos des Zahlungsempfingers beim Zahlungsdienstleister

Hat der Zahlungsempfanger beim Zahlungsdienstleister kein Zahlungskonto, macht der Zahlungs-
dienstleister, bei dem Geldbetridge zugunsten des Zahlungsempfangers eingegangen sind, diese fiir

ihn innerhalb der in Artikel 74 genannten Frist verfiigbar.
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Artikel 76
Auf ein Zahlungskonto eingezahltes Bargeld

Zahlt ein Verbraucher Bargeld auf ein Zahlungskonto bei einem Zahlungsdienstleister in der
Wihrung des betreffenden Zahlungskontos ein, stellt dieser Zahlungsdienstleister sicher, dass der
Betrag unverziiglich nach dem Zeitpunkt der Entgegennahme verfiigbar gemacht und wertgestellt
wird. Ist der Zahlungsdienstnutzer kein Verbraucher, muss der Geldbetrag spitestens an dem auf
die Entgegennahme folgenden Geschiftstag auf dem Konto des Zahlungsempfiangers verfligbar

gemacht und wertgestellt sein.

Artikel 77

Innerstaatliche Zahlungsvorginge

Fiir innerstaatliche Zahlungsvorginge konnen die Mitgliedstaaten kiirzere Ausfithrungsfristen als

nach diesem Abschnitt festlegen.

Artikel 78
Wertstellungsdatum und Verfiigharkeit von Geldbetrigen

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Datum der Wertstellung einer Gutschrift auf
dem Zahlungskonto des Zahlungsempfiangers spitestens der Geschéftstag ist, an dem der
Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, dem Konto des Zahlungsdienstleisters
des Zahlungsempfingers gutgeschrieben wird. Der Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empféngers stellt sicher, dass der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, dem
Zahlungsempféanger unverziiglich zur Verfiigung steht, nachdem er dem Konto seines
Zahlungsdienstleisters gutgeschrieben wurde, sofern das Zahlungskonto des Zahlungs-
empfangers in der Wéahrung des eingegangenen Betrags geflihrt wird; dies gilt auch fiir

Zahlungen innerhalb des gleichen Zahlungsdienstleisters.

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Datum der Wertstellung einer Belastung auf
dem Zahlungskonto des Zahlers frithestens der Zeitpunkt ist, an dem dieses Zahlungskonto

mit dem Betrag belastet wird, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist.
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ABSCHNITT 3

HAFTUNG

Artikel 79
Fehlerhafte Kundenidentifikatoren

1. Wird ein Zahlungsauftrag in Ubereinstimmung mit dem Kundenidentifikator ausgefiihrt,
gilt der Zahlungsauftrag im Hinblick auf den durch den Kundenidentifikator bezeichneten

Zahlungsempfinger als korrekt ausgefiihrt.

2. Ist der vom Zahlungsdienstnutzer angegebene Kundenidentifikator fehlerhaft, haftet der
Zahlungsdienstleister nicht geméf Artikel 80 fiir die fehlerhafte oder nicht erfolgte
Ausfiithrung des Zahlungsvorgangs.

3. Der Zahlungsdienstleister des Zahlers bemiiht sich jedoch im Rahmen des Zumutbaren,
den Geldbetrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs war, wiederzuerlangen. Der
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers ist verpflichtet, sich an diesen Bemiihungen

zu beteiligen, auch indem er dem Zahler alle ma3geblichen Informationen mitteilt.

4. Der Zahlungsdienstleister kann dem Zahlungsdienstnutzer fiir die Wiederbeschaffung ein

Entgelt in Rechnung stellen, wenn dies im Rahmenvertrag vereinbart wurde.

5. Macht der Zahlungsdienstnutzer weitergehende Angaben als die nach Artikel 38 Absatz 1
Buchstabe a oder Artikel 45 Nummer 2 Buchstabe b, haftet der Zahlungsdienstleister nur
fiir die Ausfiihrung von Zahlungsvorgiingen in Ubereinstimmung mit dem vom

Zahlungsdienstnutzer angegebenen Kundenidentifikator.
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Artikel 80
Haftung des Zahlungsdienstleisters fiir nicht erfolgte, fehlerhafte oder verspitete Ausfiihrung

von Zahlungsvorgingen

l. Wird ein Zahlungsauftrag vom Zahler direkt ausgelost, haftet der Zahlungsdienstleister
unbeschadet des Artikels 63, des Artikels 79 Absitze 2 und 3 sowie des Artikels 83
gegeniiber dem Zahler fiir die ordnungsgemifBe Ausfiihrung des Zahlungsvorgangs, es sei
denn, er kann gegeniiber dem Zahler und gegebenenfalls dem Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers nachweisen, dass der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs
ist, gemdl Artikel 74 Absatz 1 beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers
eingegangen ist. In diesem Fall haftet der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers
gegeniiber dem Zahlungsempféanger fiir die ordnungsgeméle Ausfithrung des Zahlungs-

vorgangs.

Der Zahlungsdienstleister des Zahlers erstattet dem Zahler unverziiglich den Betrag, der
Gegenstand des nicht oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs ist, und bringt das
belastete Zahlungskonto gegebenenfalls wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den
fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgang befunden hitte. Der Betrag wird auf dem
Zahlungskonto des Zahlers spétestens zu dem Datum der Belastung des Kontos

wertgestellt.

la. Wird ein Zahlungsauftrag vom Zahler {iber einen Zahlungsauslosedienstleister ausgeldst,
so erstattet der kontofithrende Zahlungsdienstleister unbeschadet des Artikels 63 und des
Artikels 79 Absétze 2 und 3 dem Zahler den Betrag, der Gegenstand des nicht oder
fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs ist, und bringt das belastete Zahlungskonto
gegebenenfalls wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den fehlerhaft ausgefiihrten

Zahlungsvorgang befunden hitte.
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Haftet der Zahlungsauslosedienstleister fiir die fehlerhafte Ausfiihrung des Zahlungs-
vorgangs, entschédigt er den kontofiihrenden Zahlungsdienstleister auf dessen Verlangen
unverziiglich fiir alle infolge der Erstattung an den Zahler erlittenen Verluste oder
gezahlten Betrdge. Der Zahlungsauslosedienstleister muss nachweisen, dass der
Zahlungsauftrag gemdl Artikel 69 beim kontofithrenden Zahlungsdienstleister des Zahlers
eingegangen ist. Haftet der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers nach Absatz 1,
stellt er dem Zahlungsempfinger den Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist,
unverziiglich zur Verfiigung und schreibt gegebenenfalls dem Zahlungskonto des
Zahlungsempfingers den entsprechenden Betrag gut. Der Betrag wird spitestens zu dem

Datum wertgestellt, zu dem der Betrag bei korrekter Ausfiihrung wertgestellt worden wére.

Im Falle eines nicht oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs, bei dem der
Zahlungsauftrag durch den Zahler ausgeldst wurde, muss sich der Zahlungsdienstleister
auf Verlangen — ungeachtet der Haftung nach diesem Absatz — unverziiglich darum
bemiihen, den Zahlungsvorgang zuriickzuverfolgen und den Zahler iiber das Ergebnis zu

unterrichten. Dem Zahler wird dafiir kein Entgelt in Rechnung gestellt.

2. Wird ein Zahlungsauftrag vom Zahlungsempfénger oder iiber diesen ausgeldst, haftet der
Zahlungsdienstleister unbeschadet des Artikels 63, des Artikels 79 Absétze 2 und 3 sowie
des Artikels 83 gegeniiber dem Zahlungsempfinger fiir die ordnungsgemiBe Ubermittlung
des Zahlungsauftrags an den Zahlungsdienstleister des Zahlers gemal3 Artikel 74 Absatz 3.
Haftet der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers nach diesem Unterabsatz, muss
er den fraglichen Zahlungsauftrag unverziiglich zuriick an den Zahlungsdienstleister des
Zahlers iibermitteln. Bei verspiteter Ubermittlung des Zahlungsauftrags wird der Betrag
auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempféngers spétestens zu dem Datum wertgestellt, zu

dem der Betrag bei korrekter Ausfiihrung wertgestellt worden wére.
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Dariiber hinaus haftet der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers unbeschadet des
Artikels 63, des Artikels 79 Absédtze 2 und 3 sowie des Artikels 83 gegeniiber dem
Zahlungsempfinger fiir die Bearbeitung des Zahlungsvorgangs entsprechend seinen
Pflichten nach Artikel 78. Haftet der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers nach
diesem Unterabsatz, stellt er sicher, dass der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs
ist, dem Zahlungsempfanger unverziiglich zur Verfligung steht, nachdem er dem
Zahlungskonto des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfingers gutgeschrieben wurde.
Der Betrag wird auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfingers spitestens zu dem

Datum wertgestellt, zu dem der Betrag bei korrekter Ausfiihrung wertgestellt worden wiére.

Im Falle eines nicht oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs, fiir den der Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers nicht nach den Unterabsétzen 1 und 2 haftet, haftet
der Zahlungsdienstleister des Zahlers gegeniiber dem Zahler. Haftet der Zahlungsdienst-
leister des Zahlers wie vorgenannt, erstattet er dem Zahler gegebenenfalls unverziiglich
den Betrag, der Gegenstand des nicht oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs ist,
und bringt das belastete Zahlungskonto gegebenenfalls wieder auf den Stand, auf dem es
sich ohne den fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgang befunden hétte. Der Betrag wird
auf dem Zahlungskonto des Zahlers spitestens zu dem Datum der Belastung des Kontos

wertgestellt.

Diese Verpflichtung des Zahlungsdienstleisters des Zahlers besteht nicht, wenn er
nachweisen kann, dass der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers den Betrag, der
Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, ungeachtet einer eventuellen Verzogerung bei der
Ausfithrung erhalten hat. In diesem Fall kann der Zahler vom Zahlungsdienstleister
verlangen, dass dieser den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers auffordert, den
Betrag auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempféngers spétestens zu dem Datum

wertzustellen, zu dem der Betrag bei korrekter Ausfiihrung wertgestellt worden wire.

Im Falle eines nicht oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlungsvorgangs, bei dem der
Zahlungsauftrag vom Zahlungsempfanger oder iiber diesen ausgelost wurde, muss sich
dessen Zahlungsdienstleister auf Verlangen des Zahlungsempfangers — ungeachtet der
Haftung nach diesem Absatz — unverziiglich darum bemiihen, den Zahlungsvorgang
zuriickzuverfolgen und den Zahlungsempfinger {iber das Ergebnis zu unterrichten. Dem

Zahlungsempfanger wird dafiir kein Entgelt in Rechnung gestellt.
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3. Zahlungsdienstleister haften dariiber hinaus gegeniiber ihren jeweiligen Zahlungsdienst-
nutzern flir alle von ihnen zu verantwortenden Entgelte und fiir Zinsen, die dem
Zahlungsdienstnutzer infolge einer nicht erfolgten oder fehlerhaften oder verspiteten

Ausfiihrung des Zahlungsvorgangs in Rechnung gestellt werden.

Artikel 81
Zusitzliche Entschidigung

Eine etwaige iiber die Bestimmungen dieses Abschnitts hinausgehende finanzielle Entschadigung
kann nach dem auf den Vertrag zwischen dem Zahlungsdienstnutzer und dem Zahlungsdienstleister

anwendbaren Recht festgelegt werden.

Artikel 82

Regressanspruch

1. Kann in Bezug auf die Haftung eines Zahlungsdienstleisters nach den Artikeln 65 und 80
ein anderer Zahlungsdienstleister oder eine zwischengeschaltete Stelle in Regress
genommen werden, entschidigt dieser Zahlungsdienstleister oder diese Stelle den
erstgenannten Zahlungsdienstleister fiir alle nach den Artikeln 65 und 80 erlittenen
Verluste oder gezahlten Betrige. Dies umfasst Entschadigungen im Falle, dass einer der

Zahlungsdienstleister keine verstirkte Kundenauthentifizierung verlangt.

2. Eine dariiber hinausgehende finanzielle Entschddigung kann nach den Vereinbarungen
zwischen Zahlungsdienstleistern und/oder zwischengeschalteten Stellen und aus dem auf

diese Vereinbarungen anwendbaren Recht festgelegt erden.

Artikel 83

Haftungsausschluss

Die Haftung nach den Kapiteln 2 und 3 erstreckt sich nicht auf ungewo6hnliche und unvorhersehbare
Ereignisse, auf die die Partei, die sich darauf beruft, keinen Einfluss hat und deren Folgen trotz
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hitten vermieden werden konnen, oder auf Fille, in denen
ein Zahlungsdienstleister durch andere rechtliche Verpflichtungen nach nationalem oder nach dem

Unionsrecht gebunden ist.
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KAPITEL 4

DATENSCHUTZ

Artikel 84

Datenschutz

Die Mitgliedstaaten gestatten die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Zahlungssysteme
und Zahlungsdienstleister, sofern dies zur Verhiitung, Ermittlung und Feststellung von Betrugs-
fallen im Zahlungsverkehr notwendig ist. Die Verarbeitung solcher personenbezogener Daten und
jede andere Verarbeitung personenbezogener Daten fiir die Zwecke dieser Richtlinie erfolgt im
Einklang mit der Richtlinie 95/46/EG, den nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie
95/46/EG und der Verordnung (EG) Nr. 45/2001.
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KAPITEL 5

BETRIEBLICHE UND SICHERHEITSRELEVANTE RISIKEN UND AUTHENTIFIZIERUNG

Artikel 85

Management von betrieblichen und sicherheitsrelevanten Risiken

1. Die Zahlungsdienstleister schaffen einen Rahmen angemessener Risikominderungs-
mafBnahmen und Kontrollmechanismen zur Beherrschung der betrieblichen Risiken
einschlieBlich Sicherheitsrisiken im Zusammenhang mit den von ihnen erbrachten
Zahlungsdiensten. Als Teil dieses Rahmens miissen sie wirksame Verfahren fiir das
Vorfallmanagement — auch in Bezug auf die Klassifizierung schwerer Betriebs- und

Sicherheitsvorfille — festlegen und anwenden.

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zahlungsdienstleister der gemif dieser Richtlinie
zustdandigen Behorde jéhrlich oder in den von den zustdndigen Behorde festgelegten
Abstédnden eine aktualisierte Bewertung betrieblicher und sicherheitsrelevanter Risiken im
Zusammenhang mit den von ihnen erbrachten Zahlungsdiensten und der Angemessenheit
der zur Beherrschung dieser Risiken ergriffenen Risikominderungsmafinahmen und

Kontrollmechanismen tibermitteln.

3. Die EBA erstellt in enger Zusammenarbeit mit der EZB Leitlinien fiir die Festlegung,
Anwendung und Uberwachung der Sicherheitsmainahmen, gegebenenfalls unter

Einbeziehung von Zertifizierungsverfahren.

4. Die EBA iiberpriift die Leitlinien in enger Zusammenarbeit mit der EZB regelméBig,

mindestens aber alle zwei Jahre.

5. Die EBA fordert die Zusammenarbeit zwischen den gemif dieser Richtlinie zustdndigen
Behorden, der EZB und erforderlichenfalls der Agentur der Europdischen Union fiir Netz-
und Informationssicherheit im Bereich der betrieblichen und sicherheitsrelevanten Risiken

im Zusammenhang mit Zahlungsdiensten.
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Artikel 86
Meldung von Vorfillen

1. Im Falle eines schwerwiegenden Betriebsvorfalls einschlieBlich eines Sicherheitsvorfalls
unterrichten die Zahlungsdienstleister unverziiglich die geméaf dieser Richtlinie zustindige
Behorde in ihrem Herkunftsmitgliedstaat. Wirkt sich der Vorfall auf die finanziellen
Interessen der Zahlungsdienstnutzer aus, benachrichtigt der Zahlungsdienstleister
unverziiglich seine Zahlungsdienstnutzer {iber den Vorfall und iiber mégliche Mafinahmen,

die sie ergreifen konnen, um die negativen Auswirkungen des Vorfalls zu begrenzen.

2. Nach Eingang der Meldung nach Absatz 1 unterrichten die geméf dieser Richtlinie
zustdndigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats die EBA und die EZB unverziiglich
iber die maBgeblichen Einzelheiten des Vorfalls; nachdem sie die Relevanz des Vorfalls
fiir andere innerstaatliche Behorden gepriift haben, informieren sie auch diese
entsprechend. Die EBA und die EZB priifen die Relevanz des Vorfalls fiir andere
europdische Behorden und informieren diese entsprechend. Die EZB unterrichtet die
Mitglieder des Européischen Systems der Zentralbanken iiber flir das Zahlungssystem

relevante Aspekte.

3. Bis zum [dasselbe Datum einfiigen wie in Artikel 102 Absatz 1] legt die EBA in enger

Zusammenarbeit mit der EZB Leitlinien zu folgenden Aspekten vor:

- fiir Zahlungsdienstleister: Klassifizierung der schwerwiegenden Vorfille im Sinne des

Absatzes 1 sowie Inhalt, Format und Verfahren fiir die Meldung solcher Vorfille;

- fiir die geméB dieser Richtlinie zustindigen Behorden: Kriterien fiir die Bewertung der
Relevanz eines Vorfalls und Einzelheiten der Meldung von Vorfillen an andere inner-

staatliche Behorden.
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4. Die EBA {iberpriift die in Absatz 3 genannten Leitlinien in enger Zusammenarbeit mit der

EZB regelmifig, mindestens aber alle zwei Jahre.

5. Bei der Erstellung und Uberpriifung der Leitlinien nach Absatz 3 beriicksichtigt die EBA
die von der Agentur der Europdischen Union fiir Netz- und Informationssicherheit
entwickelten und verdffentlichten Normen oder Spezifikationen fiir Branchen, die mit

anderen Titigkeiten als Zahlungsdienstleistungen befasst sind.

Artikel 87

Authentifizierung

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Zahlungsdienstleister eine verstirkte

Kundenauthentifizierung verlangt, wenn der Zahler
(a) Uiber das Internet auf sein Zahlungskonto zugreift,
(b) einen elektronischen Fernzahlungsvorgang auslost,

(c) iiber einen Fernzugang eine Handlung vornimmt, die das Risiko eines Betrugs im

Zahlungsverkehr oder anderen Missbrauchs birgt.

la. Im Fall des Absatzes 1 Buchstabe b stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die
Zahlungsdienstleister eine verstirkte Kundenauthentifizierung verlangen, die Elemente
umfasst, die die Transaktion dynamisch mit einem bestimmten Betrag und einem

bestimmten Zahlungsempfianger verkniipfen.

1b. Im Fall des Absatzes 1 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Zahlungsdienstleister
besondere Sicherheitsanforderungen anwenden, um die Vertraulichkeit und die Integritét

der personalisierten Sicherheitsdaten der Zahlungsdienstnutzer zu schiitzen.
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Ic. Absatz 1 Buchstaben a und b gelten auch, wenn Zahlungen {iber einen Zahlungsausldse-

dienstleister ausgeldst werden. Absatz 1 Buchstaben a und b gelten auch, wenn die

Informationen iiber einen Kontoinformationsdienstleister angefordert werden.

1d. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der kontofiihrende Zahlungsdienstleister dem

zugelassenen Zahlungsausldsedienstleister und dem registrierten Kontoinformations-

dienstleister gestattet, sich auf die Authentifizierungsverfahren zu stiitzen, die er dem

Zahlungsdienstnutzer gemall Absatz 1b und — in Féllen, in denen der zugelassene

Zahlungsausldsedienstleister beteiligt ist — auch geméll Absatz 1a bereitstellt.

Artikel 872

Technische Regulierungsstandards fiir die Authentifikation und die Kommunikation

1. Die EBA arbeitet im Einklang mit Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 in enger

Zusammenarbeit mit der EZB fiir Zahlungsdienstleister im Sinne des Artikels 1 Absatz 1

dieser Richtlinie technische Regulierungsstandards aus, in denen Folgendes prizisiert wird:

(a) die Erfordernisse des Verfahrens zur verstirkten Kundenauthentifizierung gemaf
Artikel 87 Absitze 1 und 1a,

(b) die Ausnahmen von der Anwendung des Artikels 87 Absétze 1, 1a und 1b unter
Zugrundelegung der Kriterien des Absatzes 1b,

(¢) die Anforderungen, die die technischen SicherheitsmaBBnahmen gemal3 Artikel 87
Absatz 1b erfiillen miissen, um die Vertraulichkeit und die Integritét der
personalisierten Sicherheitsdaten der Zahlungsdienstnutzer zu schiitzen, und

(d) gemeinsame Anforderungen an die sichere Kommunikation zwischen konto-
fithrenden Zahlungsdienstleistern, Zahlungsauslosedienstleistern, Konto-
informationsdienstleistern, Zahlern und Zahlungsempfiangern zum Zwecke der zur
Authentifizierung, der Meldung und der Weitergabe von Informationen.
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la.

1b.

Die Entwiirfe technischer Regulierungsstandards werden von der EBA mit folgender

Zielsetzung ausgearbeitet:

Sicherstellung eines angemessenen Sicherheitsniveaus fiir Zahlungsdienstnutzer durch die

Festlegung von wirksamen und risikobasierten Anforderungen,

Gewdihrleistung der Sicherheit der Geldmittel und personenbezogenen Daten der

Zahlungsdienstnutzer,
fairer Wettbewerb zwischen Zahlungsdienstleistern,
Gewihrleistung der Neutralitdt im Hinblick auf das Geschéftsmodell,

Entwicklung benutzerfreundlicher und allgemein zugénglicher Zahlungsmittel.

Die Ausnahmen nach Absatz 1 Buchstabe b genannten Ausnahmen werden unter

Zugrundelegung folgender Kriterien gewéhrt:
a) mit der Dienstleistung verbundenes Risikoniveau,

b) der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvorgangs ist, und/oder dessen

Periodizitit,
d) fiir die Ausfiihrung des Zahlungsvorgangs genutzter Zahlungsweg.

Die EBA tiibermittelt der Kommission diese Entwiirfe technischer Regulierungsstandards

innerhalb von (Datum einfiigen) [... zwOlf Monaten nach Inkrafttreten dieser Richtlinie].

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die technischen Regulierungsstandards
nach Absatz 1 geméll dem Verfahren der Artikel 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1093/2010 zu erlassen.

Die EBA tiberpriift und — soweit erforderlich — aktualisiert die technischen Regulierungs-

standards regelmafig.
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KAPITEL 6

AUBERGERICHTLICHE BESCHWERDE- UND RECHTSBEHELFSVERFAHREN ZUR
STREITBEILEGUNG

ABSCHNITT 1

BESCHWERDEVERFAHREN

Artikel 88

Beschwerden

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verfahren bestehen, nach denen Zahlungsdienst-
nutzer und andere interessierte Parteien einschlieBlich Verbraucherverbdnden bei den
zustdndigen Behorden Beschwerde wegen mutmaBlicher Verstof3e der Zahlungsdienst-

leister gegen diese Richtlinie einlegen konnen.

2. Gegebenenfalls und unbeschadet des Rechts, nach dem nationalen Verfahrensrecht vor
Gericht zu klagen, verweist die zustdndige Behdrde in ihrer Antwort an den Beschwerde-
fiihrer auf die nach Artikel 91 eingerichteten au3ergerichtlichen Beschwerde- und

Rechtsbehelfsverfahren.

Artikel 89
Zustindige Behorden

1. Die Mitgliedstaaten benennen die fiir die Gewihrleistung und Uberwachung der
Einhaltung dieser Richtlinie zustdndigen Behorden. Diese Behorden ergreifen alle
geeigneten Maflnahmen zur Gewéhrleistung der Einhaltung. Sie sind keine

Zahlungsdienstleister, ausgenommen es handelt sich um nationale Zentralbanken.

la. Sie sind entweder

(a) zustindige Behorden im Sinne des Artikels 4 Nummer 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1093/2010 oder

(b) nach nationalem Recht oder durch Behorden anerkannte Stellen, die nach
nationalem Recht ausdriicklich hierzu befugt sind.
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1b.

2a.

Haben die Mitgliedstaaten die Bestimmungen dieser Richtlinie in Bezug auf die Rechte
und Pflichten zwischen Zahlungsdienstnutzern und Zahlungsdienstleistern in das Zivilrecht
umgesetzt, indem sie einen entsprechenden zivilrechtlichen Anspruch vorsehen, so steht
ihnen frei, die Einhaltung dieser Richtlinie dadurch sicherzustellen, dass sie dafiir sorgen,
dass Zahlungsdienstnutzer und Zahlungsdienstleister Zugang zu den zustédndigen Gerichten
haben, um ihre jeweiligen Anspriiche durchzusetzen. Diese Bestimmung bertihrt nicht die

Benennung der zustindigen Behorden nach Titel I1.

Die Behorden nach Absatz 1 werden mit allen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben
erforderlichen Befugnissen ausgestattet. Ist mehr als eine zustdndige Behorde befugt, die
Einhaltung dieser Richtlinie zu gewéhrleisten und zu tiberwachen, so stellen die
betreffenden Mitgliedstaaten sicher, dass diese Behdrden im Interesse einer effizienten

Erfiillung ihrer Aufgaben eng zusammenarbeiten.

Die zustédndigen Behorden {iben ihre Befugnisse im Einklang mit dem nationalen Recht

wie folgt aus:

(a) entweder unmittelbar in eigener Verantwortung oder unter Aufsicht der

Justizbehorden oder

(b) im Wege eines Antrags an die Gerichte, die fiir den Erlass der erforderlichen
Entscheidung zustindig sind, gegebenenfalls auch im Wege eines Rechtsmittels,

wenn der Antrag auf Erlass der erforderlichen Entscheidung keinen Erfolg hatte.

Bei Verstofen oder mutmaBlichen Verstofen gegen die nach Maflgabe der Titel III und IV
erlassenen nationalen Rechtsvorschriften sind die nach Absatz 1 zustindigen Behorden die
Behorden des Herkunftsmitgliedstaats des Zahlungsdienstleisters, im Falle von Agenten

und Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen, die auf Grundlage des Niederlassungsrechts

tatig sind, jedoch die Behorden des Aufnahmemitgliedstaats.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die gemall Absatz 1 benannten zustindigen
Behorden spitestens bis zum [... zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] mit.
Ferner unterrichten sie die Kommission {iber eine etwaige Aufgabenteilung zwischen
diesen Behorden. Sie informieren die Kommission unmittelbar iiber jegliche Anderung

hinsichtlich der Benennung und der Zusténdigkeiten dieser Behorden.
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ABSCHNITT 2

AUBERGERICHTLICHE RECHTSBEHELFSVERFAHREN UND SANKTIONEN

Artikel 90
Interne Streitbeilegung

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zahlungsdienstleister angemessene und wirksame
Verbraucherbeschwerdeverfahren fiir die Abhilfe bei Beschwerden von Zahlungsdienst-
nutzern in Bezug auf aus Titel III und IV dieser Richtlinie erwachsende Rechte und
Pflichten schaffen. Diese Verfahren miissen in jedem Mitgliedstaat wirksam sein, in dem
die Zahlungsdienste angeboten werden, und in der Amtssprache des Mitgliedstaats

verfiigbar sein, in dem die Dienstleistung angeboten wird.

2. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass Zahlungsdienstleister jede Anstrengung unter-
nehmen, um auf Beschwerden der Zahlungsdienstnutzer innerhalb einer angemessenen
Frist, spitestens aber innerhalb von 15 Arbeitstagen, in einer zwischen dem Zahlungs-
dienstleister und dem Zahlungsdienstnutzer vereinbarten Weise zu antworten und dabei auf
alle angesprochenen Fragen einzugehen. Kann der Zahlungsdienstleister in Ausnahme-
fallen aus Griinden, die er nicht zu verantworten hat nicht innerhalb von 15 Arbeitstagen
antworten, ist er verpflichtet, ein vorldufiges Antwortschreiben mit eindeutiger Angabe der
Griinde fiir die Verzogerung bei der Beantwortung der Beschwerde zu versenden und darin
einen Zeitpunkt zu nennen, bis zu der der Verbraucher die endgiiltige Antwort spitestens

erhélt. Diese Frist darf weitere 30 Arbeitstage in keinem Fall {iberschreiten.

3. Der Zahlungsdienstleister informiert den Zahlungsdienstnutzer iiber die auflergerichtlichen
Rechtsbehelfsstellen, die fiir die Beilegung von Streitigkeiten iiber aus Titel III und IV

dieser Richtlinie erwachsende Rechte und Pflichten zustindig sind.

4, Die Informationen nach Absatz 3 miissen einfach, direkt, deutlich erkennbar und jederzeit
zuginglich auf der Website des Zahlungsdienstleisters, sofern vorhanden, sowie in den
Allgemeinen Bedingungen des Vertrags zwischen dem Zahlungsdienstleister und dem
Zahlungsdienstnutzer zur Verfligung gestellt werden. Dabei ist auch anzugeben, wo
weitere Informationen iiber die betreffende auBBergerichtliche Rechtsbehelfsstelle und iiber

die Bedingungen fiir deren Anrufung erhiltlich sind.
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Artikel 91
Aubergerichtliche Rechtsbehelfe

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass gemil der Richtlinie 2013/11/EU im Einklang mit
den einschldgigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und der Union angemessene und
wirksame auBBergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren fiir die Beilegung
von Streitigkeiten zwischen Zahlungsdienstnutzern und Zahlungsdienstleistern iiber aus
Titel III und I'V dieser Richtlinie erwachsende Rechte und Pflichten geschaffen werden,
wobei gegebenenfalls auf bestehende Einrichtungen zuriickgegriffen wird. Die Mitglied-
staaten stellen sicher, dass diese Verfahren auf Zahlungsdienstleister anwendbar sind und

auch die Tatigkeiten benannter Stellvertreter erfassen.

2. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Einrichtungen nach Absatz 1 bei der Beilegung
grenziiberschreitender Streitigkeiten {iber aus Titel III und IV dieser Richtlinie

erwachsende Rechte und Pflichten zusammenarbeiten.

Artikel 92

Sanktionen

l. Die Mitgliedstaaten legen Vorschriften iiber die Sanktionen fest, die bei Zuwider-
handlungen gegen die zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen nationalen Rechts-
vorschriften zu verhdngen sind, und treffen alle erforderlichen MaBnahmen, um deren
Anwendung zu gewéhrleisten. Die Sanktionen miissen wirksam, angemessen und

abschreckend sein.

2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die zustdndige Behorde jede Verwaltungssanktion, die
bei einem Versto3 gegen die nach dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften verhdngt wird,
bekanntmachen kann, sofern eine solche Bekanntmachung die Stabilitat der Finanzmaérkte

nicht ernstlich gefdhrdet oder den Beteiligten unverhéltnisméBigen Schaden zufiigt.
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TITEL V
DELEGIERTE RECHTSAKTE

Artikel 93
Delegierte Rechtsakte

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif3 Artikel 94 delegierte Rechtsakte zu erlassen,
um Folgendes festzulegen:

(a) die Anpassung des Verweises auf die Empfehlung 2003/361/EG in Artikel 4

Nummer 29, wenn diese Empfehlung gedndert wird;

(b) die Anpassung der in Artikel 27 Absatz 1 und in Artikel 66 Absatz 1 genannten

Betrige, um der Inflation Rechnung zu tragen.
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Artikel 94
Ausiibung der Befugnisiibertragung

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem

Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte geméf Artikel 93 wird der Kommission
auf unbestimmte Zeit ab dem [Datum einfiigen - Datum des Inkrafttretens des Rechtsakts]

ibertragen.

3. Die Befugnisiibertragung gemafl Artikel 93 kann vom Européischen Parlament oder vom
Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Uber-
tragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner
Verdffentlichung im Amtsblatt der Européischen Union oder zu einem im Beschluss iiber
den Widerruf angegebenen spéteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht

bertihrt.

4. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europdischen Parlament und dem Rat.

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemdl Artikel 93 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn
weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten
nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europiische Parlament und den Rat Einwiéinde
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwéinde erheben werden. Auf
Initiative des Européischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate

verlédngert.
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TITEL VI
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 95

Vollstindige Harmonisierung

1. Unbeschadet des Artikels 2 Absédtze 1d und 2, des Artikels 7 Absatz 3, des Artikels 27, des
Artikels 31 Absatz 2, des Artikels 35 Nummer 2, des Artikels 48 Absatz 6, des Artikels 50
Absatz 3, des Artikels 51 Absatz 3, des Artikels 54 Absétze 2 und 3, des Artikels 55
Absatz 3, des Artikels 56 Absitze 2 und 3, des Artikels 66 Absatz 1b und des Artikels 77
diirfen die Mitgliedstaaten in den Bereichen, in denen diese Richtlinie harmonisierte
Bestimmungen enthilt, keine anderen als die in dieser Richtlinie festgelegten

Bestimmungen beibehalten oder einflihren.

2. Macht ein Mitgliedstaat von einer der in Absatz 1 genannten Optionen Gebrauch, teilt er
dies der Kommission mit und setzt sie von allen nachfolgenden Anderungen in Kenntnis.
Die Kommission verdffentlicht die Informationen auf einer Website oder auf eine sonstige

leicht zugéngliche Weise.

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Zahlungsdienstleister nicht zum Nachteil der
Zahlungsdienstnutzer von den diese Richtlinie umsetzenden oder dieser Richtlinie
entsprechenden nationalen Vorschriften abweichen, es sei denn, dies ist in diesen

Vorschriften ausdriicklich vorgesehen.

Zahlungsdienstleister konnen jedoch beschlieBen, Zahlungsdienstnutzern giinstigere Konditionen

einzurdumen.

Artikel 96
Uberpriifungsklausel

Die Kommission legt dem Européischen Parlament, dem Rat, dem Europidischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und der Européischen Zentralbank innerhalb von fiinf Jahren nach Inkrafttreten
dieser Richtlinie einen Bericht {iber die Anwendung und die Auswirkungen der Richtlinie und
insbesondere die Eignung und Wirkung der Bestimmungen des Artikels 55 Absétze 3 und 4 iiber

Entgelte vor.
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Artikel 97

Ubergangsbestimmung

1. Die Mitgliedstaaten gestatten Zahlungsinstituten, die vor [OP: Bitte endgiiltige
Umsetzungsfrist einfiigen] ihre Tétigkeiten gemaB den nationalen Rechtsvorschriften zur
Umsetzung der Richtlinie 2007/64/EG aufgenommen haben, diese Tétigkeiten in
Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Richtlinie 2007/64/EG bis zum [OP: Bitte
endgiiltige Umsetzungsfrist + 6 Monate einfiigen] fortzusetzen, ohne eine Zulassung
geméil Artikel 5 beantragen oder die anderen gemal Titel II festgelegten oder dort

genannten Bestimmungen einhalten zu miissen.

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass diese Zahlungsinstitute den zustdndigen Behdrden
alle sachdienlichen Informationen {ibermitteln, damit diese bis zum [OP: Bitte endgiiltige
Umsetzungsfrist + 6 Monate einfiigen] beurteilen konnen, ob die Zahlungsinstitute die
Anforderungen des Titels II erfiillen und welche Maflnahmen andernfalls zu ergreifen sind,

um dies sicherzustellen, oder ob ein Entzug der Zulassung angebracht ist.

Zahlungsinstitute, die nach Uberpriifung durch die zustindigen Behdrden die
Anforderungen des Titels II erfiillen, erhalten eine Zulassung und werden in das Register
des Herkunftsmitgliedstaats und das Register der EBA nach Artikel 13 bzw. 14
eingetragen. Erflillen die Zahlungsinstitute die Anforderungen des Titels II nicht bis zum
[OP: Bitte endgiiltige Umsetzungsfrist + 6 Monate einfiigen] , wird ihnen gemaf3 Artikel 30

untersagt, Zahlungsdienste zu erbringen.
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2. Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, dass Zahlungsinstitute nach Absatz 1 Unterabsatz 1
automatisch eine Zulassung erhalten und in das Register ihres Herkunftsmitgliedstaats und
das Register der EBA nach Artikel 13 bzw. 14 eingetragen werden, wenn den zustindigen
Behorden bereits nachgewiesen wurde, dass die Anforderungen der Artikel 5 und 10 erfiillt
sind. Die zusténdigen Behorden setzen die betroffenen Zahlungsinstitute in Kenntnis,

bevor die Zulassung erteilt wird.

3. Die Mitgliedstaaten gestatten natiirlichen oder juristischen Personen, die vor dem [OP:
Bitte endgiiltige Umsetzungsfrist einfiigen] Zahlungsdienste im Sinne dieser Richtlinie
erbracht haben und denen eine Ausnahme gemif3 Artikel 26 der Richtlinie 2007/64/EG
gewdhrt wurde, diese Tétigkeit in dem betreffenden Mitgliedstaat gemal der Richtlinie
2007/64/EG bis zum [OP: Bitte endgiiltige Umsetzungsfrist + 12 Monate einfiigen]
fortzusetzen, ohne eine Zulassung gemif Artikel 5 beantragen oder eine Freistellung nach
Artikel 27 erlangen oder die anderen gemal Titel II festgelegten oder dort genannten
Bestimmungen erfiillen zu miissen. Personen, denen innerhalb dieser Frist keine Zulassung
erteilt bzw. keine Freistellung geméB dieser Richtlinie gewéhrt wurde, wird gemil Artikel

30 untersagt, Zahlungsdienste zu erbringen.

4. Die Mitgliedstaaten kdnnen vorsehen, dass die befreite Institute nach Absatz 3 automatisch
eine Freistellung erhalten und in das Register ihres Herkunftsmitgliedstaats und das
Register der EBA nach Artikel 13 bzw. 14 eingetragen werden, wenn den zustdndigen
Behorden bereits nachgewiesen wurde, dass die Anforderungen des Artikels 27 erfiillt

sind. Die zustidndigen Behdrden setzen die betroffenen Zahlungsinstitute in Kenntnis.

5. Ungeachtet des Absatzes 1 behalten juristische Personen, die eine Zulassung fiir die
Erbringung von unter Nummer 7 des Anhangs der Richtlinie 2007/64/EG genannten
Zahlungsdiensten erhalten haben, in der neuen Zulassung automatisch das Recht zur
Erbringung dieser Zahlungsdienste, die als Zahlungsdienste im Sinne der Nummer 3 des
Anhangs dieser Richtlinie gelten, wenn den zustéindigen Behdrden spétestens bis zum [OP:
Bitte endgiiltige Umsetzungsfrist + 24 Monate] nachgewiesen wurde, dass die

Anforderungen des Artikels 6 Buchstabe ¢ und des Artikels 8 eingehalten werden.
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Artikel 98
Anderung der Richtlinie 2002/65/EG

Artikel 4 Absatz 5 der Richtlinie 2002/65/EG erhilt folgende Fassung:

"S. In den Fillen, in denen auch die Richtlinie [OP: Bitte Nummer dieser Richtlinie einfiigen!
des Europdischen Parlaments und des Rates* Anwendung findet, werden die Bestimmungen
iber die Unterrichtung des Artikels 3 Absatz 1 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstaben ¢ bis
g, Absatz 3 Buchstaben a, d und e sowie Absatz 4 Buchstabe b durch die Artikel 37, 38, 44

und 45 jener Richtlinie ersetzt."
* Richtlinie ... des Européischen Parlaments und des Rates vom [vollstindigen Titel einfiigen]

(ABLL...).

Artikel 99
Anderung der Richtlinie 2013/36/EG

Anhang I Nummer 4 der Richtlinie 2013/36/EU des Europiischen Parlaments und des Rates®'
erhélt folgende Fassung:

"(4) Zahlungsdienste im Sinne des Artikels 4 Nummer 3 der Richtlinie
2014/XX/EU des Europdischen Parlaments und des Rates* [OP: Bitte nach

Erlass Bezeichnung und Nummer der Richtlinie einfiigen]|

* Richtlinie ... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ...

31 Richtlinie 2013/36/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tiber
den Zugang zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten
und Wertpapierfirmen, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).
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Artikel 100
Anderung der Richtlinie 2009/110/EG

1. Artikel 1 Absatz 5 der Richtlinie 2009/110/EG erhélt folgende Fassung:

"Diese Richtlinie gilt nicht fiir den monetidren Wert, der fiir Zahlungsvorgidnge verwendet wird, die
unter die Ausnahmeregelung nach Artikel 3 Buchstaben 1, la und Ib der Richtlinie [zweite

Zahlungsdienste-Richtlinie] fallen."

la. Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2009/110/EG erhilt folgende Fassung:
Unbeschadet dieser Richtlinie gelten die Artikel 5 und 10 bis 16, Artikel 18 Absétze 5 bis 7 und
Artikel 19 bis 26¢ der Richtlinie [zweite Zahlungsdienste-Richtlinie] fiir E-Geld-Institute

entsprechend."
2. Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2009/110/EG erhilt folgende Fassung:

"4. Die Mitgliedstaaten erlauben E-Geld-Instituten den Vertrieb und den Riicktausch von E-Geld
iiber natiirliche oder juristische Personen, die in ihrem Namen tétig sind. Mochte ein E-Geld-Institut
in einem anderen Mitgliedstaat unter Nutzung einer solchen natiirlichen oder juristischen Person E-
Geld vertreiben, gelten Artikel 18 Absétze 5 und 6 und Artikel 25a bis 26¢ der Richtlinie [zweite

Zahlungsdienste-Richtlinie] entsprechend."
3. Artikel 3 Absatz 5 der Richtlinie 2009/110/EG erhélt folgende Fassung:

"5. Unbeschadet des Absatzes 4 emittieren E-Geld-Institute elektronisches Geld nicht iiber Agenten.
E-Geld-Institute sind nur befugt, Zahlungsdienste gemafl Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a liber
Agenten zu erbringen, wenn die Voraussetzungen nach Artikel 18 der Richtlinie [zweite

Zahlungsdienste-Richtlinie] erfiillt sind."

16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 156
DGG 1C DE



4. In Artikel 18 der Richtlinie 2009/110/EG wird folgender Absatz 4 angefiigt:

"4. Die Mitgliedstaaten gestatten E-Geld-Instituten, die vor Erlass der Richtlinie [OP: Bitte nach
Erlass Nummer der Richtlinie einfiigen] des Europédischen Parlaments und des Rates* im
Mitgliedstaat ihres Sitzes Tatigkeiten gemal dieser Richtlinie und der Richtlinie 2007/64/EG
aufgenommen haben, diese Tatigkeiten in dem betreffenden Mitgliedstaat oder in einem anderen
Mitgliedstaat bis [OP: Bitte endgiiltige Umsetzungsfrist + 6 Monate einfiigen] fortzusetzen, ohne
eine Zulassung gemil Artikel 3 beantragen zu miissen und ohne zur Einhaltung der anderen in Titel

II vorgesehenen oder genannten Bestimmungen verpflichtet zu sein.

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die in Unterabsatz 1 genannten juristischen Personen den
zustidndigen Behorden alle sachdienlichen Informationen {ibermitteln, damit diese bis zum [OP:
Bitte endgiiltige Umsetzungsfrist + 6 Monate einfiigen] beurteilen kdnnen, ob die juristischen
Personen die Anforderungen des Titels II erfiillen und welche Mallnahmen andernfalls zu ergreifen

sind, um dies sicherzustellen, oder ob die Zulassung entzogen werden muss.

Die juristischen Personen nach Unterabsatz 1, die nach Uberpriifung durch die zustéindigen
Behorden die Anforderungen des Titels II erfiillen, erhalten eine Zulassung und werden in das
Register eingetragen. Erfiillen die juristischen Personen die Anforderungen des Titels II nicht bis
zum [OP: Bitte endgiiltige Umsetzungsfrist + 6 Monate einfiigen], wird ihnen die Ausgabe von E-
Geld untersagt."

* Richtlinie ... des Européischen Parlaments und des Rates vom [vollstindigen Titel einfiigen] (ABI.

L.).

k3k
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Artikel 100a
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010

1. Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 erhélt folgende Fassung:

"2. Die Behorde handelt im Rahmen der ihr durch diese Verordnung iibertragenen Befugnisse
und innerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie 94/19/EG, der Richtlinie 2002/87/EG,
der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006, der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute
und Wertpapierfirmen (*), der Richtlinie 2003/36/EU des Européischen Parlaments und des
Rates vom 26. Juni 2013 iiber den Zugang zur Tétigkeit von Kreditinstituten und die Beauf-
sichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (*), der Richtlinie [zweite Zahlungs-
dienste-Richtlinie] [OP: Nach Erlass der Richtlinie bitte Nummer einfiigen], der Richtlinie
2009/110/EG und, soweit diese Rechtsvorschriften sich auf Kredit- und Finanzinstitute sowie
die zustdndigen Behorden, die diese beaufsichtigen, beziehen, der einschligigen Teile der
Richtlinie 2002/65/EG und der Richtlinie 2005/60/EG, einschlieSlich sdmtlicher Richtlinien,
Verordnungen und Beschliisse, die auf der Grundlage dieser Rechtsakte angenommen wurden,
sowie aller weiteren verbindlichen Rechtsakte der Union, die der Behorde Aufgaben
{ibertragen. Die Behorde handelt ferner in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EU)

Nr. 1024/2013 (***) des Rates."

2. Artikel 4 Nummer 1 erhilt folgende Fassung:

"1. "Finanzinstitute" Kreditinstitute im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Richtlinie
2006/48/EG, Wertpapierfirmen im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 Buchstabe b der Richtlinie
2006/49/EG, Finanzkonglomerate im Sinne des Artikels 2 Nummer 14 der Richtlinie
2002/87/EG, Zahlungsdienstleister im Sinne des Artikels 4 Nummer 9 der Richtlinie [zweite
Zahlungsdienste-Richtlinie] [OP: Nach Erlass der Richtlinie bitte Nummer einfiigen] sowie E-
Geld-Institute im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 2009/110/EG; beziiglich der
Richtlinie 2005/60/EG bezeichnet der Ausdruck "Finanzinstitute" Kreditinstitute und

Finanzinstitute im Sinne des Artikels 3 Nummern 1 und 2 der genannten Richtlinie;"

Artikel 101
Authebung

Die Richtlinie 2007/64/EG wird mit Wirkung vom [OP: Bitte Datum einfiigen — Tag nach dem in
Artikel 102 Absatz 2 Unterabsatz 1 genannten Datum] aufgehoben.
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Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende

Richtlinie und sind nach Maf3gabe der Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.
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Artikel 102

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen bis zum ..." [zwei Jahre nach Inkrafttreten
dieser Richtlinie] die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um
dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut

dieser Rechtsvorschriften mit.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem ..."" [zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie]

an.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Abweichend von Absatz 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Sicherheits-
mafBnahmen nach Artikel 87 Absidtze 1, 1a, 1b und 1d 18 Monate nach dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens der in Artikel 87a genannten technischen Regulierungsstandards angewandt

werden.

Die Mitgliedstaaten erteilen neuen Zahlungsdienstleistern, die die in Anhang I unter
Nummer 7 und 8 genannten Dienste anbieten, die Zulassung oder registrieren sie ab dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Artikel 87a genannten technischen Regulierungs-

standards gemil Absatz 4.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass einzelne kontofiihrende Zahlungsdienstleister bis
zu dem Zeitpunkt, an dem sie die technischen Regulierungsstandards in Absatz 4 einhalten,
das Nichteinhalten nicht dazu missbrauchen diirfen, die Nutzung von Zahlungsauslose-
und Kontoinformationsdiensten fiir die von ihnen gefiihrten Konten zu blockieren oder zu

behindern.

+

++

ABIL.: Bitte Datum einfligen: Zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie.
ABI.: Bitte Datum einfligen: Zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie.
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Artikel 103

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Artikel 104
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments  Im Namen des Rates

Der Prdsident Der Prdsident
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ANHANG 1
ZAHLUNGSDIENSTE (ARTIKEL 4 DEFINITION 3)

1. Dienste, mit denen Bareinzahlungen auf ein Zahlungskonto ermdglicht werden, sowie alle

fiir die Fiihrung eines Zahlungskontos erforderlichen Vorgénge

2. Dienste, mit denen Barabhebungen von einem Zahlungskonto ermdglicht werden, sowie

alle fuir die Fiihrung eines Zahlungskontos erforderlichen Vorgénge

3. Ausfiihrung von Zahlungsvorgédngen einschlielich des Transfers von Geldbetrdgen auf ein
Zahlungskonto beim Zahlungsdienstleister des Nutzers oder bei einem anderen

Zahlungsdienstleister:
(a) Ausfiihrung von Lastschriften einschlieBlich einmaliger Lastschriften

(b)  Ausfiihrung von Zahlungsvorgéngen mittels einer Zahlungskarte oder eines

dhnlichen Instruments
(c) Ausfiihrung von Uberweisungen einschlieBlich Dauerauftrigen

4. Ausfiihrung von Zahlungsvorgédngen, wenn die Betrage durch einen Kreditrahmen fiir

einen Zahlungsdienstnutzer gedeckt sind:
(a) Ausfiihrung von Lastschriften einschlieBlich einmaliger Lastschriften

(b)  Ausfiihrung von Zahlungsvorgéngen mittels einer Zahlungskarte oder eines

dhnlichen Instruments

(c) Ausfiihrung von Uberweisungen einschlieBlich Dauerauftrigen

5. Ausgabe von Zahlungsinstrumenten und/oder Akquisition von Zahlungsvorgiangen

6. Finanztransfer

7. Zahlungsausldsedienste

8. Kontoinformationsdienste

16154/14 cf,do,hal/CF,RSZ/ik 162

DGG 1C DE



ANHANG II
ENTSPRECHUNGSTABELLE

Vorliegende Richtlinie

Richtlinie 2007/64/EG

Artikel 1 Absatz 1

Artikel 1 Absatz 1

Artikel 1 Absatz 2

Artikel 1 Absatz 2

Artikel 2 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 2

Artikel 2 Absatz 2

Artikel 2 Absatz 3

Artikel 2 Absatz 3

Artikel 3

Buchstabe o gestrichen Artikel 3
Artikel 4 .
Weitere Begriffsbestimmungen Artikel 4
Artikel 5 — Weitere Vorschriften flr
Zul tra

ulassungsantrage Artikel 5
Artikel 6 Artikel 6

Artikel 7 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 3

Artikel 7 Absatz 3

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 3

Artikel 8 Absatz 3

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 2
Artikel 9 Absatze 3 und 4 gestrichen

Artikel 9 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 3

Artikel 10 Absatz 3

Artikel 10 Absatz 4

Artikel 10 Absatz 4

Artikel 10 Absatz 5

Artikel 10 Absatz 5

Artikel 10 Absatz 6

Artikel 10 Absatz 6

Artikel 10 Absatz 7

Artikel 10 Absatz 7

Artikel 10 Absatz 8

Artikel 10 Absatz 8

Artikel 10 Absatz 9

Artikel 10 Absatz 9

Artikel 11

Artikel 11

Artikel 12 Absatz 1

Artikel 12 Absatz 1

Artikel 12 Absatz 2

Artikel 12 Absatz 2

Artikel 12 Absatz 3

Artikel 12 Absatz 3

Artikel 13

Artikel 13

Artikel 14 Absatz 1

Artikel 14 Absatz 2

Artikel 14 Absatz 3

Artikel 14 Absatz 4

Artikel 15

Artikel 14
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Artikel 16 Absatz 1

Artikel 15 Absatz 1

Artikel 16 Absatz 2

Artikel 15 Absatz 2

Artikel 16 Absatz 3

Artikel 15 Absatz 3

Artikel 16 Absatz 4

Artikel 15 Absatz 4

Artikel 17 Absatz 1

Artikel 16 Absatz 1

Artikel 17 Absatz 2

Artikel 16 Absatz 2

Artikel 17 Absatz 3

Artikel 17 Absatz 4

Artikel 16 Absatz 3

Artikel 17 Absatz 5

Artikel 16 Absatz 4

Artikel 17 Absatz 6

Artikel 16 Absatz 5

Artikel 18 Absatz 1

Artikel 17 Absatz 1

Artikel 18 Absatz 2

Artikel 17 Absatz 2

Artikel 18 Absatz 3

Artikel 17 Absatz 3

Artikel 18 Absatz 4

Artikel 17 Absatz 4

Artikel 18 Absatz 5

Artikel 17 Absatz 5

Artikel 18 Absatz 6

Artikel 17 Absatz 6

Artikel 18 Absatz 7

Artikel 17 Absatz 7

Artikel 18 Absatz 8

Artikel 17 Absatz 8

Artikel 18 Absatz 9

Artikel 19 Absatz 1

Artikel 18 Absatz 1

Artikel 19 Absatz 2

Artikel 18 Absatz 2

Artikel 20

Artikel19

Artikel 21 Absatz 1

Artikel 20 Absatz 1

Artikel 21 Absatz 2

Artikel 20 Absatz 2

Artikel 21 Absatz 3

Artikel 20 Absatz 3

Artikel 21 Absatz 4

Artikel 20 Absatz 4

Artikel 21 Absatz 5

Artikel 20 Absatz 5

Artikel 22 Absatz 1

Artikel 21 Absatz 1

Artikel 22 Absatz 2

Artikel 21 Absatz 2

Artikel 22 Absatz 3

Artikel 21 Absatz 3

Artikel 23 Absatz 1

Artikel 22 Absatz 1

Artikel 23 Absatz 2

Artikel 22 Absatz 2

Artikel 23 Absatz 3

Artikel 22 Absatz 3

Artikel 24 Absatz 1

Artikel 23 Absatz 1

Artikel 24 Absatz 2

Artikel 23 Absatz 2

Artikel 25 Absatz 1

Artikel 24 Absatz 1

Artikel 25 Absatz 2 — Buchstabe d gestrichen

Artikel 24 Absatz 2
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Artikel 26 Absatz 1

Artikel 25 Absatz 1

Artikel 26 Absatz 2

Artikel 25 Absatz 2

Artikel 26 Absatz 3

Artikel 25 Absatz 3

Artikel 26 Absatz 4

Artikel 25 Absatz 4

Artikel 26 Absatz 5

Artikel 25 Absatz 5

Artikel 26 Absatz 6

Artikel 26 Absatz 7

Artikel 26 Absatz 8

Artikel 26 Absatz 9

Artikel 27 Absatz 1

Artikel 26 Absatz 1

Artikel 27 Absatz 2

Artikel 26 Absatz 2

Artikel 27 Absatz 3

Artikel 26 Absatz 3

Artikel 27 Absatz 4

Artikel 26 Absatz 4

Artikel 27 Absatz 5

Artikel 26 Absatz 5

Artikel 27 Absatz 6

Artikel 26 Absatz 6

Artikel 28

Artikel 27

Artikel 29 Absatz 1

Artikel 28 Absatz 1

Artikel 29 Absatz 2

— Buchstabe c gestrichen

Artikel 28 Absatz 2

Artikel 30 Absatz 1

Artikel 29

Artikel 30 Absatz 2

Artikel 31 Absatz 1

Artikel 30 Absatz 1

Artikel 31 Absatz 2

Artikel 30 Absatz 2

Artikel 31 Absatz 3

Artikel 30 Absatz 3

Artikel 32

Artikel 31

Artikel 33 Absatz 1

Artikel 32 Absatz 1

Artikel 33 Absatz 2

Artikel 32 Absatz 2

Artikel 33 Absatz 3

Artikel 32 Absatz 3

Artikel 34

Artikel 33

Artikel 35 Absatz 1

Artikel 34 Absatz 1

Artikel 35 Absatz 2

Artikel 34 Absatz 2

Artikel 36 Absatz 1

Artikel 35 Absatz 1

Artikel 36 Absatz 2

Artikel 35 Absatz 2

Artikel 37 Absatz 1

Artikel 36 Absatz 1

Artikel 37 Absatz 2

Artikel 36 Absatz 2

Artikel 37 Absatz 3

Artikel 36 Absatz 3

Artikel 38 Absatz 1

Artikel 37 Absatz 1

Artikel 38 Absatz 2
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Artikel 38 Absatz 3

Artikel 37 Absatz 2

Artikel 39
Artikel 40
Artikel 41 Artikel 38
Artikel 42 Artikel 39
Artikel 43 Artikel 40

Artikel 44 Absatz 1

Artikel 41 Absatz 1

Artikel 44 Absatz 2

Artikel 41 Absatz 2

Artikel 44 Absatz 3

Artikel 41 Absatz 3

Artikel 45 Nummer 1

Artikel 42 Nummer 1

Artikel 45 Nummer 2

Artikel 42 Nummer 2

Artikel 45 Nummer 3

Artikel 42 Nummer 3

Artikel 45 Nummer 4

Artikel 42 Nummer 4

Artikel 45 Nummer5

Artikel 42 Nummer 5

Artikel 45 Nummer 6

Artikel 42 Nummer 6

Artikel 45 Nummer 7

Artikel 42 Nummer 7

Artikel 46

Artikel 43

Artikel 47 Absatz 1

Artikel 44 Absatz 1

Artikel 47 Absatz 2

Artikel 44 Absatz 2

Artikel 47 Absatz 3

Artikel 44 Absatz 3

Artikel 48 Absatz 1

Artikel 45 Absatz 1

Artikel 48 Absatz 2

Artikel 45 Absatz 2

Artikel 48 Absatz 3

Artikel 45 Absatz 3

Artikel 48 Absatz 4

Artikel 45 Absatz 4

Artikel 48 Absatz 5

Artikel 45 Absatz 5

Artikel 48 Absatz 6

Artikel 45 Absatz 6

Artikel 49

Artikel 46

Artikel 50 Absatz 1

Artikel 47 Absatz 1

Artikel 50 Absatz 2

Artikel 47 Absatz 2

Artikel 50 Absatz 3

Artikel 47 Absatz 3

Artikel 51 Absatz 1

Artikel 48 Absatz 1

Artikel 51 Absatz 2

Artikel 48 Absatz 2

Artikel 51 Absatz 3

Artikel 48 Absatz 3

Artikel 52 Absatz 1

Artikel 49 Absatz 1

Artikel 52 Absatz 2

Artikel 49 Absatz 2

Artikel 53 Absatz 1

Artikel 50 Absatz 1

Artikel 53 Absatz 2

Artikel 50 Absatz 2
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Artikel 54 Absatz 1

Artikel 51 Absatz 1

Artikel 54 Absatz 2

Artikel 51 Absatz 2

Artikel 54 Absatz 3

Artikel 51 Absatz 3

Artikel 54 Absatz 4

Artikel 51 Absatz 4

Artikel 55 Absatz 1

Artikel 52 Absatz 1

Artikel 55 Absatz 2

Artikel 52 Absatz 2

Artikel 55 Absatz 3

Artikel 52 Absatz 3

Artikel 55 Absatz 4

Artikel 56 Absatz 1

Artikel 53 Absatz 1

Artikel 56 Absatz 2

Artikel 53 Absatz 2

Artikel 56 Absatz 3

Artikel 53 Absatz 3

Artikel 57 Absatz 1

Artikel 54 Absatz 1

Artikel 57 Absatz 2

Artikel 54 Absatz 2

Artikel 57 Absatz 3

Artikel 54 Absatz 3

Artikel 57 Absatz 4

Artikel 54 Absatz 4

Artikel 58 Absatz 1

Artikel 58 Absatz 2

Artikel 58 Absatz 3

Artikel 58 Absatz 4

Artikel 59 Absatz 1

Artikel 59 Absatz 2

Artikel 59 Absatz 3

Artikel 60 Absatz 1

Artikel 55 Absatz 1

Artikel 60 Absatz 2

Artikel 55 Absatz 2

Artikel 60 Absatz 3

Artikel 55 Absatz 3

Artikel 60 Absatz 4

Artikel 55 Absatz 4

Artikel 61 Absatz 1

Artikel 56 Absatz 1

Artikel 61 Absatz 2

Artikel 56 Absatz 2

Artikel 62 Absatz 1

Artikel 57 Absatz 1

Artikel 62 Absatz 2

Artikel 57 Absatz 2

Artikel 63 Absatz 1

Artikel 58

Artikel 63 Absatz 2

Artikel 64 Absatz 1

Artikel 59 Absatz 1

Artikel 64 Absatz 2

Artikel 59 Absatz 2

Artikel 65 Absatz 1

Artikel 60 Absatz 1

Artikel 65 Absatz 2

Artikel 65 Absatz 3

Artikel 60 Absatz 2
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Artikel 66 Absatz 1

Artikel 61 Absatze 1 und 2

Artikel 66 Absatz 2

Artikel 61 Absatze 4 und 5

Artikel 67 Absatz 1

Artikel 62 Absatz 1

Artikel 67 Absatz 2

Artikel 62 Absatz 2

Artikel 67 Absatz 3

Artikel 62 Absatz 3

Artikel 68 Absatz 1

Artikel 63 Absatz 1

Artikel 68 Absatz 2

Artikel 63 Absatz 2

Artikel 69 Absatz 1

Artikel 64 Absatz 1

Artikel 69 Absatz 2

Artikel 64 Absatz 2

Artikel 70 Absatz 1

Artikel 65 Absatz 1

Artikel 70 Absatz 2

Artikel 65 Absatz 2

Artikel 70 Absatz 3

Artikel 65 Absatz 3

Artikel 71 Absatz 1

Artikel 66 Absatz 1

Artikel 71 Absatz 2

Artikel 66 Absatz 2

Artikel 71 Absatz 3

Artikel 66 Absatz 3

Artikel 71 Absatz 4

Artikel 66 Absatz 4

Artikel 71 Absatz 5

Artikel 66 Absatz 5

Artikel 72 Absatz 1

Artikel 67 Absatz 1

Artikel 72 Absatz 2

Artikel 67 Absatz 2

Artikel 72 Absatz 3

Artikel 67 Absatz 3

Artikel 73 Absatz 1

Artikel 68 Absatz 1

Artikel 73 Absatz 2

Artikel 68 Absatz 2

Artikel 74 Absatz 1

Artikel 69 Absatz 1

Artikel 74 Absatz 2

Artikel 69 Absatz 2

Artikel 74 Absatz 3

Artikel 69 Absatz 3

Artikel 75 Artikel 70
Artikel 76 Artikel 71
Artikel 77 Artikel 72

Artikel 78 Absatz 1

Artikel 73 Absatz 1

Artikel 78 Absatz 2

Artikel 73 Absatz 2

Artikel 79 Absatz 1

Artikel 74 Absatz 1

Artikel 79 Absatz 2

Artikel 74 Absatz 2

Artikel 79 Absatz 3

Artikel 74 Absatz 2

Artikel 79 Absatz 4

Artikel 74 Absatz 2

Artikel 79 Absatz 5

Artikel 74 Absatz 3

Artikel 80 Absatz 1

Artikel 75 Absatz 1

Artikel 80 Absatz 2

Artikel 75 Absatz 2
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Artikel 80 Absatz 3

Artikel 75 Absatz 3

Artikel 81

Artikel 76

Artikel 82 Absatz 1

Artikel 77 Absatz 1

Artikel 82 Absatz 2

Artikel 77 Absatz 2

Artikel 83

Artikel 78

Artikel 84

Artikel 79

Artikel 85 Absatz 1

Artikel 85 Absatz 2

Artikel 85 Absatz 3

Artikel 85 Absatz 4

Artikel 86 Absatz 1

Artikel 86 Absatz 2

Artikel 86 Absatz 3

Artikel 86 Absatz 4

Artikel 87 Absatz 1

Artikel 87 Absatz 2

Artikel 87 Absatz 3

Artikel 88 Absatz 1

Artikel 80 Absatz 1

Artikel 88 Absatz 2

Artikel 80 Absatz 2

Artikel 89 Absatz 1

Artikel 89 Absatz 2

Artikel 89 Absatz 3

Artikel 82 Absatz 2

Artikel 89 Absatz 4

Artikel 90 Absatz 1

Artikel 90 Absatz 2

Artikel 90 Absatz 3

Artikel 91 Absatz 1

Artikel 83 Absatz 1

Artikel 91 Absatz 2

Artikel 83 Absatz 2

Artikel 92 Absatz 1

Artikel 92 Absatz 2

Artikel 93

Artikel 84

Artikel 94 Absatz 1

Artikel 94 Absatz 2

Artikel 94 Absatz 3

Artikel 94 Absatz 4

Artikel 94 Absatz 5

Artikel 95 Absatz 1

Artikel 86 Absatz 1
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Artikel 95 Absatz 2

Artikel 86 Absatz 2

Artikel 95 Absatz 3

Artikel 86 Absatz 3

Artikel 96

Artikel 87

Artikel 97

Artikel 88

Artikel 98 Absatz 1

Artikel 98 Absatz 2

Artikel 99 Absatz 1

Artikel 99 Absatz 2

Artikel 101

Artikel 102 Absatz 1

Artikel 94 Absatz 1

Artikel 102 Absatz 2

Artikel 94 Absatz 1

Artikel 102 Absatz 3

Artikel 94 Absatz 2

Artikel 103 Artikel 95
Artikel 104 Artikel 96
Anhang | Anhang
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	11a. "Kontoinformationsdienstleister" einen Zahlungsdienstleister, der gewerbliche Tätigkeiten nach Anhang I Nummer 8 ausübt;
	1. Im Einklang mit Artikel 89 Absatz 3 arbeiten die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats mit den zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats zusammen, um bei dem Agenten oder der Zweigniederlassung eines Zahlungsinstituts im Hoheitsge...
	3. Die Mitgliedstaaten schreiben Dienstleistern, die eine Tätigkeit nach Artikel 3 Buchstaben l, la und lb ausführen, vor, dass sie dies den zuständigen Behörden melden und ihnen einen jährlichen Bestätigungsvermerk zukommen lassen, aus dem hervorgeht...
	3a. Ungeachtet des Absatzes 1 unterrichten die zuständigen Behörden die EBA über die nach den Absätzen 2 und 3 gemeldeten Dienstleistungen und geben an, im Rahmen welcher Ausnahme die Dienstleistungen ausgeführt werden.
	4. Die Beschreibung der nach den Absätzen 2 und 3 gemeldeten Dienstleistungen wird im Register gemäß Artikel 13 und auf der Website der EBA gemäß Artikel 14 öffentlich zugänglich gemacht.
	TITEL III  TRANSPARENZ DER VERTRAGSBEDINGUNGEN UND INFORMATIONSPFLICHTEN DER ZAHLUNGSDIENSTE
	5. Der kontoführende Zahlungsdienstleister kann einem Kontoinformationsdienstleister oder einem Zahlungsauslösedienstleister den Zugang zum Zahlungskonto verweigern, wenn objektive und gebührend nachgewiesene Gründe im Zusammenhang mit dem nicht autor...
	Der Zahlungsdienstleister des Zahlers erstattet dem Zahler unverzüglich den Betrag, der Gegenstand des nicht oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgangs ist, und bringt das belastete Zahlungskonto gegebenenfalls wieder auf den Stand, auf dem es sich...
	"5. In den Fällen, in denen auch die Richtlinie [OP: Bitte Nummer dieser Richtlinie einfügen] des Europäischen Parlaments und des Rates* Anwendung findet, werden die Bestimmungen über die Unterrichtung des Artikels 3 Absatz 1 mit Ausnahme von Absatz 2...
	* Richtlinie ... des Europäischen Parlaments und des Rates vom [vollständigen Titel einfügen] (ABl. L...).
	Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.
	4. Abweichend von Absatz 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Sicherheitsmaßnahmen nach Artikel 87 Absätze 1, 1a, 1b und 1d 18 Monate nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Artikel 87a genannten technischen Regulierungsstandards angew...
	5. Die Mitgliedstaaten erteilen neuen Zahlungsdienstleistern, die die in Anhang I unter Nummer 7 und 8 genannten Dienste anbieten, die Zulassung oder registrieren sie ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Artikel 87a genannten technischen Regulie...
	6. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass einzelne kontoführende Zahlungsdienstleister bis zu dem Zeitpunkt, an dem sie die technischen Regulierungsstandards in Absatz 4 einhalten, das Nichteinhalten nicht dazu missbrauchen dürfen, die Nutzung von Z...

